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	"Wer richtig fragt, erhält richtige Antworten." Das Buch hilft zu erkennen, was jeweils die "richtige" Antwort ist u. wie man zielorientiert danach fragt. Befragungen mit dem Ziel, Geschehnisse zu klären, sind nicht nur im forensischen Bereich von großer Bedeutung. Deshalb geben die Autoren in der 2. Auflage des renommierten Titels ihre im Gerichtsalltag, aber auch in zahlreichen Seminaren gewonnenen Erfahrungen anstatt nur an Richter, Staatsanwälte u. Rechtsanwälte, ebenso an im jurist. Alltag tätige Sachverständige, an Mitarbeiter v. Konzernen, die z.B. in den Bereichen "Compliance" oder "Fraud" tätig sind u. an Sachbearbeiter von Versicherungen weiter, eben an alle, die zielorientierte Gespräche, Interviews oder Befragungen führen. Einen eigenen Abschnitt hat das Thema "Telefonie". Das Buch vermittelt zudem anhand der neuen Rechtsprechung die Methode der Aussagenanalyse u. wie man Lügen u. Irrtümer aufdecken kann. Es dient Richtern zur Urteilsfindung u. Urteilsbegründung wie Anwälten zum Entdecken u. Rügen von Fehlern.

Axel Wendler, RiOLG, Lehrbeauftragter Universität Tübingen, seit langem Leiter v. Seminaren f. Juristen, f. Mitarbeiter v. Firmen u. Versicherungen im In- u. Ausland, bekannt aus zahlr. TV-Auftritten u. Veröffentlichungen. Dr. Helmut Hoffmann, RiOLG a.D., regelm. Autor in NJW u. MMR, Seminarleiter in vielen unterschiedl. Bereichen.





Vorwort


Als Student hat man sich bisweilen von mühsam erspartem Geld ein juristisches Fachbuch gekauft. Anschließend war man meistens schon allein aufgrund des Kaufs ziemlich zufrieden. Der Lerneffekt freilich war erst mal rein „psychologischer Natur“.

In der Folge hat man das Buch immer mal wieder zur Hand genommen und darin unheimlich viel unterstrichen oder ganze Abschnitte mit einem bunten Marker übermalt. Das brachte erneut allerhand Zufriedenheit. Nach wie vor aber war der Lerneffekt „begrenzt“.

Zuletzt blieb dann nichts Anderes mehr übrig, als das Buch doch noch gründlich zu LESEN. Das war der anstrengendste Teil.

Unser Buch soll – wie an sich jedes Buch – vor allem gut LESBAR sein. Dafür haben wir in der zweiten Auflage – wenigstens teilweise – eine Anhebung der Schriftgröße durchgesetzt und wir haben auf die Verwendung der sowohl männlichen als auch weiblichen Form verzichtet. (Dazu gleich noch ein paar Worte.)

Wir wollen das weitergeben, was uns, wenn man sie addiert, in nunmehr etwa 70 Berufsjahren während unserer Tätigkeit in unterschiedlichen Positionen begegnet ist, was uns eingeleuchtet hat und wovon wir bei unserer täglichen juristischen Arbeit profitiert haben und noch immer profitieren. Damit wollen wir zur Findung von besseren, d. h. letztlich gerechteren Urteilen oder anderen, angemessenen Arten der Verfahrenserledigung beitragen.

Unser besonderes Anliegen ist es, den in den einzelnen Verfahren oft vollkommen unterschiedlichen Interessen der verschiedenen Beteiligten Rechnung zu tragen. Meistens gibt es kein Richtig oder Falsch! Was für den Richter gilt, kann sich aus Sicht des Verteidigers ganz anders darstellen; der Anwalt des Klägers sollte im Zweifel inhaltlich und in der Formulierung andere Fragen stellen als der Beklagtenvertreter. Deshalb räumen wir dem Thema Vernehmungs-TAKTIK einen breiten Raum ein.


Wir wollen in der zweiten Auflage des Buchs unsere Erfahrungen aber nicht mehr nur oder in erster Linie an Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte weitergeben. In vielen Seminaren1 hat sich gezeigt, dass unsere Empfehlungen gleichermaßen für andere Berufsgruppen nützlich sein können. Alle diejenigen, die Befragungen, Interviews oder Gespräche durchführen, um dadurch im weitesten Sinn Geschehensschilderungen zu erlangen, sollten über besondere Kenntnisse auf dem Gebiet der Befragungstechnik und Befragungstaktik verfügen. Wir denken dabei besonders an im juristischen Alltag tätige Sachverständige2, an Mitarbeiter in Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sowie allen weiteren Firmen und Unternehmen, die in den Bereichen Corporate Governance, Anti-Fraud und Compliance tätig sind und nicht zuletzt auch an die Sachbearbeiter in Versicherungen. Gerade letztere müssen oft eine Art Gratwanderung vollbringen; einerseits möglichst kundenfreundlich ein Gespräch führen, zugleich aber Dubiosschadensfälle erkennen und sie für eine Beweisführung ausreichend eindeutig dokumentieren. Zudem erfolgen immer mehr solcher Gespräche allein am Telefon. Auch diesem Thema – „Besser Telefonieren“ – widmen wir in der zweiten Auflage einen eigenen Abschnitt.

Vieles, insbesondere aus den forensischen Bereichen, lässt sich durch Gerichtsentscheidungen belegen und stützen. Dazu liegt dem Buch eine betriebssystem-unabhängig lauffähige CD-ROM bei. Darauf sind enthalten:


–  die im Buch erwähnten Entscheidungen,

–  je ein umfangreiches straf- und zivilrechtliches Musterurteil mit einer ausführlichen, von den Autoren kommentierten Beweiswürdigung anhand der im Buch dargestellten Glaubhaftigkeitskriterien.



Alle Entscheidungen sind im Volltext gespeichert, enthalten zur Zitierfähigkeit die Fundstellen in den gängigen Fachzeitschriften und können ausgedruckt werden.

Die Neuauflage erscheint parallel zur gedruckten Ausgabe auch als eBook und zwar sowohl für Kindle-Reader als auch in den Formaten PDF und EPUB für andere eBook-Reader und Tablets bzw. Smartphones. In den elektronischen Versionen sind die im letzten Absatz erwähnten Volltext-Entscheidungen mit den Zitierungen in den Fußnoten des Buches vollständig verlinkt und können deshalb ohne „Medienbruch“ aus dem Buchtext heraus jederzeit direkt aufgerufen werden.


Ganz besonderer Dank gilt Regine Haßfurter und ihrer Vorgängerin Sandra Münster-Heyn für die Betreuung des Werks von Verlagsseite sowie Anna Hoffmann (www.wuau.de) für die Anfertigung der Grafikdateien. Dank gilt auch Martin Hussels, der an Teilen des Manuskripts der 1. Auflage mitgewirkt hatte.


Rechtsprechung und Literatur konnten bis Sommer 2014 berücksichtigt werden.


In den vergangenen fünf Jahren hatten wir mehrfach Gelegenheit, sowohl in China als auch in Deutschland jeweils größeren Gruppen chinesischer Juristen die grundlegenden Erkenntnisse aus diesem Buch in Seminaren zu vermitteln. Da diese Veranstaltungen eine sehr positive Resonanz gefunden haben, ist das Buch jetzt auch in einer chinesischen Ausgabe im Verlag China University of Political Science and Law Press erschienen (ISBN 978-7-5620-4222-8).

Wir freuen uns über Rückmeldungen aus dem Kreis der Leserinnen und Leser mit Anregungen für weitere Auflagen dieses Buchs und für unsere Seminare. Sie können uns hierzu kontaktieren über die nachfolgenden Mailadressen:


Axel Wendler:
BefTek-We@t-online.de

Dr. Helmut Hoffmann:
BefTek-Ho@ich.ms, www.jura-seminare.de


Noch ein Hinweis vorab anstatt des mittlerweile üblichen Hinweises vorab


In unserem Buch gibt es – wie in den meisten anderen Fachbüchern, aber anders als in der ersten Auflage – nur RichtER, Staatsanwälte und Rechtsanwälte. Alle Juristen, aber auch die Zeugen, die Dolmetscher und andere sind der Sprache nach Männer. (Beinahe ein wenig „versöhnend“ gilt das auch für die Angeklagten.) Die Wirklichkeit sieht jedoch zum Glück ganz anders aus. Dort dominieren nur bei den Angeklagten eindeutig die Männer. Im Zivilrecht wird zudem häufig anstelle des Klägers oder des Beklagten der (weibliche) Begriff Partei verwendet.

Wir halten zwar fest an dem Satz: Das, was nicht in der Sprache ist, ist auch nicht immer im Bewusstsein. Keineswegs umfasst die männliche Form, selbst wenn man dem Text einen entsprechenden Hinweis voransetzt, automatisch auch die weibliche. Wir sind dennoch dem Wunsch des Verlags, aber auch zahlreicher Leser und vor allem Leserinnen  nachgekommen, aus Gründen der Vereinfachung des Lesens grundsätzlich nur die männliche Form zu verwenden.

Wir wünschen allen Leserinnen und Lesern viel Gewinn und auch ein wenig Spaß beim Studium dieses Buchs.

 

Stuttgart/Ulm, im Herbst 2014
Axel Wendler


Dr. Helmut Hoffmann
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Einleitung


1.Zum Inhalt des Buches


So hätten wir Juristen es am liebsten, wie früher im Studium einen nicht weiter aufklärungsbedürftigen Sachverhalt vorgesetzt zu bekommen: A und B sind frisch verliebt. A erklärt B ständig, wie anstrengend es für ihn ist, sie am Wochenende mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zu besuchen. (Weil er dazu die Deutsche Bahn benutzen muss, sagt er insofern vermutlich die Wahrheit und wird wahrscheinlich des Öfteren verspätet bei seiner Freundin ankommen.) Eines Tages bietet A’s Kumpel C seinen 1-er BMW zum Verkauf an. Das ist A’s Traumwagen. Die kommenden Wochenenden schwärmt er B nur noch von diesem Auto vor. Schließlich leiht B ihm von ihren Ersparnissen 5.000 Euro. Davon kauft er sich den Wagen.

Nach einigen Monaten verspätet sich A an den Wochenenden wieder, obwohl er nun mit dem Auto kommt. Schließlich findet B heraus, dass A eine neue „Flamme“ hat. B trennt sich von A.

A verspricht B, die 5.000 Euro innerhalb von sechs Monaten zurückzuzahlen. Nach sieben Monaten schreibt B an A einen Brief, wo das Geld bleibe. Er wird nicht beantwortet. Mit dem zweiten Brief, den sie nach acht Monaten verfasst, verhält es sich gleich. Sie spricht A auf den Anrufbeantworter, keine Reaktion. Einmal treffen sie sich zufällig bei einem Konzert. A vertröstet sie. Nach zwölf Monaten wartet B noch immer auf ihr Geld. Daraufhin verklagt sie A auf Rückzahlung.

Es wird schließlich ein Gerichtstermin anberaumt. Aufgrund ihrer tiefen Verletzung schiebt B diesen Termin in ihrem Kopf weit nach hinten und versucht, so wenig wie möglich daran zu denken. Kurz davor verliebt auch sie sich neu. Ihr Herz ist so entfacht, dass sie den Verhandlungstermin vollkommen vergisst. Da sie zur Verhandlung nicht erscheint, wird ihre Klage abgewiesen.

Ist das Urteil richtig? – Ja und nein. Juristisch ist es als Versäumnisurteil eindeutig richtig. Wenn man nur betrachtet, was tatsächlich geschehen war, könnte man es auch als „falsch“ bezeichnen.

Wie wäre es, wenn B zum Termin kommen würde, A jedoch wahrheitswidrig behaupten würde, B habe ihm das Geld damals geschenkt? Wenn der Richter ihre Geschehensschilderung nicht glauben würde, käme es ebenfalls zu einer Abweisung der Klage. Dieses Urteil wäre sicherlich nicht richtig.

Ein „richtiges“ Urteil setzt eine richtige Sachverhaltsfeststellung und eine richtige Sachverhaltsdarstellung voraus. Es muss inhaltlich zutreffend geklärt werden, was tatsächlich geschehen ist. Wenn keine ausreichenden zusätzlichen Beweismittel vorliegen, erfolgt dies in allen Rechtsgebieten häufig allein anhand der Bewertung von Aussagen – Aussagen von Angeklagten, Parteien, Zeugen, Antragstellern usw. Wie man Angaben „richtiger“ und zuverlässiger auf Wahrheit und Lüge überprüfen kann, darum geht es im zweiten Kapitel dieses Buches. Dort werden die Anforderungen der neueren Rechtsprechung an die Überzeugungsbildung und an ihre Darlegung in Urteilen besprochen sowie umgekehrt die Möglichkeiten, in Fällen unrichtiger Darlegung das Urteil erfolgversprechend anzugreifen.

Wenn eine Person die Wahrheit sagt, handelt es sich dennoch immer (nur) um eine „subjektive“ Wahrheit. Es kann trotzdem vieles ganz anders gewesen sein. Vielleicht hat die Person die Ereignisse nicht richtig wahrgenommen. Beispielsweise ein Verkehrsunfall oder eine Schlägerei laufen so schnell ab, dass praktisch kein Mensch alles „richtig“ sehen kann. Es werden immer nur Bruchstücke wahrgenommen und daraus unbewusst ein „gesamter Unfall“ bzw. eine „gesamte Schlägerei“ gebildet. Das wird dann vor Gericht geschildert. Meistens vergeht allerhand Zeit, bis es zu einer (gerichtlichen) Vernehmung kommt. Vielleicht hat die Person bis dahin manches vergessen oder verwechselt das Eine oder Andere.

Im dritten Kapitel dieses Buches geht es deshalb um die Frage, wie man Irrtümer (Wahrnehmungs- oder Erinnerungsfehler) aufdecken kann. Eine Frage, die für Richter und Anwälte und alle anderen gleichermaßen bedeutsam ist.

Die Wahrheitsfindung und die Aufdeckung von Irrtümern werden erschwert, wenn die Auskunftsperson einer anderen Nationalität angehört. Die Befragung oder die Vernehmung erfolgt dann in „gebrochenem“ Deutsch oder unter Einschaltung eines Dolmetschers. Beide Male kann es zu etlichen Problemen kommen. Überdies stellt sich die Frage, ob man die Aussage einer ausländischen Person auf die gleiche Weise überprüfen kann wie die von Deutschen. Mit diesen zwei Themen beschäftigen wir uns im vierten Kapitel des Buches.

Um die Aussage einer Person auf Wahrheit und Irrtumsfreiheit überprüfen zu können, benötigt man möglichst gute Angaben. Sie sind die Grundlage eines jeden „richtigen“ Urteils. Das erste Kapitel des Buches widmet sich deshalb dem Thema Vernehmungs- und, Befragungstechnik.

Im Eingangsbeispiel freilich ist der Anwalt des Beklagten A möglicherweise gar nicht an einem „richtigen“ Urteil interessiert. Ihm ist vielmehr daran gelegen, die Angaben der Klägerin B zu erschüttern und auf den vermeintlichen „Wahrheitsgehalt“ der Angaben seines Mandanten hinzuweisen. Für den Anwalt der Klägerin verhält es sich genau umgekehrt: Er will die Wahrheit der Angaben seiner Mandantin beweisen und die Lüge des Beklagten aufdecken. Anders als die Prozessbevollmächtigten der Parteien muss die richterliche Befragungs- und Vernehmungstaktik auf eine möglichst genaue Sachverhaltsaufklärung ausgerichtet sein. Alle haben also verschiedene Ziele und sollten deshalb bei ihrer Befragung auch unterschiedlich, immer an ihrer jeweiligen Position im betreffenden Verfahren ausgerichtet, vorgehen. Einen großen Teil in unserem Buch nimmt deshalb die Vernehmungs- und Befragungstaktik ein (ebenfalls Kapitel I).

Das auch, weil die Gespräche, die Juristen und andere aus den im Vorwort genannten Personenkreisen führen, nicht immer nur auf die Klärung von Sachverhalten abzielen. Welchen Ton ein Rechtsanwalt im Gespräch mit seinem Mandanten anschlägt und welche Kommunikationsebene er dabei findet, spielt für die Akzeptanz seiner Ratschläge, seiner Empfehlungen und seiner konkreten Vorgehensweise im betreffenden Verfahren und damit letztlich auch für seinen „Erfolg“ (jedenfalls aus der Sicht des Mandanten) eine wichtige Rolle. Zugleich muss er den „richtigen Ton“ zur Gegenseite treffen. Dabei befindet sich der Anwalt oft in vielschichtigen Beziehungsgeflechten. In einem Familienrechtsstreit, in dem der Mandant das Umgangsrecht mit dem gemeinsamen Kind nach der Trennung der Eheleute um zwei Stunden am Wochenende verlängert bekommen will, geht es oftmals nicht wirklich um diese zwei Stunden. Tiefe emotionale Verletzungen, enttäuschte Erwartungen, nicht in Erfüllung gegangene Lebensplanungen und etliches mehr finden unbewusst Eingang in den Rechtsstreit. All das muss berücksichtigt werden, wenn es zu einer „guten Lösung“ kommen soll. Da spielt es dann eine besonders große Rolle, welche Formulierungen der Anwalt wählt. Ein für die beteiligten Juristen völlig unverfänglich klingender Satz hört bzw. versteht sein eigener Mandant, z. B. der geschiedene Ehemann, unter Umständen ganz anders. Die geschiedene Ehefrau auf der Gegenseite hört und versteht ihn wiederum anders und bekommt ihn vielleicht deshalb in den „falschen Hals“ bzw. ins „falsche Ohr“. Auch solche Themen haben Eingang in den ersten Abschnitt (Befragungstaktik) gefunden.

Wir haben in der zweiten Auflage einen inhaltlich neuen Abschnitt angefügt, zu dem in den Seminaren oft Nachfragen gekommen sind: Die Vorbereitung von Zeugen und Mandanten auf anstehende Befragungen einschließlich standesrechtlicher Aspekte (Kapitel V).

Die Befragung von Personen mit dem Ziel, den tatsächlichen Ablauf von Geschehnissen zu klären sowie Lügen und Irrtümer aufzudecken, ist, wie im Vorwort dargelegt, nicht nur im forensischen Bereich von Bedeutung. Auch ein Rechtsanwalt, der niemals vor Gericht auftritt, muss wissen, wie sicher er sich auf die Tatsachen, die ihm – von wem auch immer – vorgetragen werden, verlassen kann. Das Gleiche gilt für viele andere: Die im juristischen Alltag tätigen Sachverständigen, die Sachbearbeiter in Versicherungen, letztlich alle, die Interviews oder Befragungen durchführen (z. B. Compliance, Anti-Fraud).

In diesen Gesprächen oder Interviews hat man es dann auch noch oft mit schwierigen Gesprächspartnern zu tun.

Zudem erfolgen immer mehr solcher Gespräche allein am Telefon (Call-Center bei Versicherungen). Deshalb widmen wir diesen Themen – „Umgang mit schwierigen Gesprächstypen und schwierigen Gesprächssituationen“ sowie „Besser Telefonieren“ – in der zweiten Auflage einen neuen, eigenen Abschnitt (Kapitel VI).






2.Beweis und Beweismaß


Dieses Buch behandelt Probleme im Rahmen der Tatsachenfeststellung und hierbei auch, unter welchen Voraussetzungen eine Tatsache als bewiesen anzusehen ist. Damit stellt sich generell die Frage nach dem Beweismaß in allen Verfahrensordnungen.

Das Regel-Beweismaß ist die volle Überzeugung des Gerichts von der Wahrheit einer Tatsache, § 286 ZPO, § 261 StPO. Es gibt aber auch Fälle der Beweismaßreduzierung: Hier reicht ein geringerer Grad an Wahrscheinlichkeit aus, an die Überzeugung sind keine allzu hohen Anforderungen zu stellen. So kennt beispielsweise das zivilprozessuale Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes die Glaubhaftmachung mithilfe aller präsenten Beweismittel einschließlich der eidesstattlichen Versicherung gem. § 294 i. V. m. § 920 Abs. 2 und ggf. § 936 ZPO. Im Gegensatz zur ZPO sind eidesstattliche Versicherungen in der StPO zu diesem Zwecke nicht zugelassen.

Eine praktisch bedeutsame Beweismaßreduzierung im Schadensersatzrecht mit einer Ermächtigung zur Schätzung der Schadenshöhe anstelle des Erfordernisses eines vollen Beweises enthält § 287 ZPO; hier muss nur eine überwiegende Wahrscheinlichkeit festgestellt werden.3 Eine Schätzung setzt allerdings voraus, dass ein Vollbeweis vom Geschädigten nicht angetreten wird, scheitert oder mit Schwierigkeiten verbunden ist, die außer Verhältnis zur Höhe des streitigen Anspruchs stehen.4
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Es gibt je nach prozessualer Situation unterschiedlich hohe Anforderungen an die Sicherheit der Tatsachenfeststellung, bei der das Gericht die begehrte Rechtsfolge festzustellen hat. Es gilt aber immer der Grundsatz, dass der Beweispflichtige den Hauptbeweis bis zum gesetzlich vorgegebenen Beweismaßpunkt zu führen hat. Der Gegner wird oft versuchen, das Gegenteil zu beweisen („Beweis des Gegenteils“) oder zumindest Gesichtspunkte zu beweisen, die gegen die Richtigkeit der Tatsachen sprechen, die Gegenstand des Hauptbeweises sind („Gegenbeweis“). Letzteres mit dem Ziel eines „non liquet“, also einer Beweislosigkeit. Unterschiedliches Beweismaß gibt es in allen Verfahrungsordnungen, auch in den Fachgerichtsbarkeiten. So hat das Bundesarbeitsgericht betont, dass die Grundsätze der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Überzeugungsbildung nicht nur beim Vollbeweis gelten, sondern auch in Fällen, in denen das Gericht nicht zu entscheiden hat, ob eine Behauptung bewiesen ist, sondern ob Tatsachen eine Behauptung der Partei als wahr „vermuten“ lassen – § 22 AGG enthält eine Beweislastregel, dass zunächst Indizien bewiesen werden müssen, „die eine Benachteiligung wegen eines in § 1 genannten Grundes vermuten lassen“.5

Im zivilprozessualen Alltag spielt auch der Anscheinsbeweis eine große Rolle, wird aber oftmals ohne hinreichend tragfähige Gründe – nämlich einen den Anschein begründenden Erfahrungssatz – bejaht. So hat der Bundesgerichtshof in einem aktuellen Fall eines Bauprozesses zwischen Bauträger und Generalunternehmer die Auffassung des Berufungsgerichts, ein Bauträger könne Unternehmen, die in großem Umfang als Generalunternehmer tätig sind, seine Vertragsbedingungen vorgeben, als unzutreffend bezeichnet.6 Jedoch kann sich aus Formulierungen des Vertrags, die durchgängig für den Generalunternehmer nachteilig sind, der Anschein ergeben, dass die Bedingungen im Sinne des AGB-Rechts „gestellt“ sind. Dieser Anschein lässt sich durch ein weiteres Schriftstück, wonach über die Klauseln „ernsthaft und ausgiebig verhandelt wurde“, nicht erschüttern. Das Beweismaß für die Erschütterung des Anscheins wird also hoch angesetzt, das Beweismaß für den Anschein eher niedrig.

Vereinzelt gibt es nach der Rechtsprechung auch das verminderte Beweismaß der Plausibilität. So muss eine AG die ein Auskunftsverweigerungsrecht begründenden Umstände nicht darlegen und beweisen, sondern es genügt, diese Umstände plausibel zu machen.7

Nicht verwechselt werden dürfen diese Beweismaßvarianten mit zivilprozessualen Situationen, in denen nach dem Gesetzeswortlaut der Beweis des „Erfolgs“ einer unzulässigen Handlung nicht geführt werden muss. Beispiel: In § 5 Abs. 1 S. 2 UWG werden als irreführende geschäftliche Handlung „zur Täuschung geeignete Angaben“ verstanden. Dies stellt keine Beweismaßreduzierung dar, sondern der darlegungsbelastete Kläger muss greifbare Anhaltspunkte für eine behauptete Irreführung nicht nur behaupten, sondern gegebenenfalls sowohl die Tatsachen, denen Indizwirkung zukommen soll, als auch die Indizwirkung selbst beweisen8 – also Vollbeweis der Indizien, aber nicht des Erfolgs der Täuschungshandlung. 

Im Rahmen seiner Beweiswürdigung muss das Gericht diejenigen Gründe, die für den Hauptbeweis sprechen, mit den Gründen dagegen abwägen. Als Besonderheit des Zivilprozesses ist anzumerken, dass für die Erhebung des angebotenen Gegenbeweises kein Bedürfnis besteht, wenn dem Beweisführer der Hauptbeweis nicht gelungen ist, weil die Beweislastregeln hier wegen des Beibringungsgrundsatzes den Vorrang vor der Ermittlung der objektiven Richtigkeit haben.9 Dies hat Konsequenzen auch auf die Reihenfolge der Vernehmung benannter Zeugen bzw. die Befragungsreihenfolge, was im nachfolgenden Kapitel I Abschnitt 4b erläutert wird.

Die Grafik verdeutlicht weiter, dass es zwischen den Beweismaßpunkten einen großen Bereich des mehr oder minder Wahrscheinlichen gibt, weil es in der Praxis der Beweisaufnahme oftmals um Argumente für und wider die Zuverlässigkeit von Zeugenaussagen geht. Mit dieser Thematik befassen sich Kapitel II, soweit es die Lüge, und Kapitel III, soweit es den Irrtum betrifft.






3.Die Beilage-CD-ROM





a) Rechtsprechungsnachweise. Mit dem gedruckten Buch wird eine CD ausgeliefert. Sie enthält zahlreiche Entscheidungen vornehmlich des Bundesgerichtshofs, aber auch anderer Gerichte. In einem an die Systematik des Buchs angelehnten Text finden sich Verweise (Hyperlinks) auf die Volltexte der nachgewiesenen Entscheidungen, so dass das Auffinden und auf Wunsch auch das Ausdrucken leicht fällt.

Sie werden auf der CD im Volltext neben einer großen Anzahl von Entscheidungen des Bundesgerichtshofs auch einige im Buch erwähnte Entscheidungen finden, die entweder bisher unveröffentlicht oder nur an eher entlegener Stelle veröffentlicht sind.

Die CD funktioniert unabhängig vom Betriebssystem. Das bedeutet, dass sowohl auf Windows-PCs als auch auf neueren Rechnern mit anderen Betriebssystemen wie beispielsweise von Apple® keine Einschränkungen bestehen.

Anforderungen und Sicherheit: Die CD enthält keinerlei Programmdateien (EXE- oder COM-Dateien), sondern ausschließlich die von Internet-Anwendungen allgemein bekannten HTM-Dateien, die mit jedem handelsüblichen Internet-Betrachtungsprogramm (Browser) auch bei hoch eingestellter Sicherheitsstufe dargestellt werden können. Die Anforderungen an die Rechnerleistung sind daher minimal und werden von jedem Rechner, auf dem ein Browser funktioniert, erfüllt.

Handhabung: Wenn Sie die CD in ein Laufwerk legen, finden Sie im Hauptordner der CD nur eine Datei namens „index.html“. Klicken Sie auf diese Datei. Es erscheint in Ihrem Browser der schon erwähnte Text im linken Bildschirmfenster. Die dort aufgeführten Entscheidungen sind jeweils per Hyperlink mit den Volltexten verknüpft. Wenn Sie einen Volltext aufrufen wollen, klicken Sie auf die gewünschte Entscheidung. Im rechten Bildschirmfenster wird sodann der Volltext dargestellt. Wenn innerhalb der Entscheidung eine andere zitiert wird, ist dieses Zitat in der Regel ebenfalls per Hyperlink mit verknüpft, so dass Sie auch die zitierte Fundstelle durch einfachen Mausklick aufrufen können. Mit der Rückwärts-Schaltfläche Ihres Browsers können Sie zur Ausgangsentscheidung zurückblättern.

Drucken: Wenn Sie an einer beliebigen Stelle in den Text der jeweils sichtbaren Entscheidung klicken (der Cursor befindet sich in dieser Datei), können Sie mit der Druckfunktion Ihres Browsers den Volltext ausdrucken.

Direkte Suche nach einer Entscheidung: Auf der CD finden Sie einen Ordner namens „Urteile“. Wenn Sie ihn öffnen, finden Sie die HTM-Dateien mit den nachgewiesenen Entscheidungen. Die Dateinamen sind stets nach dem gleichen Prinzip aufgebaut.

Am Beispiel des Urteils des Bundesgerichtshofs vom 30.7.1999 – Az. 1 StR 618/98 – zu den wissenschaftlichen Anforderungen an aussagepsychologische Begutachtungen erläutert:

Zuerst der abgekürzte Gerichtsname, wie z. B. „BGH“,

sodann das Datum, und zwar 8-stellig rückwärts, also im Beispiel „1999-07-30“,

nun das Aktenzeichen (da Schrägstriche in Dateinamen nicht erlaubt sind, mussten diese durch Bindestriche ersetzt werden, also „618/98“ durch „618-98“). Der Dateiname der o.g. Entscheidung lautet daher: „BGH 1999-07-30 1 StR 618-98.htm“.

Mit den in Browsern integrierten Suchfunktionen oder einem Desktop-Suchprogramm können Sie somit, wenn Ihnen ein Entscheidungsdatum oder ein Aktenzeichen bekannt ist, jederzeit und ohne Mühe die Entscheidung finden.








b) Muster-Urteile. Außerdem enthält die CD im Volltext je ein kommentiertes straf- und zivilrechtliches Musterurteil. Praktische Fälle einer großen Strafkammer zum einen und einer Zivilkammer mit einer ausführlichen Beweiswürdigung zum andern wurden systematisch aufgearbeitet und mit Randbemerkungen versehen. Sie sehen, wie eine schulmäßige Beweiswürdigung mit einer Gesamtabwägung aussehen kann.

Diese Urteile befinden sich im Ordner „Musterurteile“. Sie sind aus technischen Gründen im PDF-Format abgespeichert.








Kapitel I.Vernehmungslehre und Vernehmungstaktik


1.Technik und Taktik


 



„Es ereignet sich – auch vor Gericht – nichts Neues. Es sind immer dieselben alten Geschichten, die von immer neuen Menschen erlebt werden.“10





1Über Vernehmungslehre ist schon viel geschrieben worden.11 Und wenn dazu ein neues Buch oder die neue Auflage eines alten Buchs erscheint, findet sich darin zu diesem Thema nur selten etwas, das nicht bereits zuvor gedruckt worden ist.

So ziemlich alle Leser kennen die „Grundregeln“ der Vernehmungslehre:


–  Zuerst muss man die Auskunftsperson berichten lassen (vgl. Kap. I. 3, 8b, 8e und 8f). 

–  Dieser Bericht sollte möglichst durch keinerlei Fragen unterbrochen werden (vgl. Kap. I. 8e).

–  Anschließend sollte versucht werden, den Bericht durch die Auskunftsperson weiter ergänzen zu lassen (vgl. Kap. I. 8f).

–  Erst danach sollte in die Vernehmung im engeren Sinn eingetreten werden. In der Vernehmung sollte vor allem die Auskunftsperson reden, die Vernehmungsperson sollte sich soweit wie möglich zurückhalten. Bei der Art der Fragestellung sollte in einer bestimmten, von der Intensität, d. h. von der Einflussnahme her gesehen, sich nach und nach steigernden Weise vorgegangen werden (vgl. Kap. I. 8).

–  Es sollten zunächst Filterfragen gestellt werden („Wann wurden Sie auf die Geschehnisse aufmerksam? Wo befanden Sie sich da?“), um die grundsätzliche Aussagetauglichkeit der betreffenden Auskunftsperson richtig einschätzen zu können (vgl. Kap. III. 2a).

–  Möglichst lange sollten (nur) offene Fragen12 (vgl. Kapitel VI. 2. b. bb), am besten so genannte W-Fragen (kurze Fragen, die mit dem Buchstaben W beginnen: Wer? Wie? Wo? Wann? usw.) gestellt werden, um die Einflussnahme auf die Auskunftsperson gering zu halten.

–  Mit Leerfragen sollte die Auskunftsperson zu weiteren, unbeeinflussten Auskünften gebracht werden („Was geschah dann?“, Kap. I. 8a).

–  Mit Anstoßfragen wird auf ein bestimmtes Thema geleitet („Wie kam es zu den Telefonaten?“, Kap. I. 10c).

–  Mit Situationsfragen überprüft man das „wahre“ Wissen der Auskunftsperson, indem man unerwartete, über das Beweisthema hinausgehende Fragen zu nebensächlichen Geschehnissen oder Begebenheiten stellt, die eine Person, die die Wahrheit sagt, wissen müsste, Lügner aber nur mit Mühe beantworten können („Wie war das Wetter, als Sie das [angeblich später gestohlene] Fahrzeug geparkt haben?“, vgl. Kap. I. 8j).

–  Bei Auswahlfragen sollte immer eine offene Möglichkeit mit angeboten werden (Anstatt: „Sprach man über die zusätzliche Bestellung an der Baustelle oder im Büro?“ – Besser: „Sprach man über die zusätzliche Bestellung an der Baustelle, im Büro oder wo sonst?“ – Noch besser: „Wo sprach man über die zusätzliche Bestellung?“ – Vgl. zu diesem Beispiel unten, wie man durch Auswahlfragen unbewusst leitet oder bewusst leiten kann, Kap. I. 10c).

–  Suggestivfragen sollten nur als „ultima ratio“ eingesetzt werden, um Auskünfte zu einem ganz bestimmten Thema zu erlangen, auf das die Auskunftsperson von sich aus nicht eingeht. Wie bei allen anderen Fragen, so muss ganz besonders bei Suggestivfragen der genaue Wortlaut der Frage ins Protokoll (vgl. Kap. I 11) gelangen. Bei der Antwort darf dann nur die so genannte „Überhang-Antwort“ verwertet werden, das, was inhaltlich über die Suggestion hinausgeht. (Frage: „Gab es an dem Fahrzeug einen weiteren Defekt?“ – Antwort: „Nicht dass ich wüsste?“ – Suggestion: „Vielleicht beim Starten?“ – „Ach ja, der Motor sprang endlos lange nicht an.“ Überhang: „Jetzt fällt mir noch ein, die Motorhaube ließ sich nur sehr schwer öffnen.“) (vgl. Kap. I. 9d).

–  Wir alle kennen auch die Fehler, die in Vernehmungen begangen werden. Hier die häufigsten:

–  Es werden verneinende Fragen gestellt („Von den zusätzlichen Absprachen haben Sie nichts erfahren?“ –- vgl. unten zum „taktischen Einsatz“ von verneinenden Fragen., Kap. I. 8i).

–  Die Frage enthält inhaltlich einen versteckten Vorwurf („Warum haben Sie denn nicht gleich um Hilfe gerufen?“ oder „Warum haben Sie denn das nicht gleich gesagt?“, vgl. Kap. I. 8h).

–  Oder es werden mehrere Fragen miteinander verbunden (vgl. Kap. I. 9a).

–  Oder die Auskunftsperson wird bei ihrer Antwort unterbrochen (vgl. Kap. I. 9f). 



2All das ist ausgesprochen wichtig. All das wissen viele Leser. Dennoch begehen die meisten, einschließlich der Verfasser, in Vernehmungssituationen immer wieder etliche Fehler. Es ist ein lebenslanger Weg, durch Schulung, aber vor allem durch Offenheit und durch die Bereitschaft, Neues zu erlernen und Altes zu hinterfragen, nach und nach zu einer immer besseren Qualität von Vernehmungen zu gelangen.

Auch die Verfasser haben bereits über dieses Thema geschrieben.13 Wiederholung ist sicherlich sinnvoll. Sie führt zu Steigerung der Qualität. Wiederholung soll aber nicht das Thema in diesem Buch sein. Im Vordergrund soll das stehen, was die Verfasser im Laufe ihrer beruflichen Tätigkeit auf „subtileren Ebenen“ im Zusammenhang mit Vernehmungstechnik gesehen und erkannt haben.

Die entscheidende Erkenntnis ist: Jede Vernehmungs- und Fragetechnik, insbesondere im forensischen Bereich, ist immer zugleich Vernehmungs-TAKTIK!

Wie die Leser die taktischen Erwägungen gewinnbringend in ihrem Berufsalltag einsetzen können, damit befassen sich dieses und die danach folgenden Kapitel.

Vernehmungstechnik und erst recht Vernehmungstaktik lassen sich aber nur begrenzt in einem Buch darstellen. Es handelt sich bei Befragungen oder Vernehmungen immer um dynamische Prozesse, in denen viele unterschiedliche Faktoren wirksam werden, auf die je nach der Interessenlage im Einzelfall unterschiedlich reagiert werden kann und muss. Deshalb sollte man nicht in erster Linie über Vernehmungstechnik und -taktik lesen. Am meisten kann man in der praktischen Anwendung lernen. Den größten Nutzen zieht man aus entsprechenden Übungen oder Trainings. Dem wird im Folgenden in der Weise Rechnung getragen, dass möglichst viele Beispiele und Sequenzen aus Verfahren dargestellt werden, in denen einige der typischen Mechanismen exemplarisch aufgezeigt werden können.

Den Lesern soll auf diese Weise vermittelt werden, wie man taktische Erwägungen gewinnbringend im Berufsalltag einsetzen kann. Gewinnbringend bedeutet dabei: Orientiert am jeweiligen Erkenntnisinteresse. Richter, Staatsanwälte und Rechtsanwälte haben im Verfahren unterschiedliche Erkenntnisinteressen. Sie wollen von den einzelnen Auskunftspersonen Unterschiedliches wissen. Die Richter und Staatsanwälte haben vom Grundsatz her ein umfassendes Erkenntnisinteresse. Sie sollen ermitteln – auch im Zivilrecht! –, was tatsächlich geschehen ist. Das Erkenntnisinteresse der Rechtsanwälte ist beschränkt und einseitig. Je nachdem, wen sie vertreten – den Kläger oder den Beklagten, den Angeklagten oder die Nebenklage – wollen sie von der jeweiligen Auskunftsperson das Eine oder das Andere, mehr oder weniger oder manchmal auch gar nichts erfahren. Daran ausgerichtet gehen sie vernehmungstaktisch vor, indem sie die Auskunftsperson im weiteren Sinne „stärken“ und unterstützen oder aber, im Rahmen des rechtlich Zulässigen, vielleicht „schwächen“, verunsichern.

3Bei all dem sind sämtliche Beteiligten aber nicht wirklich „frei“. Bei jedem kommt ein „persönlicher Hintergrund“14 hinzu. Dieser „Hintergrund“ wirkt sich zum großen Teil unbewusst aus. In jeder Robe steckt ein Mensch! Wir alle wurden geprägt durch eine Vielzahl von Einflüssen und Erfahrungen. Unser persönlicher oder privater Hintergrund hat beträchtliche Auswirkungen darauf, wie wir in Vernehmungen vorgehen. Dieser „Hintergrund“ gibt für vieles eine Erklärung und zeigt, dass es nicht unbedingt „böse“ gemeint ist, wenn zum Beispiel der Richter den Angeklagten, schon lange bevor seine Schuld erwiesen ist, unfreundlich oder gar tendenziös befragt; oder wenn der Richter mit dem Klägervertreter, weil er dessen Rechtsansicht für abwegig hält, im Vergleichsgespräch ironisiert und von oben herab spricht; oder wenn der Staatsanwalt die entlastenden Punkte im Verfahren einfach nicht wahrnimmt und den Zeugen nicht danach befragt, seine Aussage übermäßig stark in Zweifel zieht und dann gar die Zulässigkeit entsprechender Fragen des Verteidigers rügt; oder wenn der Rechtsanwalt einen Beweisantrag stellt, der den anderen Beteiligten nicht besonders sinnvoll erscheint und die Dauer des Verfahrens erheblich verlängern wird.

Etliches hat dazu beigetragen, dass wir Juristen wurden. Unser Berufsweg ist von Erfolgen und Misserfolgen begleitet. Wir befinden uns nun in unterschiedlichen Positionen, die wir akzeptieren oder gegen die wir innerlich revoltieren. Kaum einer von uns ist wirklich unabhängig. Die meisten Anwälte müssen irgendwann auf die Wünsche der Mandanten Rücksicht nehmen und sich danach richten. Die meisten Richter und Staatsanwälte wollen auf der begrenzten Karriereleiter wenigstens kleine Schritte aufwärts gelangen. Sie werden immer wieder von ihren Vorgesetzten beurteilt. (Es verlangt allerhand „Standing“, kurz vor der Bewerbung auf eine Beförderungsstelle in einer Kammerberatung mehrmals gegen das Votum des Vorsitzenden zu stimmen, der demnächst ein Dienstzeugnis schreiben wird. – Der freie Richter!) Die Arbeit der „Staatsjuristen“ wird wie in der Schule benotet. Dabei rückt in der heutigen Zeit, in der in vielen Bereichen die Aktenberge beinahe nicht mehr zu bewältigen sind, das Kriterium der Quantität anstatt der Qualität immer mehr in den Vordergrund. Oft führen Berufswege nicht andauernd nur nach oben. Der gewinnbringenden Berufserfahrung des Anwalts steht die teilweise bereits beängstigende Anwaltsdichte gegenüber. (Man hört immer wieder, dass Anwälte die Geldbuße des rechtsschutzversicherten Mandanten bezahlen, wenn sie das Mandat erhalten. – Der freie Rechtsanwalt!) Richter oder Staatsanwälte, wie auch Rechtsanwälte mit Burnout-Syndromen, sind keine Seltenheit mehr. Nahezu jeder kennt in seinem Umfeld einen Kollegen, der Alkoholprobleme hat. Die „Dunkelziffer“ derjenigen, die sich aufgrund welcher Enttäuschung auch immer in eine Art „innere Emigration“ zurückgezogen haben, dürfte hoch sein.

All das tragen oder manchmal auch schleppen wir wie in einem unsichtbaren Rucksack mit uns herum, wenn wir eine Vernehmung oder Befragung durchführen. Und all das hat seine Auswirkungen. Auch das soll in den folgenden Kapiteln ein wenig Beachtung finden. Dabei wird sich nicht vermeiden lassen, immer wieder auf das „Grundwissen“ aus der Vernehmungs- und Fragetechnik zurückzugreifen und das Eine oder Andere zu wiederholen, jedoch stets unter Berücksichtigung der in diesem Buch im Vordergrund stehenden Thematik: Die Vernehmungs-TAKTIK.


1. Fazit: Vernehmungstechnik ist, insbesondere im forensischen Bereich, immer zugleich auch Vernehmungs-TAKTIK!








2.Rollenprägung


 



Der erste Zeuge des Staatsanwalts war ein Hauptmann der Carabinieri…

„Gut, Tenente Moroni, dann erzählen Sie dem Gericht jetzt doch einmal, welche Rolle Sie bei dieser Sache gespielt haben, ich meine bei den Ermittlungen im Zusammenhang mit der Entführung und Tötung des kleinen Rubino.“

„Am 8. August gegen 19.50 Uhr ging bei unserer Notrufzentrale ein Anruf ein, mit dem das Verschwinden eines neunjährigen Jungen namens Francesco Rubino gemeldet wurde. Anrufer war der Großvater des Jungen, bei dem der Kleine seine Sommerferien verbrachte. Die Eltern leben, wenn ich mich nicht irre, getrennt…“

„Sparen Sie sich überflüssige Details und bleiben Sie bei der Sache.“

Der Tenente schien drauf und dran, etwas zu erwidern. Diese Unterbrechung hatte ihm überhaupt nicht gefallen. Nach einer kurzen Pause setzte er seine Aussage fort.

„Unmittelbar nach Eingang des Notrufs wurde ich informiert und schickte daraufhin eine Funkstreife zum Ferienhaus der Großeltern…“

„Das sich wo befand?“

„In Capitolo – ich wollte es eben sagen…“





4Diese Passage stammt aus dem Roman eines preisgekrönten Autors, der, da er als Staatsanwalt arbeitet, genau weiß, wie Befragungen bei Gericht ablaufen.15 Die Geschichte spielt, wie man sofort erkennt, im Heimatland des Verfassers, in Italien. Dies hat man zumindest aus den Namen der Beteiligten schließen können. Ob die Art der Befragung ebenfalls einen Hinweis darauf gibt, dass es sich keinesfalls um ein deutsches Gericht handeln kann, erscheint hingegen zweifelhaft. Das gilt auch dann, wenn man die nur schwer zu ertragenden, die Schmerzgrenze oft überschreitenden, tagtäglich im Fernsehen ausgestrahlten Gerichts-Shows außen vor lässt und allein den realen Gerichtsalltag betrachtet. Befragungen – ähnlich wie die aus dem Roman zitierte – scheinen auch dort nicht die Ausnahme zu sein.

Und das nicht etwa aus „böser Absicht“, sondern aus etlichen, durchaus nachvollziehbaren Gründen. Aufgrund der in den vergangenen Jahren ständig gestiegenen Arbeitsbelastung oder oftmals Arbeitsüberlastung stehen fast alle Richter andauernd unter Zeitdruck und müssen ihre Verhandlungen in Eile durchführen. Wenn man (zuvor) eine Akte liest, entsteht bei den Richtern, den Staatsanwälten und gleichermaßen bei den Rechtsanwälten eine Vorstellung darüber, was geschehen ist und dem Verfahren zugrunde liegt. Diese Vorstellung ist geprägt von der jeweiligen Position, die die Betreffenden innehaben. Der Anwalt des Klägers liest die Akte unbewusst „anders“ als der Anwalt des Beklagten; gleiches gilt für den Richter, den Staatsanwalt, den Verteidiger und den Nebenklagevertreter. Alle entwickeln automatisch unbewusst eine Art Erwartungshaltung, was die Auskunftsperson in der Befragung sagen wird (bzw. sagen soll, damit die Erwartung bestätigt wird).

5Bei den Richtern, die ja – anders als die Anwälte – die Auskunftsperson nicht in eine bestimmte Richtung leiten sollen, besteht in der Vernehmung, erst recht unter Zeitdruck, eine Tendenz, das, was man erwartet, was man hören will, tatsächlich auch zu hören, relativ unabhängig davon, wie eindeutig es tatsächlich gesagt wurde. Der Richter will sozusagen die aus seiner Sicht wichtigen Punkte abhaken, um mit dem Prozess voranzukommen. Das kann dazu führen, dass er, ähnlich wie in dem Romanbeispiel, die Auskunftsperson – ohne böse Hintergedanken – eben doch leitet. Er gibt ihr und ihrer Aussage zu wenig Raum, macht ihr zu rasch Vorhaltungen, „erinnert“ sie an das, was sie früher gesagt hat usw.

Der Staatsanwalt hegt vielleicht ein wenig mehr (hoffentlich nicht böse) „Hintergedanken“. Zwar bezeichnete man die Staatsanwaltschaft früher einmal als die „objektivste Behörde der Welt“. Doch kommt man heute nicht mehr daran vorbei, diesen sehr hohen Anspruch eindeutig zu relativieren. Die Verfasser – auch ein langjähriger Staatsanwalt hat an der ersten Auflage mitgearbeitet – müssen nach jahrzehntelanger Erfahrung einräumen, dass, vermutlich wiederum wegen der enormen Belastung und des nie endenden Drucks, Auskunftspersonen (nicht nur Angeklagte, sondern genauso Zeugen) durch die Staatsanwaltschaft nicht selten recht einseitig befragt werden; einseitig im Sinne einer Bestätigung der belastenden Angaben. Wir alle sind durch die Rolle, die wir innehaben, geprägt. (Die Verfasser haben in einer Vielzahl von Fällen erlebt, dass ein Gericht den Strafantrag der Staatsanwaltschaft unterschritten hat, worauf des öfteren Rechtsmittel eingelegt wurden. Auch das Umgekehrte kam immer wieder vor, der Antrag der Staatsanwaltschaft wurde deutlich überschritten. In solchen Fällen kann keiner der Verfasser von einer Rechtsmitteleinlegung der Staatsanwaltschaft zugunsten eines Angeklagten berichten. Die Befragung sehr vieler Kollegen zu diesem Thema hat einen einzigen, viele Jahre zurückliegenden Fall ans Licht gebracht, in dem die Staatsanwaltschaft, nachdem ihr Strafantrag überboten worden war, zugunsten des Angeklagten Rechtsmittel eingelegt hat, und zwar durch einen Amtsanwalt. – Der letzte Hinweis erfolgt im Hinblick auf das Vorurteil, dass Amtsanwälte besonders streng seien. Freileich haben die Verfasser auch das einige Male so erlebt.)

Natürlich leiten auch die Anwälte – sie ebenfalls hoffentlich nicht mit bösen „Hintergedanken“ – Auskunftspersonen in der Vernehmung. Oft geschieht das unbewusst, so wie bei der Staatsanwaltschaft geprägt von der Rolle, die man ausfüllt. Das Leiten kann und darf innerhalb der vom Gesetz vorgegebenen und vom Gericht zu überwachenden Grenzen aber auch bewusst erfolgen (vgl. Kap. I. 10c). Dabei hat sich der Rechtsanwalt natürlich an den Interessen seines Mandanten zu orientieren. Ein bestimmter für den Mandanten ungünstiger Punkt wird in der Befragung ausgespart, ein anderer, den Klaganspruch unterstützender, dafür mehrfach besonders betont.


2. Fazit: Wir müssen uns bewusst sein, dass wir durch unsere Rollen geprägt sind, was häufig zu einer gewissen Einseitigkeit führt.








3.Erwartungshaltungen


6Die nahezu immer bestehende Erwartungshaltung der Beteiligten hat noch eine andere Konsequenz: Um sich zu öffnen für eine möglicherweise erforderliche neue, andere Betrachtung und Bewertung der Geschehnisse, muss eine gewisse „Schwelle“ erreicht werden. Der Richter wird zunächst die Angaben der Auskunftsperson so hören und unbewusst anpassen, dass seine Erwartung bestätigt wird. Erst wenn das Auskunftsmaterial ausreichend weit davon abweicht, wird er „bereit“ sein, sich gedanklich darauf einzulassen, dass die Ereignisse ja auch ganz anders abgelaufen sein könnten. Erst dann wird er sich der Auskunftsperson wirklich offen zuwenden und versuchen, quasi neugierig darauf, was denn nun tatsächlich geschehen ist, herauszubekommen, was die betreffende Auskunftsperson wirklich berichten kann.

Dieser „gesunden Neugier“ wirkt der große Zeitdruck entgegen, der mittlerweile nahezu in jeder Verhandlung besteht. Die immer weiter wachsende Belastung aller Beteiligten führt insbesondere bei denen, die durch ihre Befragung eine Vernehmung im forensischen Bereich am stärksten beeinflussen, nämlich bei den Richtern, beinahe zwangsläufig zu einer erheblichen Qualitätsverschlechterung. Sie selbst können dem nur dadurch entgegenwirken, dass sie sich ihre Erwartungshaltungen immer wieder deutlich vor Augen führen und so bewusst versuchen, sich für mögliche andere Alternativen zu öffnen. Allein das wird schon zu einer anderen Befragungsart führen und am Ende vielleicht bisweilen sogar zu einer Beschleunigung des Verfahrens.

Diejenigen anderen Beteiligten, die vom Prozessausgang her betrachtet nicht daran interessiert sind, dass sich sozusagen das Aktenmaterial bestätigt, müssen während ihrer Befragung darauf hinwirken, dass eine „Schwelle des Zweifels“ erreicht wird, ab der wieder Offenheit für unerwartete Erkenntnisse besteht. In Fällen, in denen die Leitung der Auskunftsperson durch den Vorsitzenden, bewusst oder unbewusst, zu stark erfolgt, wird ein frühes Einschreiten durch den Anwalt unabdingbar sein.

Wie das geschehen kann, folgt später (vgl. Kap. I. 8g). Vorab nur so viel: Meist reicht es schon aus, der Auskunftsperson genügend Raum zu geben. D.h. die Auskunftsperson muss, ohne allzu direkt auf das Beweisthema hingeleitet worden zu sein, – so wie es die Prozessordnungen vorsehen16 – im Zusammenhang ohne Fragen oder andere Unterbrechungen den Bericht abgeben und abgeben dürfen, ehe eine Befragung beginnt.

Bei allem Verständnis für die reale Belastungssituation der Richter: Eine Qualitätseinbuße lässt sich zwar durch die justizpolitischen Entscheidungen sicherlich nicht vermeiden. Die Grenze liegt aber da, wo die Qualitätseinbuße ein beinahe kompletter Qualitätsverlust zu werden droht. Spätestens ab da kann man von den anderen Beteiligten, insbesondere den Rechtsanwälten, kein Verständnis und keine Rücksichtnahme mehr erwarten.

Das bedeutet für Rechtsanwälte, dass sie, wenn das für ihre Mandanten im betreffenden Verfahren von Bedeutung ist, auf die Einhaltung dieser unstreitig richtigen „Regeln“ (z. B. ein ungestörter, ausführlicher Bericht vor dem Einstieg in die Befragung usw.) bestehen bzw. dafür sorgen müssen, auch wenn der Richter dies vielleicht nicht goutiert.


3. Fazit: Richter, aber auch oder erst recht Staatsanwälte, müssen sich ihren unbewussten Wunsch, in der Verhandlung das Aktenmaterial bestätigt zu sehen, bewusst machen, um so früher für Neues offen zu sein.








4.Befragungsreihenfolge


7Die Richter haben darüber hinaus auch eine Erwartung, wie das ganze Verfahren, also der jeweilige Prozess, in etwa ablaufen wird oder soll. Gemäß dieser Erwartung planen sie. Als erstes suchen sie nach einem passenden Termin für die Verhandlung. Dabei schätzen sie zunächst einmal die Dauer des Verfahrens ab. Dann überlegen sie, welche Zeugen oder weitere Beteiligten benötigt werden. Hier ist man sicherlich dann noch offen für unerwartete Entwicklungen, wenn man alle für die Entscheidung möglicherweise erheblichen Auskunftspersonen und nicht nur die unbedingt notwendigen lädt. Bereits an dieser Stelle findet aber in den meisten Fällen der Zeitdruck (negativen) Eingang in das Verfahren. Natürlich besteht eine Tendenz, auf weniger wichtige Zeugen zu verzichten. Die Entscheidung, wer weniger wichtig ist, setzt jedoch eine Bewertung voraus: Spätestens jetzt ist der Richter somit nicht mehr absolut objektiv.

Danach folgt ein wichtiger „Schritt“: Die Planung, in welcher Reihenfolge die Befragungen oder Vernehmungen durchgeführt werden sollen. Dies zu entscheiden, obliegt grundsätzlich dem Gericht, ist also eine Frage der Verhandlungsleitung. Rechtsanwälte nehmen darauf nur äußerst selten Einfluss. Damit verzichten sie aber auf eine nicht zu unterschätzende Gestaltungsmöglichkeit.17
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a) Verschiedene Möglichkeiten der Befragungsreihenfolge. Es gibt im Wesentlichen zwei Möglichkeiten bei der Entscheidung über die Befragungsreihenfolge: Man kann sich an den Personen der Beteiligten und ihren Positionen im Verfahren oder am Inhalt des Prozessstoffs orientieren. Am häufigsten ist im Gerichtsalltag wohl die personale Ordnung anzutreffen.

Es liegt auf der Hand, dass sich ein Verfahren ganz unterschiedlich entwickeln kann je nachdem, ob man zuerst den Beklagten und dann den Kläger vernimmt oder ob man umgekehrt vorgeht (vgl. dazu Kap. I. 4a und b). Im Strafprozess hat der Angeklagte das Recht, als erster die Geschehnisse aus seiner Sicht darzustellen (§ 243 Abs. 4 Satz 2 StPO). Das belegt auch, dass der Gesetzgeber davon ausgeht, diese erste Aussage habe ein besonderes Gewicht, welcher Art auch immer.

Was in jedem Fall außer Frage steht, ist die große Wichtigkeit der Geschehensschilderung durch die Parteien selbst. Dies gilt zumindest dann, wenn sie am streitigen Geschehen beteiligt oder wenigstens dabei zugegen waren. Sie wissen in aller Regel, was sich tatsächlich ereignet hat. Also müssen zuerst einmal sie dazu auch ausführlich gehört und befragt werden.

Die Rechtsprechung hat die große Bedeutung der Angaben der Parteien, egal ob es sich um Parteivernehmungen (§ 448 ZPO) oder formlose Parteianhörungen (§ 141 ZPO) handelt, erkannt. Das hat zu verschiedenen, richtungsweisenden Entscheidungen geführt. Sie zielen letztlich darauf ab, möglichst oft (auch) die Parteien zu hören, und sie betonen, dass den Angaben der Parteien gleich viel Bedeutung zukommen soll wie Bekundungen von Zeugen. Die Entwicklung und der Stand der Rechtsprechung dazu lassen sich zusammengefasst in einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nachlesen (vgl. die beiliegende CD).18, 19


4. Fazit: Die hinter der Rechtsprechung zu den Vier-Augen-Gesprächen stehenden Überlegungen sind immer zu beachten und sollten auf alle vom Inhalt her vergleichbaren Situationen ausgedehnt werden.



9Im Strafprozess muss das Gericht gleich zu Beginn die Identität und die Verhandlungsfähigkeit des Angeklagten feststellen, mehr aber auch nicht (§ 243 Abs. 2 Satz 3 StPO). Es wird oft sinnvoll sein, dass der Angeklagte von seinem Recht Gebrauch macht, nach Verlesung der Anklage als erster die Geschehnisse aus seiner Sicht zu schildern. Es kann aber genauso gut angezeigt sein, mit Angaben zur Sache, u. U. auch zum persönlichen Werdegang, erst einmal abzuwarten.

Was die Reihenfolge der Vernehmungen von Zeugen angeht, gibt es unterschiedliche Möglichkeiten, die im Gerichtsalltag auch alle anzutreffen sind. Welche der Richter im einzelnen Fall wählt, setzt erneut eine bewertende Entscheidung voraus. Oft wird leitendes Motiv sein, das Verfahren möglichst effizient zu bearbeiten. Effizient bedeutet für einen Richter: Der Prozess soll zu einem raschen und angemessenen Abschluss kommen. Was ein angemessener Abschluss ist, wird nun aber seitens der Parteien oft unterschiedlich und oft anders als vom Gericht gesehen. Hält der Richter – sei es auch ihm selbst gar nicht richtig bewusst – den Klaganspruch eher für begründet, liegt für ihn nahe, erst mehrere vom Kläger benannte Zeugen zu hören. Scheint die Beweis- oder vielleicht auch die Rechtslage unklar zu sein, mögen im (Hinter-)Kopf des Richters Gedanken an einen Vergleich auftauchen und er könnte zwei sich eindeutig widersprechende Zeugen unmittelbar hintereinander laden.

Schon dieses kleine Beispiel zeigt, dass auch für die Richter das Thema Vernehmungs-TAKTIK eine erhebliche Rolle spielt, derer sie sich allerdings oftmals nicht wirklich bewusst sind.

Ziel der „Taktik“ der Richter müsste eigentlich sein, herauszufinden, ob eine tatsächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr zu erachten ist (§ 286 Abs. 1 Satz 1 ZPO). Wenn sie sich daran ausrichten, erlangen sie und erhalten sie sich die größtmögliche Objektivität.


Letztlich kann die Befragungsreihenfolge entweder


–  nach Lagern geordnet,

–  nach der Bedeutung und Gewichtigkeit der Aussagen geordnet oder

–  inhaltlich aufeinander aufbauend geordnet



erfolgen. In dieser Reihenfolge nimmt auch das Gewicht einer (bewussten oder unbewussten) Vorbewertung zu.
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b) Besonderheiten im Zivilprozess. Richter müssten sich eigentlich immer in erster Linie am Ziel der Wahrheitsfindung orientieren. Dieses quasi höchste Ziel besteht auch im Zivilprozess20 (genauso wie die Wahrheitspflicht der Parteien!). Überlagert wird das Ziel der Wahrheitsfindung – und damit die Befragungstaktik – im Zivilprozess jedoch durch Beweislastfragen und durch den Beibringungsgrundsatz (bzw. Verhandlungsgrundsatz) mit seinen sich aus der Wahrheitspflicht der Parteien ergebenden Grenzen (§§ 128, 138 f., 253 ZPO) im Gegensatz zu dem den Strafprozess prägenden Untersuchungsgrundsatz (§ 244 Abs. 2 StPO).


Beispiel:

Wenn ein Kläger die Rückzahlung eines Darlehens einklagt und der Beklagte behauptet, der Geldbetrag sei geschenkt worden, so trifft den Kläger die Darlegungs- und Beweislast für die Leistung der Darlehensvaluta und insbesondere dafür, dass er den unstreitig zur Verfügung gestellten Betrag als Darlehen und nicht aus einem anderen Rechtsgrund, wie z. B. zur Erfüllung eines Schenkungsversprechens, gegeben hat.21 Nach dem Beibringungsgrundsatz muss die klagende Partei alle Tatsachen vortragen, die zur Erfüllung des gesetzlichen Tatbestands gehören, im Beispiel also auch dass man sich geeinigt hatte, das Geld werde als Darlehen überlassen. Gelingt dies nicht, so ist die Klage ohne (weitere) Beweisaufnahme und ohne Vernehmung von Zeugen abzuweisen.22 Hier wird bereits die Befragungstaktik der beteiligten Prozessbevollmächtigen bei einer Anhörung des Klägers davon bestimmt sein, je nach Position herauszuarbeiten, dass es sich tatsächlich oder eben gerade nicht um ein Darlehen gehandelt hat.



Die Reihenfolge der Vernehmung eventuell angebotener Zeugen wird gewöhnlich vorgegeben sein durch die Beweislast: Zuerst sind die klägerischen Zeugen zu vernehmen. Kann der Kläger mit den von ihm benannten Beweismitteln den Beweis seiner Behauptung nicht erbringen, wird es in der Regel nicht mehr zur Vernehmung der (präsenten) Gegenzeugen kommen, es sei denn der Kläger beruft sich in der mündlichen Verhandlung nunmehr auf sie. Denn Zeugen des Beweisgegners sind im Zweifel nur hilfsweise für den Fall benannt, dass der Beweis zunächst als erbracht angesehen werde.
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c) Fragerecht der Parteien. Das Fragerecht wird im Zivilprozess der Vorsitzende in der Regel zunächst derjenigen Partei einräumen, die den Zeugen benannt hat. Daraus resultiert: Die Möglichkeiten von Anwälten, bereits an dieser Stelle taktisch Einfluss zu nehmen, sind eher gering. Aus taktischen Gründen wird der Prozessbevollmächtigte nach einer Vernehmung des von ihm benannten Zeugen, wenn dieser erkennbar die Beweisbehauptung in überzeugender Weise bestätigt hat, (zunächst) auf das Fragerecht verzichten. Damit wird das Risiko vermieden, dass der Zeuge auf eine Zusatzfrage hin doch noch eher Ungünstiges für die eigene Partei aussagt. Einer der Verfasser hat einmal erlebt, nachdem eine aus prozesstaktischen Gründen ungeschickte Zusatzfrage gestellt und beantwortet worden war, dass der Gegenanwalt hämisch konterte: „Si tacuisses!“23

Man mag geltend machen, dass diese Vernehmungsreihenfolge dem Ziel der Wahrheitsfindung im Zivilprozess zuwider läuft. Insoweit zeigt die Praxis, dass sich bei streitigen Sachverhalten auch im Zivilprozess durch die gegensätzlichen Aufgaben der beteiligten Prozessbevollmächtigten ähnlich wie im Strafprozess oftmals im Rahmen des Verhörs ein Hin und Her der Befragung ergibt. Der Vorsitzende wird hier durch Lenkungsmaßnahmen auf eine faire Handhabung mit dem Ziel der Sachverhaltsaufklärung hinwirken.


5. Fazit: Auch im Zivilprozess sollten sich die Richter bei ihrer Vorgehensweise im jeweiligen Prozess immer am Ziel der Sachverhaltsaufklärung (Wahrheitsfindung) ausrichten.
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d) Strafprozess: Möglichkeiten taktischer Einflussnahme. Im Strafprozess findet seitens der Richter mit der Entscheidung, welche Zeugen wann zu vernehmen sind, eine wesentlich stärkere Einflussnahme auf den Prozessverlauf statt als im Zivilprozess. Nicht selten lassen sich die Richter dabei durch die Vorgaben in der Anklageschrift leiten. Dort ist überwiegend eine Ordnung nach Gewicht des Aussageinhalts anzutreffen. Der Staatsanwalt ist davon geleitet, das Anklageziel, eine Verurteilung, durchzusetzen. Dementsprechend werden oft zuerst diejenigen Zeugen angeführt, die die Anklage am eindeutigsten stützen. Ein Entlastungszeuge wird möglicherweise gar nicht als Beweismittel benannt. Übernimmt der Richter diesen „Vorschlag“ der Befragungsreihenfolge und lädt einfach die in der Anklageschrift angeführten Zeugen, mitunter sogar in der dortigen Reihenfolge, so macht er sich eigentlich im weitesten Sinn zum „Helfer“ der Staatsanwaltschaft. Das darf nicht sein. Natürlich hat erst recht im Strafprozess eine bewusste Planung der Ladungsreihenfolge von Zeugen zu erfolgen und zwar ausschließlich orientiert am Ziel der Wahrheitsfindung. Das verlangt jedoch vom Richter zumindest in Fällen, in denen der Angeklagte bestreitet, ein hohes Maß an Offenheit.

In der Rechtswirklichkeit lässt es sich einfach nicht vermeiden, dass die Richter mit einer vom Akteninhalt geprägten Einstellung (vgl. Kap. I. 2) eine Verhandlung durchdenken und planen. Und natürlich hängt der Grad der Offenheit auch vom Umfang und Ausmaß der Beweislage ab. Je eindeutiger sie ist (Extrembeispiel: Ein glaubhaftes Geständnis), desto weiter darf sich der Richter von anderen („taktischen“) Erwägungen als dem Ziel der Wahrheitsfindung leiten lassen. Das Wichtigste ist, sich dieser (Be-)Wertungen bewusst zu sein bzw. sie sich immer wieder bewusst zu machen.

An dieser Stelle findet sich zumindest in länger dauernden Verfahren ein von Rechtsanwälten unterschätzter und kaum genutzter Ansatzpunkt für eine „taktische“ Einflussnahme auf den Prozessverlauf. Es besteht ohne Zweifel ein Anspruch auf einen unvoreingenommenen Aufbau der Verhandlung. Vom Grundsatz her müsste er sich, abgesehen von einigen besonderen Situationen (Extrembeispiel: Ein Zeuge hält sich im Ausland auf und findet nur zu einem bestimmten Zeitpunkt eine Reisemöglichkeit), auch durchsetzen lassen. Jedenfalls müsste das Gericht gegenüber Anregungen eines Verteidigers zur Vernehmungsreihenfolge, wenn diese sich mit dem Ziel der Wahrheitsfindung vereinbaren lassen, offen sein.

Prozessökonomie darf nicht zu Lasten der Wahrheitsfindung gehen. Dies müsste eigentlich, wenn er darüber zu entscheiden hätte, auch der Bundesgerichtshof so sehen.

Die Möglichkeit der Wahrheitsfindung und die Funktionsfähigkeit der Strafrechtspflege können in bestimmten Fallkonstellationen faktisch an ihre Grenzen stoßen, wie ein vom Landgericht Stuttgart verhandelter Fall verdeutlicht: Etwa 140.000 Kunden waren falsche Rechnungen über Auslagenersatz (§ 655d S. 2 BGB) von je rund 48 € gestellt worden, obwohl die Auslagen nicht entstanden waren. Circa 40 Prozent der Kunden zahlte. Nach fünfmonatiger Hauptverhandlung hatte das Landgericht erst 15 Geschädigte zu ihrer Motivation bei der Zahlung vernommen, in diesen Fällen einen vollendeten Betrug und in allen anderen angeklagten Fällen lediglich einen Versuch angenommen, weil aus prozessökonomischen Gründen eine Vernehmung von tausenden weiterer Zeugen nicht möglich sei. Der BGH24 zeigt in seiner Revisionsentscheidung auf, wie eine Tatsachenfeststellung eventuell auch über eine Befragung der Geschädigten in Fragebogenform schon während des Ermittlungsverfahrens und eine Ablehnung von Beweisanträgen auf Vernehmung aller dieser Zeugen „in Fällen eines normativ geprägten Vorstellungsbildes“ in Betracht komme.


6. Fazit: Die Reihenfolge der (Ladung und) Befragung kann sich in erheblichem Maß auf den Prozessverlauf auswirken. Richter müssen sich dessen bewusst sein und haben dies grundsätzlich, ausgerichtet am Ziel der Sachverhaltsaufklärung, zu berücksichtigen.

Anwälte sollten in geeigneten Fällen auf die Vernehmungsreihenfolge Einfluss nehmen.



13Natürlich spielt nicht nur die Reihenfolge, in der die einzelnen Personen befragt werden, eine Rolle bei der Erkenntniserlangung. Erhebliche Auswirkungen hat auch die Reihenfolge, in der die Beteiligten die Auskunftspersonen befragen. Hier werden jedenfalls im Strafprozess überwiegend starre „Regeln“ eingehalten. Meist erhält nach dem Vorsitzenden und gegebenenfalls den Beisitzern und Schöffen der Staatsanwalt und erst dann der Verteidiger das Fragerecht. Nicht selten kommt auch noch der Vertreter der Nebenklage vor der Verteidigung zu Wort. Einzig Sachverständige, soweit im Verfahren zugegen, müssen sich mit ihren Fragen noch länger als der Verteidiger gedulden. In Seminaren der Verfasser sowohl innerhalb der Justiz als auch bei Anwälten stößt es immer wieder auf Überraschung, wenn darauf hingewiesen wird, dass diese Reihenfolge vom Gesetz nicht zwingend vorgegeben ist.25

Das Gesetz bestimmt lediglich, dass zuerst der Vorsitzende das Fragerecht hat (§§ 243 Abs. 5 Satz 2, 238 Abs. 1 StPO). Dies liegt im Strafprozess nahe, da das Gericht zur Erforschung der gesamten Wahrheit verpflichtet ist und die Befragung daran zu orientieren hat. Wie es jedoch danach weitergeht, überlässt das Gesetz den Vorsitzenden (§ 240 StPO). Beim Fragerecht mehrerer Verfahrensbeteiligter ist der Vorsitzende daher an keine bestimmte Reihenfolge gebunden.

14Wäre die Staatsanwaltschaft tatsächlich die „objektivste Behörde der Welt“, läge es nahe, als zweitem ihrem Vertreter das Fragerecht zu überlassen. Sie ist es aber nicht (vgl. Kap. I. 2). In aller Regel vertritt der Staatsanwalt seine Anklage, d. h. er versucht, sie „durchzusetzen“, ihre Richtigkeit zu bestätigen, den Angeklagten zu überführen. Deswegen gehen auch Staatsanwälte ebenso wie Anwälte innerhalb ihrer Befragung taktisch vor. Um nicht falsch verstanden zu werden, sei nochmals ganz deutlich gesagt, dass es nicht zu bemängeln ist, wenn sich dieses taktische Vorgehen am Ziel der Wahrheitsfindung insgesamt orientiert. Die Verfasser haben aber leider einige Male erlebt, dass Staatsanwälte vermutlich aufgrund ihres Rollenverständnisses Entlastungszeugen – ohne nachvollziehbaren Anlass – genau in der gleichen Weise angegriffen und ihre Angaben zu relativieren versucht haben, wie das nicht selten Anwälte bei den Belastungszeugen versuchen.

Natürlich hat derjenige, der zuerst drankommt, einen Vorsprung oder Vorteil. Anwälte erwähnen im Zusammenhang mit der Situation ihres Fragerechts immer wieder das Bild einer „abgemähten Wiese“. Das ist zweifelsohne oftmals zutreffend. Wäre es nicht tatsächlich so, hätten Staatsanwälte sicherlich nichts dagegen, den Anwälten den Vortritt zu überlassen. Aus Sicht der Verfasser ist wichtig, dass sich sämtliche Beteiligten, insbesondere natürlich diejenigen, die in der Verhandlung den Vorsitz haben, all dessen bewusst sind und solche Erwägungen im jeweiligen Einzelfall einfließen lassen. Dann kann es durchaus angebracht und sinnvoll sein, d. h. im Interesse der Wahrheitsfindung liegen, von den eingefahrenen „Regeln“ abzuweichen und das Fragerecht in einer anderen Reihenfolge zu erteilen, dem Verteidiger vor dem Staatsanwalt. Keinesfalls darf es als unangebrachtes Ansinnen der Verteidigung angesehen werden, wenn um eine veränderte Befragungsreihenfolge gebeten oder ein entsprechender Antrag gestellt wird. Ein solcher Antrag der Verteidigung ließe sich in entsprechenden Fällen sicherlich durch einen Anwalt in der Sache zutreffend begründen. Er ließe sich in manchen Fällen durch einen Richter in der Sache zutreffend ablehnen, in anderen vielleicht auch nicht. Ist der Zeuge ausdrücklich von der Verteidigung benannt worden, so kommt es im Gerichtsalltag immer wieder vor, dass der Vorsitzende gleich zu Beginn das Fragerecht dem Verteidiger überlässt. Aus Rückkopplungen, die die Verfasser in Seminaren erhalten, wissen sie, dass es erfreulicherweise eine Reihe von Richtern gibt, die allgemein bei der Verteilung des Fragerechts die Belange der Rechtsanwälte mehr sehen und demgemäß die Verteilung von Fall zu Fall unterschiedlich vornehmen.

Wenn man nun als Anwalt im Strafprozess tatsächlich erst zuletzt an die Reihe kommt, macht u. U. ein kurzer einleitender Satz Sinn, der der Befragung vorausgeschickt wird. „Sie sind jetzt schon vieles gefragt worden, vom Gericht, von der Frau Staatsanwältin, und nun komme ich auch noch und habe Fragen an Sie. Aber das Gesetz sieht es so vor, dass ich die Sache nochmals aus der Sicht des Angeklagten beleuchte.“ Ein solcher Satz schafft Transparenz. Er enthält die Botschaft, dass es kein „böser Wille“ und kein „unlauteres Ansinnen“ des Verteidigers ist, wenn er nun auch noch Fragen an den Zeugen richtet, dass er ihn damit nicht „nerven“ will, sondern dass er einfach seiner sich aus dem Gesetz ergebenden Verpflichtung nachkommt. Der Zeuge hat dann vielleicht eine größere Auskunftsbereitschaft und ist eher bereit, eine möglicherweise ja tatsächlich bereits gestellte Frage nochmals ernsthaft zu beantworten. Nicht selten haben im Strafprozess die Zeugen eine (bewusste und vielleicht begründete oder eine unbewusste und irrationale) feindliche Einstellung gegenüber dem Angeklagten, gelegentlich sogar ohne selbst im Verfahren betroffen zu sein, etwa allein wegen des Straftatvorwurfs. Der Verteidiger wird dann quasi als der Verbündete des Angeklagten und ebenfalls als ein „Feind“ gesehen. Dann können solche oder ähnliche einleitende Sätze manchmal für ein wenig Entspannung und Versachlichung sorgen.

15Für Transparenz zu sorgen, ist oft ein probates Mittel, um drohende Konflikte zu vermeiden oder um zur Deeskalation beizutragen. Denn es gilt der Satz: „Je weniger ich etwas verstehe, desto weniger gern lasse ich mich darauf ein.“ Je mehr man also vorab – nicht danach, denn das hat dann eher einen rechtfertigenden Charakter! – erklärt, warum man etwas Bestimmtes macht, desto höher ist die Chance der Akzeptanz.

Der Richter kann auf den Einwand des Zeugen, „Ich habe doch schon alles bei der Polizei gesagt.“, entweder entgegnen, „Das ist egal, Sie müssen es hier nochmals schildern.“ Oder er kann erwidern, „Ich weiß, aber im Strafprozess gilt das Prinzip, dass man nur verwenden darf, was vor Gericht gesagt wird. So sieht es das Gesetz vor. Die Schöffen kennen auch gar nicht die Akten. Deshalb bitte ich Sie…“ Welche Variante mehr Nutzen bringt und daher besser ist, steht außer Frage.26 Noch besser wäre es, den kleinen Hinweis an den Zeugen, warum er bei Gericht alles nochmals schildern soll, von vornherein der Vernehmung vorauszuschicken. Gleiches gilt auch für den Anwalt im Strafprozess. Auch für ihn kann es nutzbringend sein, für Transparenz gegenüber dem Gericht oder der Auskunftsperson zu sorgen und damit die Akzeptanz der Beteiligten für das eigene Verhalten zu schaffen bzw. zu erhöhen.27
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e) Sexualdelikte: Abweichende Vernehmungsreihenfolge. In Strafprozessen gibt es eine besondere Konstellation, in der es angezeigt sein kann, eine andere Vernehmungsreihenfolge einzuhalten als sonst üblich. Wenn bei einer Straftat, durch die das Opfer stark emotional belastet oder gar traumatisiert wurde, nach der Aktenlage ein sehr hoher Tatverdacht besteht, sollte versucht werden, dem Opfer die erneute Schilderung der Geschehnisse in einer Hauptverhandlung zu ersparen. Denn eine solche Vernehmung ist für die Betroffenen in aller Regel problematisch und kann retraumatisierend wirken. Deshalb sollte die Vernehmung dieser Opfer so spät wie möglich eingeplant werden. Zuvor sollte versucht werden, durch die Befragung sämtlicher sonst in Betracht kommenden Zeugen und durch das Einführen weiterer Beweismittel die Beweislage möglichst stark zu verdichten. Vielleicht gelingt es dann doch noch, auf den Angeklagten einzuwirken, dass er sich zu einem Geständnis durchringt. Je früher ein solches Geständnis erfolgt, desto stärker kann eine Berücksichtigung bei den Rechtsfolgen, also bei der Strafhöhe stattfinden. Dies wird in der Praxis, nicht zuletzt im Hinblick auf die Regelung und Rechtsprechung zu den sogenannten „Deals“28, durchaus mit teilweise sehr konkreten „Angeboten“29 besprochen. So kann sich der Angeklagte ein für ihn „greifbares“ Bild machen und weiß, was auf ihn zukommt.

Natürlich können Verteidiger die Beweissituation nach der Aktenlage einschätzen und wissen um die Strafvergünstigungen für den Fall eines Geständnisses. Deshalb empfiehlt es sich, sie von Anfang an, d. h. bereits bevor die höchstrichterliche Rechtsprechung dies verlangt, in diese Diskussion mit einzubeziehen. In diesen Gesprächen ist es eine Frage der Diktion, welche Formulierungen man wählt, um nicht den Anschein von Vorentschiedenheit zu erwecken und keine Diskussionen oder Streit in der Verhandlung heraufzubeschwören. Am weitesten gelangt man mit einer offenen und klaren Haltung, die auch in die Sprache einfließt. Man legt die Fakten dar, ohne sie zu bewerten. Man zeigt, dass man versucht, den Täter zu verstehen, ohne für die Tat Verständnis im Sinne einer Entschuldigung haben zu müssen. Wenn sie geschehen ist, dann ist das nicht mehr zu ändern. Es ist nun in der Verhandlung Aufgabe des Gerichts, für eine angemessene Sühne zu sorgen, aber auch einen Weg zu finden, der für alle Beteiligten (Opfer wie Angeklagten) einigermaßen gehbar ist. Wenn der Richter eine solche Haltung innehat und sie auch zeigt, wird er am besten seiner Rolle und seiner tatsächlichen Aufgabe gerecht. Einen solchen Richter können die anderen Beteiligten am ehesten respektieren und sein Tun akzeptieren. Ein solcher Richter erleichtert es den anderen Beteiligten, ihre eigene „Rolle“ und ihre Aufgabe in dem Prozess zu sehen und anzunehmen.


7. Fazit: Richter sollten das Fragerecht nicht, ohne darüber nachzudenken, immer in ein und derselben Reihenfolge verteilen. Anwälte sollten in Fällen, in denen dies sinnvoll erscheint, z. B. bei Zeugen, die für ihren Mandanten – positiv oder negativ – von besonderer Wichtigkeit sind, darauf hinwirken, das Fragerecht zu einem früheren Zeitpunkt zu erhalten.
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f) Sitzordnung. Die obigen Gedanken lassen sich zwanglos übertragen auf die Sitzordnung der Beteiligten. Hier hat sich in Zivilrechtsverfahren in den letzten Jahren aufgrund von aus dem Bereich der Mediation stammenden Überlegungen und Anregungen allerhand getan. Jedem leuchtet ein, dass es für die Erzielung von Konsens förderlich ist, wenn alle zusammen an einem („runden“) Tisch sitzen. Wer im Einzelfall neben wem Platz nimmt (oder „auf sanfte Weise einen Platz zugewiesen bekommt“), ist weniger eine Frage des persönlichen Geschmacks als wiederum der Taktik. Was ist meine „Rolle“ (als Richter) gerade in diesem Prozess? Inwieweit will ich (wohin?) leiten? Setze ich mich zwischen die Parteien oder ihnen gegenüber? Will ich unmittelbaren Kontakt zu den Parteien und die Anwälte ein wenig „in den Hintergrund rücken“? Will ich den Anwalt als „Puffer“ oder aber als „Brücke“ zwischen mir und der Partei? Wie nah sollen sich die gegnerischen Parteien kommen? Führt in dem betreffenden Verfahren die „Nähe“ zu Entspannung oder eher zu Konfrontation? Beides kann gewollt sein! Wie stehen die Anwälte zueinander? All das und vieles mehr sind lohnende Überlegungen. Zahlreiche Tests mit den unterschiedlichsten Ansätzen haben immer wieder eindrücklich belegt, wie weitreichend die (Aus-)Wirkungen solcher – wie früher behauptet wurde – „Kleinigkeiten“ sind. Sie sind größer als etliches, das auf der verbalen Ebene geschieht.

Natürlich stößt man in der Rechtswirklichkeit an Grenzen, spätestens wenn man einen Gerichtssaal betritt. Aber auch da muss man nicht alles als gegeben hinnehmen. Kleinste Veränderungen können sinnvoll sein. Manchmal reicht es sogar schon aus, dass man die bestehenden „Verhältnisse“ thematisiert. „Ich bin nicht glücklich damit, wie wir jetzt in diesem Saal sitzen; ich hier oben und Sie da unten und dann auch noch weit voneinander entfernt…“ Ein solcher einleitender Satz entfaltet (s)eine Wirkung. Vor allem zeigt er viel von der (inneren) Haltung desjenigen, der ihn ausspricht. Allein schon das wird goutiert werden.

Auch für Anwälte ist es lohnend, sich im Gerichtssaal bewusst auf den einen oder auf einen anderen Stuhl zu setzen. Es gilt grundsätzlich das Gleiche wie oben gesagt, aber eben aus der Sicht der jeweiligen Partei. Soll der Mandant einen direkten Kontakt zum Richter haben oder will der Anwalt im Prozess stärker auf ihn bzw. auf sein Verhalten einwirken und ihn kontrollieren können? Wie nah oder fern soll der Abstand zur Gegenseite sein? Letzteres kann in „emotionalisierten“ Verfahren eine große Rolle spielen. Wie oft geht es in Wahrheit nicht um die (im Streit befindliche) Sache? Wer einmal in einem WEG-Verfahren oder in einem Familienrechtsstreit tätig war, weiß das. Die gegnerische Partei – aber häufig auch der eigene Mandant – hört nur einen Teil der Sachargumentation, dafür aber eine Menge an Botschaften auf der Beziehungsebene.30 Nahezu regelmäßig werden Fakten mit Meinungen und/oder Gefühlen vermengt. Insoweit kann es sehr hilfreich sein, immer wieder für eine klarere Trennung zwischen Fakten und Meinungen/Gefühlen zu sorgen.31 Wer das tut, der Anwalt, der Richter oder der gegnerische Anwalt, spielt oftmals keine Rolle. Der Strafprozess ist – lässt man die leider inzwischen in beängstigendem Maß angestiegene Zahl von Prozessen außer Acht, in denen, von welcher Seite auch immer, ein Deal nicht nur angestrebt, sondern beinahe „aufgedrängt“ wird – weniger auf Verhandlung im ursprünglichen Wortsinn, im Sinn des gemeinsamen Erarbeitens eines Ergebnisses ausgerichtet. Es geht mehr um Aufklärung von Geschehnissen und um Bestrafung. Die Beteiligten, Richter wie Anwälte, haben andere Rollen inne als im Zivilprozess. Dennoch gilt das Gesagte auch hier. Jeder Richter sollte sich einmal auf den Stuhl nicht nur der Zeugen, sondern auch aller anderen Beteiligten setzen, ganz besonders auch auf den Stuhl des Verteidigers. Er wird sich mit Sicherheit anschließend seine Gedanken machen. Die Richter, die das tatsächlich einmal tun, werden dann auch für den Antrag eines Verteidigers Verständnis haben, der moniert, dass er den Zeugen während der Vernehmung nur im Profil sehen kann. Es gibt einige körpersprachliche Auffälligkeiten, die Rückschlüsse auf die Zuverlässigkeit der Angaben zulassen (vgl. Kap. II. 5). Sie zu bemerken, ist ohne direkten Blick auf die Auskunftsperson nur eingeschränkt möglich.32

18Weil für die Verteidiger während der Verhandlung ständig ein direkter Kontakt zum Angeklagten möglich sein muss, wird ihnen inzwischen wohl ausnahms- und problemlos gestattet, nebeneinander zu sitzen.33 Gleiches gilt oder sollte gelten für die Nebenklage oder den Beistand nach § 406f StPO. Dann darf freilich in einer entsprechenden Situation an einen Zeugen nicht die Frage gerichtet werden: „Erkennen Sie den Angeklagten wieder?“ Der Zeuge wird aus der Sitzposition Rückschlüsse ziehen. Den Verfassern sind dazu eindrückliche Erlebnisse bekannt. In zwei verschiedenen Strafverfahren ging es um die Wiedererkennung des Angeklagten. Bei der Polizei waren sich die jeweiligen Zeugen ganz sicher gewesen. In der Hauptverhandlung tauschten, auf Anregung des Verteidigers, er und der Angeklagte die Plätze. Der Angeklagte zog sich die Robe des Verteidigers über. Die Zeugen, in einem Fall ein Polizeibeamter, „erkannten“ beide Male sodann den Verteidiger wieder als die Person, die die Tat, jeweils eine Körperverletzung, begangen habe. In einem anderen Verfahren ließ man in einer ähnlichen Konstellation den Angeklagten hinten im Gerichtssaal neben zwei Büroangestellten des Verteidigers Platz nehmen. Ein dritter Angestellter setzte sich zum Verteidiger. Beinahe erwartungsgemäß wurde er von dem Zeugen als Täter „identifiziert“.34,35,36

Solche und ähnliche „ungewöhnlichen Maßnahmen“ werden – so haben Anwälte es den Verfassern berichtet – von Richtern und Staatsanwälten bisweilen als unangemessen oder gar als der Würde und dem Ansehen eines Gerichts abträglich angesehen. Sie stehen nicht in der Prozessordnung. Aber keine Prozessordnung verbietet sie! Wie die Fälle gezeigt haben, dienen sie der Wahrheitsfindung. Deshalb kann die Würde des Gerichts nicht darunter gelitten haben oder aber sie muss eben vor dem höheren Gut (Wahrheitsfindung und letztlich Gerechtigkeit) zurückstehen. Das Ansehen der Richter, die jene Verfahren damals geleitet haben, ist jedenfalls gestiegen.

In jedem Fall muss sich ein Gericht der verstärkten Suggestibilität eines Zeugen in der Identifizierungssituation im Rahmen einer Konfrontation mit dem Verdächtigen in der Rolle des Angeklagten bewusst sein und sie auch im Urteil erörtern.37 Die Beweiswürdigung muss mitteilen, wie der Vorgang des Wiedererkennens in der Hauptverhandlung erfolgt ist. Dabei sind alle verzerrend bzw. suggestiv wirkenden Faktoren darzulegen und bei der Überzeugungsbildung zu berücksichtigen.38,39
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g) Befragung von Kindern. Jeder Richter, der einmal ein kleines Kind vernehmen musste, hat sich in dieser Situation anders als sonst verhalten. Wahrscheinlich hat er die Robe ausgezogen oder wenigstens geöffnet; vielleicht hat er das Kind selbst in den Saal hereingeführt; er hat sich vermutlich in seine Nähe gesetzt, ein kleines „Vorgespräch“ geführt, um das Kind erst einmal „ankommen“ zu lassen usw. All das macht man nicht nur zum Schutz des Kindes, sondern auch weil man an einem möglichst guten Ergebnis der Befragung interessiert ist. Das müsste aber eigentlich jeder Richter in jedem Prozess bei jeder Befragung sein. Also warum nur in Ausnahmefällen sich darum (besonders) bemühen?

Die Vernehmungsperson will von der Auskunftsperson (meistens ohne Gegenleistung) etwas erhalten. Die Auskunftsperson weiß etwas, das die Vernehmungsperson erfahren möchte. Also muss die Vernehmungsperson sich um die Auskunftsperson „bemühen“.


8. Fazit: Die Möglichkeiten, durch situative „Maßnahmen“ (Sitzordnung, direkter Blickkontakt etc.) auf besseres Auskunftsmaterial hinzuwirken, sollten von allen Beteiligten berücksichtigt und ausgeschöpft werden.




9. Fazit: Bei einer Gegenüberstellung sind situative Einflüsse soweit wie möglich zu eliminieren. Der Vorgang des Wiedererkennens in einer Hauptverhandlung muss im Urteil beschrieben werden. Dabei sind alle verzerrend bzw. suggestiv wirkenden Faktoren darzulegen und bei der Überzeugungsbildung zu berücksichtigen.










5.Unterschiedliche Positionen und Rollen
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a) Rollenverständnis. Während Richter, egal ob im Zivil- oder im Strafprozess, eine wahre und möglichst irrtumsfreie Schilderung der von der Vernehmungsperson erlebten Geschehnisse erhalten wollen, ist das Erkenntnisinteresse bei den Rechtsanwälten einseitig an der Position ausgerichtet, die sie in dem Prozess innehaben. Je nachdem, ob ich den Kläger oder den Beklagten vertrete, ob ich den Angeklagten verteidige oder den Nebenkläger betreue, will ich von der jeweiligen Auskunftsperson etwas Anderes hören. Und je nachdem muss ich als Anwalt unterschiedlich vorgehen. Es dürfte selten Gewinn bringen, auch wenn der Mandant die Tat bestreitet, bei einer relativ dichten Beweislage den Opferzeugen allzu intensiv zu befragen oder zu bedrängen. Abgesehen vom schlechten Eindruck, der dadurch entsteht und der unbewusst an irgendeiner Stelle, u. U. bei der Strafhöhe, in die Entscheidung einfließen könnte, wird der Zeuge vielleicht auf den starken Druck hin auch noch Dinge preisgeben, die er, weil sie ihm zu unangenehm waren, bislang nicht erwähnt hatte, die aber für den Mandanten besonders negativ sind. Die bislang ein wenig vage Aussage des Ladendetektivs, der einen Diebstahl beobachtet haben will, könnte, bei allzu intensiver Befragung, für den Angeklagten immer verhängnisvoller werden. Plötzlich „erinnert“ sich der Zeuge daran, dass der Angeklagte bereits die Verpackung der Ware geöffnet hatte u. ä. (Vgl. dazu Kap. I. 8e „Eichentüren-Fall“)

Problematisch ist die Befragung von Personen, die sich, aus welchem Grund auch immer, rasch und leicht angegriffen fühlen. Sie neigen dazu, sich im weiteren Sinne „zu verteidigen“. Das tun sie bisweilen, indem sie in ihren Angaben inhaltlich „nachfüttern“ (vgl. dazu ebenfalls unten, „Eichentüren-Fall“). Dass sich jemand besonders leicht angegriffen fühlt in einer Vernehmung, kann auch an seiner (vermeintlichen) Rolle bzw. an seinem Rollenverständnis liegen. Man erlebt es nicht selten, dass der Verteidiger erbost auf einen an sich guten Hinweis des Staatsanwalts reagiert. Oder der Staatsanwalt ist beinahe verärgert, wenn der Verteidiger in der Verhandlung eine, objektiv betrachtet, völlig angebrachte Frage oder einen Beweisantrag stellt. Eine Vielzahl der von Anwälten in Strafverhandlungen gestellten Beweisanträge ist durchaus sinnvoll, denn sie tragen zu einer besseren Aufklärung der Geschehnisse bei. Das haben die Verfasser oftmals selbst erlebt. Leider war die Reaktion der Richter und Staatsanwälte – insoweit müssen sich auch die Verfasser „an die eigene Nase greifen“ – nicht immer angemessen. Ein Stirnrunzeln oder ein genervtes, deutlich vernehmbares Ausatmen waren die harmloseren Reaktionen. Immer wieder hat sich aber gezeigt, dass es durchaus Gewinn bringend war, dem Antrag der Verteidigung nachzugehen. An sich hat in diesen Fällen der Verteidiger die Arbeit der Staatsanwaltschaft oder des Gerichts nachgeholt. Denn eigentlich hätte ja schon die Staatsanwaltschaft als objektive Behörde auch diese Entlastungsmomente aufklären müssen. Dass es ein Rollenverständnis gibt, das sich auf die Wahrnehmung und auf das Verhalten der einzelnen Beteiligten auswirkt, lässt sich nicht wegdiskutieren. Solche Beispiele belegen das.

Es ist für die Reaktion des Richters sicherlich von Bedeutung, welche Formulierungen der Anwalt wählt, wenn er sein Anliegen vorbringt. „Da muss ich jetzt aber einen Beweisantrag stellen...“ – In diesem Satz stecken einige Botschaften, die der Richter unbewusst „hört“ und über die er wenig erfreut sein wird. Es sind Botschaften wie: Du hast etwas vergessen. – Ich bin „klüger“, ein besserer Jurist als du. – Ich streue dir Sand ins Getriebe. – Ich will dich ärgern. – Das wird dich Zeit kosten. Usw. – Diese Botschaften, auch wenn der Anwalt tatsächlich keine von ihnen gemeint hat, sondern nur darauf hinweisen wollte, dass es einen klärungsbedürftigen Punkt gibt, können dazu führen, dass der Richter sich im weitesten Sinn angegriffen fühlt und innerlich in eine Art Verteidigungshaltung geht. Dann besteht die Gefahr, dass er sich wenig für den Inhalt des Beweisantrags öffnet, sondern mehr darüber nachdenkt, wie er den Antrag ablehnen kann. Die Sachebene gerät in den Hintergrund. Vielleicht will der Anwalt das, vielleicht will er Emotionen schüren, provozieren, was auch immer. Denn das kann aus taktischen Gründen durchaus in der einen oder anderen Situation gewinnbringend für seinen Mandanten sein. Vielleicht will der Anwalt das aber auch nicht, sondern er will nur, dass einem aus seiner Sicht wichtigen Punkt noch weiter nachgegangen wird. Dann sollte er freilich eine andere, eine verträglichere Formulierung wählen. „Sie haben gerade XY erwähnt. Mir ist dabei ein Gedanke gekommen, warum wir (vielleicht) insoweit noch der Frage Z ein wenig genauer nachgehen sollten. Ich hätte (oder, wenn das für Sie, den Leser, zu „devot“ klingt, habe) dazu folgende Anregung…“ – Das weitere Verhalten des Anwalts ist dann davon abhängig, wie der Richter reagiert. Es ist und bleibt dem Anwalt unbenommen, nach und nach seine Formulierungen zu verschärfen.


10. Fazit: Man muss das Rollenverständnis berücksichtigen und in die Befragungs-/Vernehmungs-Taktik mit einbeziehen.
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b) Konfliktsituation: Fragerecht.40 Der Rechtsanwalt will an den Zeugen noch eine Frage stellen und wird sogleich vom Gericht oder von der Staatsanwaltschaft unterbrochen: „Herr Rechtsanwalt, diese Frage ist doch schon mehrmals gestellt worden…“ Der Anwalt verspürt den Impuls, dagegen zu halten. Das ist jetzt mein Fragerecht. Das lasse ich mir nicht beschneiden. Er könnte in eine Diskussion eintreten. Man würde darüber streiten, ob die Frage tatsächlich schon (mehrmals) gestellt worden ist, ob und warum es Sinn macht, sie vielleicht noch einmal zu stellen, wie sich die obergerichtliche Rechtsprechung zum wiederholten Stellen von Fragen verhält, was die obergerichtliche Rechtsprechung allgemein zur Beschneidung des Fragerechts der Verteidigung entschieden hat usw. Eine solche Diskussion könnte jedoch vielleicht dem Ziel des Anwalts entgegenlaufen, die Frage tatsächlich nochmals zu stellen, damit aber neue Erkenntnisse zu erlangen und die bisherige Meinung des Gerichts und der Staatsanwaltschaft dadurch zu beeinflussen. Dieses beinahe „klassische“, weil von fast jedem Anwalt schon einmal erlebte Beispiel könnte sich folgendermaßen weiterentwickeln: Es wird eine Weile über die Zulässigkeit der Frage gestritten. Dann sagt der Richter erkennbar genervt: „Herr Rechtsanwalt, stellen Sie Ihre Frage.“ Nun blättert er in seinen Akten und zeigt offen, dass er kaum zuhört. Damit bringt er zum Ausdruck, dass er die Frage für überflüssig hält. Seine innere Bereitschaft, eine möglicherweise doch unerwartete Antwort wahrzunehmen, ist gering. Seine bisherige Meinung zum Verfahrensstand verfestigt sich noch mehr. Irgendwann wird der Richter sagen: „Herr Rechtsanwalt, haben Sie noch eine Frage oder können wir jetzt weitermachen?“ Der Anwalt hat in dem Beispiel zwar „gesiegt“, er hat seine Frage gestellt. Es war jedoch ein Pyrrhussieg. Man hat nicht mehr richtig zugehört. Das, was der Zeuge gesagt hat, wurde inhaltlich nicht oder nur am Rand wahrgenommen. Darüber hinaus wurde für alle Anwesenden überdeutlich, wie der Richter den Anwalt „abgestraft“ hat. Dies hat nicht nur sein Mandant bemerkt, sondern auch der Zeuge. Vielleicht hat ihm das sogar gefallen. Letztlich könnte die Position des Anwalts durch diesen „Sieg“ im weiteren Sinne eher geschwächt worden sein.

Wie hätte er vorgehen können, wenn sein Ziel ist: Ich will die Frage stellen und ich will, dass die Anderen aufmerksam und unvoreingenommen zuhören und den Inhalt der Antwort aufnehmen? Dazu überlegen wir, was der Richter mit seinem Einwand, die Frage sei bereits mehrfach gestellt, zum Ausdruck bringt, was sozusagen seine „Hintergedanken“ sind. Von den Fakten her dürfte es zutreffen, dass die Frage tatsächlich bereits gestellt worden war. Der Richter lässt durch seinen Einwand erkennen, dass er in Eile ist; dass er sich bereits ein Bild von der Sache gemacht hat; dass er davon ausgeht, die Antwort auf die Frage könne keine weitere Erhellung bringen; dass er selbst an alle wichtigen Fragen denkt; dass ihn der Anwalt nervt und vieles mehr.

Der Anwalt könnte nun in seiner Reaktion auf diese Aspekte eingehen. Anstatt unter Berufung auf die obergerichtliche Rechtsprechung über die Zulässigkeit der Frage zu streiten (was dem Richter im Zweifel sowieso nicht gefällt und wodurch er sich eher provoziert fühlt), könnte der Anwalt erwidern: „Ja, das stimmt, die Frage ist tatsächlich bereits gestellt worden.“ Indem er dem Richter recht gibt, nimmt er ihm bereits viel „Wind aus den Segeln“. Eine solche Reaktion hat der Richter nicht erwartet. „Ja, das stimmt; ich möchte die Frage aber trotzdem gerne nochmals stellen. Ich hatte mir vorhin überlegt, ob ich noch einen Beweisantrag bringen muss. Das können wir uns dann vielleicht sparen. Ich hatte nämlich gerade eine ganz interessante, neue Idee, warum ich diese Frage nochmals an den Zeugen richten will… – Mit dieser Antwort erkennt der Anwalt die Position, die Stellung des Richters als Leiter des Verfahrens (vgl. Rollenverständnis!) an. Er bestätigt seine „Kompetenz“, dass er, der Richter, alle wichtigen Fragen bedacht hat. Der Anwalt geht auf die Eile des Richters ein (man könnte mit dieser Frage sogar Zeit einsparen). Er weckt sein Interesse (eine interessante und neue Idee) und fördert so die Bereitschaft, offener zuzuhören. Nun könnte der Richter vielleicht erwidern: „Aha. Gut, machen Sie mal.“

Dieses natürlich stark überpointierte Beispiel soll zeigen, wie viel in der forensischen Kommunikation auf unbewusster Ebene auf die Beteiligten einwirkt. Es zeigt auch, wie stark auf subtile Weise Einfluss genommen werden kann, welch beträchtliche Möglichkeiten sämtliche Beteiligten durch eine zielgerichtete Kommunikation haben (Vernehmungs-TAKTIK).


11. Fazit: Anwälte müssen ihre prozessualen Rechte in einer Weise erkämpfen, die sich am Ziel ihres Mandats orientiert.
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c) Vernehmung von Polizeibeamten. Ein anderes, ebenfalls beinahe „klassisches“ Beispiel ist die Vernehmung von Polizeibeamten. Viele von ihnen sehen im Verteidiger eine Art „Feind“, weil er durch die Nachfragen in der Vernehmung von Zeugen die oft mühevolle und anstrengende Arbeit der Polizei sozusagen „kaputt machen“ will. Aber auch dem Gericht gegenüber sind sie bisweilen ähnlich kritisch eingestellt.

Diese Haltung (vgl. Rollenverständnis!) lässt sich mitunter aus vorangegangenen, aus Sicht der Polizeibeamten negativen Erfahrungen erklären. Objektiv negative Erfahrungen sind eine eher schlechte Behandlung, die Polizeibeamte bisweilen bei Gericht erfahren. Beispiel: Der Beamte teilt dem Gericht vor der Verhandlung mit, dass er auf einen Zeitpunkt genau zwei Stunden nach dem Ende seiner Nachtschicht geladen worden ist, und fragt an, ob sein Erscheinen entbehrlich sei oder ob an seiner Stelle vielleicht einer seiner Kollegen kommen könne. Vom Gericht erhält er daraufhin nur eine kurze Notiz, schlimmstenfalls ohne Anrede und ohne Unterschrift: „Auf richterliche Weisung wird Ihnen mitgeteilt, dass auf Ihr Erscheinen nicht verzichtet werden kann.“ Todmüde begibt sich der Beamte pünktlich um 9 Uhr am Verhandlungstag zum Gericht, findet aber zusammen mit drei weiteren Zeugen den Sitzungssaal verschlossen vor. Der Richter kommt erst knapp 20 Minuten später. Ohne Kommentar geht er an den Zeugen vorbei in sein Beratungszimmer. Der Urkundsbeamte, der den Saal aufschließt, erklärt den Wartenden, dass es in einem anderen Fall Probleme gibt, weshalb der Richter noch habe telefonieren müssen. Schließlich beginnt die Verhandlung. Alle Zeugen werden in den Saal gerufen. Wenn der Richter es ganz schlecht macht (vgl. andere Werke zum selben Thema, in denen zu Recht darauf hingewiesen wird, dass keine Sammelbelehrung stattfinden soll und vor allem auch keine Sammel-LADUNG!), belehrt er sie und verweist sie dann in den „Abstand“ (§ 58 Abs. 1 StPO), wie es im Juristen-Deutsch so schön heißt (eigentlich überhaupt nicht schön!, vgl. Kap. I. 11). Sie müssen wieder vor dem Saal warten, denn natürlich beginnt die Verhandlung nicht sogleich mit den Zeugenvernehmungen. Irgendwann wird dann ein Zeuge nach dem anderen vernommen. Zuletzt wird der Polizeibeamte in den Saal gerufen. „Ich habe eine erfreuliche Nachricht für Sie. Wir stellen das Verfahren ein. Deshalb können wir auf ihre Vernehmung verzichten. Sie können schon wieder gehen. Auslagen hatten Sie ja keine, oder…?“ Ob der Beamte sich wirklich freut?

Ein Beispiel, das allerdings – wie die Verfasser aus Unterrichten in Polizeischulen wissen – viele Polizeibeamte keineswegs als überpointiert bezeichnen würden und das zeigen soll, wie Rollenbilder entstehen, die dann in einer gerichtlichen Vernehmung Auswirkungen entfalten können.

Natürlich werden Polizeibeamte auch von Anwälten des Öfteren schlecht behandelt, vielleicht aufgrund negativer Vorerfahrungen des Anwalts mit einem anderen Beamten. Sie werden unangemessen aggressiv angegangen, von „oben herab“ behandelt oder der Anwalt spricht ironisierend mit dem Polizeibeamten.

Wenn Polizeibeamte erleben, dass ein Angeklagter, aus ihrer Sicht zu Unrecht, freigesprochen oder das Verfahren eingestellt oder eine sehr niedrige Strafe verhängt wird, wenn sie also den Verfahrensausgang für falsch oder extrem unangemessen halten, kann der Gedanke aufkommen: „Dann hätte ich mir die viele Arbeit ja sparen können.“ Sie fühlen sich und ihre Tätigkeit als nicht wertgeschätzt. Das kann sie prägen und ihre zukünftige Arbeitsweise und ihre grundsätzliche Haltung beeinflussen.

Deshalb sollte man sich auch all dieser „psychologischen Momente“ bewusst sein und sie in einer Vernehmung bedenken und, je nachdem, was man erreichen will, berücksichtigen.

Ein kurzer Anruf oder ein vom Richter diktierter Brief, in dem er Verständnis für das Anliegen jenes Beamten, der Nachtschicht hat, zeigt und kurz erklärt, warum er dennoch den Termin nicht verschieben und nicht auf die Ladung verzichten kann, könnte viel bewirken. Ein solcher Richter würde sich auch für seine Verspätung entschuldigen. Er würde ohnehin die einzelnen Zeugen gestaffelt und nicht gleich auf den Sitzungsbeginn laden. Deshalb hätte er dann in seiner Verhandlung Zeugen zur Verfügung, die aufgrund ihrer positiven Einstellung wesentlich mehr zur Auskunft und zur Mitarbeit bereit sind.

23Auskunftspersonen haben meistens eher wenig Interesse an einem Kontakt mit der Vernehmungsperson. Sie müssen vor Gericht erscheinen, weil sie als Partei im Zivilprozess ihr „Recht erstreiten“ wollen, als Zeugen einer meist in hohem Maße lästigen und mitunter undankbaren staatsbürgerlichen Pflicht nachkommen müssen oder im Strafprozess (gar in Handschellen) aus der Untersuchungshaft vorgeführt werden. Die fehlende Auskunftsbereitschaft kann durch eine gute Behandlung ein klein wenig verbessert werden.

Der Anwalt, der von dem Polizeibeamten etwas will, nämlich Angaben, mit denen er weiter arbeiten kann, wird sich um ihn genauso wie um andere Zeugen „bemühen“ müssen; er wird einen freundlichen Ton anschlagen, Verständnis zeigen, die Arbeit loben usw. Derjenige Anwalt, der das Gegenteil will, nämlich den Beamten verunsichern, um seine Aussage auf diese Weise in Zweifel zu ziehen, wird umgekehrt vorgehen. Man muss sich der jeweiligen Wirkung des eigenen Verhaltens bewusst sein, um nicht am Ende kontraproduktiv zu arbeiten (vgl. das Beispiel, dass ein Zeuge sich aufgrund der Angriffe immer mehr „erinnert“ bzw. immer mehr inhaltlich nachfüttert, Kap. I. 5a: „Ladendetektiv“ und Kap. I. 8e: „Eichentüren-Fall“).


12. Fazit: Bei der Vernehmung von Polizeibeamten sind Rollenbilder und Vorurteile besonders zu berücksichtigen.










6.Unterschiedliche Positionen im Einzelnen
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a) Erkenntnisinteresse von Richtern und Staatsanwälten. Zivil-, Strafgericht und Staatsanwaltschaft haben bei der Befragung von Auskunftspersonen im forensischen Bereich das Ziel, wahre und irrtumsfreie Angaben zu erhalten bzw. solche Geschehensschilderungen, die sich gut auf Wahrheit und Irrtumsfreiheit überprüfen lassen. Solche Schilderungen erlangt man am ehesten, wenn sich die Auskunftsperson möglichst „wohl“ fühlt. Es ist Aufgabe der Vernehmungsperson, so gut es geht, die Voraussetzungen dafür zu schaffen.

25Für den Richter beginnt die „Pflicht“, für gute Bedingungen in der Vernehmung zu sorgen, lange vor dem Prozesstag. Die Zeit, die hierfür investiert wird, macht sich in den meisten Fällen mit „Zinsen“ bezahlt.

Der Leitsatz lautet: Wie kann ich, trotz meiner eigenen Zwänge und Bedürfnisse, die Vernehmung für die Auskunftsperson so angenehm wie möglich oder möglichst wenig unangenehm gestalten.

Mit diesem Gedanken im Hinterkopf sollte die gesamte Planung erfolgen. Dann wird man bei der Ladung nach dem Wohnort des Zeugen schauen und bei der Terminierung auf eine besonders lange Anreise Rücksicht nehmen.

Den Wunsch nach einer Verschiebung des Termins wegen wichtiger anderer Termine wird man, wenn es sich nicht erkennbar um eine „Ausrede“ handelt, ernst nehmen und zumindest in der oben geschilderten Weise (persönlich) darauf reagieren. Das gilt in ganz besonderem Maß für Terminverlegungswünsche von Anwälten, die letztlich bei Gericht ihren Lebensunterhalt verdienen.

Ein wichtiger Hinweis zu Terminsabsprachen: Zumindest in Prozessen am Landgericht ist es mittlerweile wohl durchgängig üblich, die Verhandlungstermine vorab mit den Anwälten abzusprechen. Es scheint eine Ausnahme zu geben, denn da hören die Verfasser in Seminaren immer wieder Klagen: Die Nebenklagevertreter. Sie werden zwar ausreichend früh über die geplanten Termine informiert, auf Verschiebungswünsche wegen Terminskollisionen wird aber, so die Berichte, häufig nicht eingegangen. Ihre Teilnahme am Termin ist für das Gericht ja auch nicht zwingend. Sie ist aber für die Nebenkläger häufig wichtig. Deshalb sollten Nebenklagevertreter gleich behandelt werden wie Verteidiger.

Mit dem obigen Leitsatz im Hinterkopf (Wie kann ich die Auskunftsperson unterstützen) wird jeder Richter die Zeugen gestaffelt und nicht gleich zum Beginn der Verhandlung laden. So verärgert wie es der Richter ist, der (als Privatpatient) sich bei seinem Arzt einen Termin hat geben lassen und dann pünktlich um 15.30 Uhr die Praxis betritt, um festzustellen, dass fünf weitere Patienten auf denselben Zeitpunkt einbestellt worden sind, so verärgert ist – mit Recht – ein Zeuge in der entsprechenden Situation bei Gericht. Dazu taucht von Richtern immer wieder der Einwand auf: „Was mache ich, wenn ein Zeuge nicht kommt? Dann muss ich warten und mein gesamter Zeitplan gerät durcheinander.“ Dieser Einwand ist in mindestens 90 Prozent der Fälle nicht stichhaltig. Nur selten sind es die Richter, die warten müssen; und wenn doch, dann oft wegen eines Fehlers oder Problems auf „staatlicher Seite“ (z. B. die Vollzugsanstalt hat den Angeklagten nicht rechtzeitig zum Gerichtsgebäude verschubt o.ä.). Alle Untersuchungen belegen, dass in Gerichtsverfahren ganz überwiegend die anderen Beteiligten warten. Dies haben „Spaziergänge“ der Verfasser durch ihre Gerichtsgebäude belegt. Zu völlig unterschiedlichen, zufällig gewählten Zeitpunkten gingen sie durch die Gänge und jedes Mal (!) befanden sich vor etlichen Gerichtssälen zahlreiche wartende Personen. Mit einer Frage konnte geklärt werden, dass es sich um oft schon lange Zeit (dreimal mehr als eine Stunde!) wartende Zeugen handelte. Auf den ersten Blick war erkennbar, wie verärgert die Betreffenden waren. Zu Recht. Neue „Begehungen“ unmittelbar vor Erscheinen der 2. Auflage des Buches haben leider keine Verbesserungen erkennen lassen.

Hier als verbürgtes Beispiel dafür, dass Auskunftspersonen bei Gericht nicht immer ausreichend gut behandelt werden, der Brief eines Zeugen (wie aus der Akte erkennbar war, kein „Querulant“) an eine Kammer:
        


Geschäftsnummer: … Ladung zum Termin: … Im Rechtsstreit: …

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu dem o.g. Termin werde ich nicht erscheinen.

Ich halte es schlichtweg für eine Unverfrorenheit, was mir als Zeuge hier zugemutet wird.

Durch einen mehr als unglücklichen Umstand war ich Zeuge eines leichten Verkehrsunfalls (in Zukunft schaue ich übrigens immer weg), bei dem lediglich geringer Blechschaden an zwei ohnehin schrottreifen Fahrzeugen – ohne verletzte Personen – entstand. Eigentlich wollte ich rasch vorbeifahren, wurde jedoch von einem Fahrzeugführer, es war glaube ich Herr H., gebeten, ihm meine Visitenkarte zu überreichen, falls Rückfragen wären. Das hätte ich nicht tun sollen.

Ich musste zur Zeugenvernehmung nach S. fahren und musste stehend, umgeben von allerlei üblem Gesinde, einem unfreundlichen Polizisten über eine Stunde Rede und Antwort stehen. Das war im Januar 2006. Im August 2007 wurde ich als Zeuge zur Gerichtsverhandlung vorgeladen. Nach über 3 Stunden Wartezeit, es war dabei nur noch ein weiterer Zeuge anwesend, wurde ich als Zeuge gehört, kam mir dabei aber eher als Angeklagter vor.

Und jetzt wieder eine erneute Vorladung zum Termin am … 

Dafür stehe ich nicht mehr zur Verfügung, selbst wenn Sie mich in Handschellen vorführen müssten.

Ich bin ein absolut unbescholtener Bürger, habe aber den Glauben an die deutsche Justiz schlicht verloren. Es geht bei der Verhandlung nicht um Mord, Totschlag oder sonstige Gewaltverbrechen, es geht schlicht und einfach um einen leichten Blechschaden an zwei uralten Fahrzeugen. Ich habe alles in bestem Wissen und nach bestem Gewissen von mir gegeben. Jede neue Aussage nach zwei Jahren wäre eine reine Zumutung.

Als so genannter „Besserverdiener“ zahle ich jeden Monat immense Steuern, die auch der Justiz zugute kommen. Haben Sie denn wirklich nichts Besseres zu tun?

In der Hoffnung, dass meine Zeilen bei Ihnen zu den entsprechenden Eingebungen führen, verbleibe mit freundlichen Grüßen und dem sicheren Vorsatz, am o.g. Termin nicht zu erscheinen.

Anlage: Ladung zu meiner Entlastung zurück





Wie würden Sie auf ein solches Schreiben reagieren? Diese Frage haben wir in zahlreichen Seminaren an Richter gestellt. Die Mehrheit meinte: „Ich würde ihm mit einer Vorführung durch die Polizei drohen.“ Leider nur eine Minderheit plädierte dafür, entweder in einem Brief oder ausnahmsweise sogar in einem Telefongespräch Verständnis für die Situation des Zeugen zu zeigen, aber auch um Verständnis dafür zu bitten, dass das Interesse an der Wahrheitsfindung Vorrang haben muss. – In dem betreffenden Verfahren, aus dem der abgedruckte Brief stammt, führte die Kontaktaufnahme durch den Berichterstatter dazu, dass gerade durch die dann später in einer freundlichen Atmosphäre erfolgte Aussage dieses Zeugen das Verfahren rasch zu einem Abschluss geführt werden konnte.

26Wie gesagt, gegen solche und ähnliche Anregungen wird immer wieder, insbesondere von Richtern an Amtsgerichten, argumentiert, sie seien aufgrund des enormen Zeitdrucks gar nicht in der Lage, sich an die an sich sinnvollen Empfehlungen zu halten. Andernfalls werde ihr Referat in Kürze abstürzen. Die Verfasser waren beide auch als Amtsrichter tätig und erlauben sich deshalb zu sagen, dass es sich bei den Gegenargumenten jedenfalls zum Teil um „Ausreden“ handelt. Die Verfasser haben erlebt, ebenso wie inzwischen sehr viele andere Kollegen, die solche Anregungen aufgenommen haben, wie diese Anregungen im Gegenteil nach einer kurzen Phase der Eingewöhnung zur Beschleunigung der Arbeit beigetragen haben. Auskunftswilligere und mehr zur Mitarbeit bereite Zeugen machen rascher dem Verfahren dienliche Angaben. Festzustellen, ob jemand die Wahrheit sagt oder lügt, gelingt wesentlich schneller. Parteien, die sich gut behandelt fühlen, sind eher damit einverstanden, wenn es angemessen ist, sich auf eine gütliche Verfahrenserledigung einzulassen. Auch wenn dies nicht sicher belegbar ist, stellen die Verfasser die Behauptung auf, dass sogar bei Angeklagten, die sich vom Gericht in ihrer Person angemessen behandelt fühlen, eine höhere Bereitschaft besteht, das Urteil zu akzeptieren.


13. Fazit: Um gutes Auskunftsmaterial zu erlangen, sollten Richter den folgenden Gedanken im Hinterkopf haben: Wie kann ich, trotz meiner eigenen Zwänge und Bedürfnisse, die Vernehmung für die Auskunftsperson so angenehm wie möglich oder möglichst wenig unangenehm gestalten?
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b) Bessere Behandlung von Auskunftspersonen. In den letzten Jahren sind in der Justiz einige Programme „entwickelt“ worden, die dem Schutz von Zeugen dienen und für eine bessere Behandlung von Zeugen sorgen sollen.41 Dazu gehören auch in einigen Bundesländern neu gefasste Ladungsformulare, denen ohne großen Aufwand die Kopie eines Stadtplans mit markiertem Gerichtsgebäude und dem Hinweis auf Parkmöglichkeiten beigefügt werden kann. Im Gegensatz zu den früheren Formularen, die an eine Karte im alten Monopoly-Spiel erinnert haben, nach der man sich direkt ins Gefängnis begeben musste, findet sich in den neuen Formularen immer wieder das Wort „bitte“. Neben einer allgemein freundlicheren, Angst nehmenden Formulierungsweise erscheint den Verfassern von Bedeutung, bereits an dieser Stelle eine Sprache zu finden, die der Auskunftsperson vertraut ist. Es sollte schon bei den Ladungsformularen das Juristen-Deutsch (vgl. dazu Kap. I. 11), jede Form von Amtssprache vermieden werden.

28Sehr gute Erfahrungen haben die Verfasser damit gemacht, dass in schwierigen Vernehmungssituationen (jede Art von Opferzeugen und allgemein bei Kindern) der Auskunftsperson angeboten wird, vor ihrer Vernehmung einmal den Gerichtssaal zu besichtigen. Von diesem Angebot wird in den meisten Fällen Gebrauch gemacht. Die Zeugen vereinbaren mit dem Urkundsbeamten einen Termin. Die beiden besichtigen den Saal. Der Urkundsbeamte erklärt in wenigen Worten, wie die Verhandlung in etwa ablaufen wird, zeigt den Zeugen, wo sie und wo die anderen Beteiligten sitzen werden usw. In der Regel ergibt sich eine kurze Unterhaltung zwischen den Beiden. Zu Fragen zum Verfahren gibt der Urkundsbeamte selbstverständlich keine Auskünfte. Dieser kleine zusätzliche Arbeitsaufwand wurde von den Urkundsbeamten ausnahmslos gerne auf sich genommen; möglicherweise weil sie, indem ihnen ein wenig mehr Verantwortung überlassen wurde, sich und ihre Arbeit im weiteren Sinne „aufgewertet“, mehr geschätzt fühlten. Eine gewisse Zeit haben die Verfasser nach den Prozessen die betreffenden Zeugen bzw. ihre Anwälte (etwa in Nebenklagefällen) befragt, ob diese „Serviceleistung“ sinnvoll und hilfreich war. In 100 % (!) der Fälle wurde dies bejaht und oft in den höchsten Tönen gelobt. Die Verfasser sind davon überzeugt, dass auch in nahezu 100 % der Fälle dadurch die Vernehmungen in den Hauptverhandlungen besser abliefen.

Trotz gestaffelten Ladens und sonstiger Bemühungen werden sich Wartezeiten bei Gericht nicht vermeiden lassen. Man kann damit unterschiedlich umgehen. Als die Verfasser vor etwa zwei Jahrzehnten entsprechende Anregungen gaben und Vorschläge machten, wurden sie oftmals belächelt (oder mehr). Heute ist es keine Seltenheit mehr, wenn Richter dafür sorgen, dass es vor ihrem Gerichtssaal ausreichend Sitzmöglichkeiten gibt. Sie legen dort Illustrierten (die Aktualität ist von sekundärer Bedeutung) und Rätselhefte aus. Es gibt Hinweisschilder auf in größeren Gerichtsgebäuden mittlerweile installierte Getränkeautomaten. Wichtig erscheint es den Verfassern, die Wartenden nicht einfach nur sich selbst zu überlassen, sondern ihnen zu zeigen, dass man sie und ihre persönlichen Belange wahr- und ernst nimmt. Ich kann als Richter meine Verhandlung kurz unterbrechen und einen Zeugen, der vor dem Saal wartet, hereinrufen. „Ich weiß, Sie warten jetzt schon seit einer halben Stunde. Das tut mir sehr leid. Ich habe versucht, Sie erst zu dem Zeitpunkt zu laden, an dem wir Sie benötigen. Leider hat sich die Verhandlung nun doch anders entwickelt. Bitte entschuldigen Sie dies. Ich kann Sie jetzt allerdings immer noch nicht vernehmen. Sie müssen also nochmals eine Weile warten. Ich hoffe, es wird nicht mehr allzu lange dauern. Ist das sehr schlimm für Sie? Müssen Sie nun einen Termin verschieben? Haben Sie ein Handy oder wollen Sie bei uns ein Telefon benutzen? Ich kann trotz allem leider nicht auf Ihre Vernehmung verzichten. Wir brauchen Ihre Angaben. Vielleicht möchten Sie inzwischen einen Kaffee trinken gehen. Im zweiten Geschoss steht ein Getränkeautomat. Es reicht, wenn Sie in 20 Minuten wieder da sind. Ich werde Sie dann hereinrufen, so schnell es nur geht. Vielen Dank für Ihr Verständnis.“ Die Diktion, wie man eine solche kleine Ansprache formuliert, ist jedem Einzelnen überlassen. Wichtig sind allein die in ihr enthaltenen Botschaften: Ich muss zum Ausdruck bringen, dass ich die wartende Person wahrnehme. Ich übernehme die Verantwortung für ihr Warten. Ich erkläre ihr, dass dies nicht auf bösem Willen oder Unachtsamkeit, sondern auf unabänderlichen Gegebenheiten beruht. Ich lege ihr meine Position dar. Ich biete ihr meine Unterstützung an. Ich danke ihr. Das heißt zusammengefasst: Ich sehe den Anderen (Du-Ebene) – ich zeige meine Situation (Ich-Ebene) – ich frage nach einem gemeinsamen Weg (Wir-Ebene). Ein Zeuge, der von einem Richter solche oder ähnliche Sätze hört, wird den Gerichtssaal anschließend nicht glücklich und zufrieden verlassen, aber er wird Verständnis haben und deshalb weiterhin auskunftsbereit(er) sein.

29Auch das Folgende wurde lange Zeit belächelt, hat aber inzwischen ein wenig Schule gemacht. Diejenigen, die es übernommen haben, berichten wieder ausnahmslos von guten Erfahrungen damit. Besonders anstrengend sind längere Vernehmungen oder Befragungen vor allem zu problematischen, sehr persönlichen oder intimen Themenbereichen (Opfer von Gewalt- oder Sexualstraftaten oder Befragungen in Familienrechtsverfahren). Hier fühlen sich die Auskunftspersonen nahezu immer unwohl. Sie sind angespannt. Das führt unwillkürlich zu einem „trockenen Mund“. Steht nun ein Glas Wasser bereit, wird dieses „Angebot“, ohne darüber nachzudenken, gerne angenommen. Wenn schon der Moderator in einer Quizsendung im Fernsehen das mit seinen Gästen immer so handhabt, warum sollte das nicht (oder nicht erst recht) ein Richter tun? Wie unangenehm, wenn – was einer der Verfasser erlebt hat – eine weinende Zeugin mehrfach fragt, ob sie etwas zu trinken bekommen könnte, und das Gericht nicht darauf vorbereitet ist.42 Aus Gründen der Parität gehört es sich, für beide Seiten (d. h. im Strafprozess auch für den Angeklagten) ein Glas Wasser bereit zu stellen. Nicht vergessen sollte man die Dolmetscher, die in größeren Verfahren oftmals einen ganzen Tag lang im Gerichtssaal sitzen und beinahe die gesamte Zeit reden müssen.

Nach bzw. während längeren Vernehmungen oder Befragungen sollte stets an eine kurze Pause gedacht werden. Bisweilen reicht schon allein die Rückfrage bei den Beteiligten, ob eine solche notwendig sei. Auch dies fördert die Auskunftsbereitschaft und schafft eine bessere Atmosphäre.


14. Fazit: Das 13. Fazit kann nicht oft genug wiederholt werden: Um gutes Auskunftsmaterial zu erlangen, sollten Richter den Gedanken im Hinterkopf haben: Wie kann ich, trotz meiner eigenen Zwänge und Bedürfnisse, die Vernehmung für die Auskunftsperson so angenehm wie möglich oder möglichst wenig unangenehm gestalten.
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c) Einstieg in die Vernehmung. Jeder, der sich mit Kommunikation beschäftigt, weiß, dass gleich am Anfang eines Gesprächs die Weichen für den gesamten späteren Verlauf gestellt werden. Der Einstieg in die Vernehmung spielt deshalb eine wichtige Rolle. Allein schon die Auskunftsperson mit ihrem Namen (auch bei Polizeibeamten) zu begrüßen, bringt die nachfolgende Befragung gleich auf eine andere, meist bessere „Gesprächs“-Ebene. Wenn ich allerdings jemanden beim Namen anspreche, so sollte ich auch meinerseits mich mit Namen vorstellen. Auch dies wird, wie die Verfasser in vielen Seminaren in unterschiedlichen Gebieten der Bundesrepublik erfahren haben, immer häufiger so gehandhabt. Erst kürzlich wurde in einer Zeitschrift darüber berichtet, dass der Präsident eines Oberlandesgerichts dies seinen Richtern ans Herz gelegt hat. Man befolgt damit nicht nur ein Gebot der Höflichkeit, sondern man betont nochmals und intensiver die Ebene, auf der die Befragung stattfinden soll. Damit gibt der Richter nichts preis von seiner Stellung oder gar von seiner Autorität. Es ist jederzeit möglich, diese „freundliche“ Ebene wieder zu verlassen, wenn ich beispielsweise bemerke, dass ich angelogen werde. Das „Switchen“ innerhalb verschiedener Ebenen strahlt Kompetenz und Souveränität aus, was bei der Leitung der Vernehmung und der gesamten Verhandlung von Nutzen ist, gerade auch dann, wenn gelogen wird oder wenn es zu Eskalationen kommt. Es ist schwieriger, jemanden zu belügen oder mit ihm zu streiten, den man als kompetent und souverän ansieht.

Es versteht sich von selbst, dass man nicht unmittelbar nach der Begrüßung mit der Vernehmung beginnt. Ein, zwei belanglose Sätze reichen, um der Auskunftsperson ein wenig von ihrer Anspannung zu nehmen. Welche Wirkungen solche scheinbaren Belanglosigkeiten haben, hat erst jüngst ein Münchner Strafverfahren gegen einen bekannten Fußballmanager wegen Steuerhinterziehung gezeigt. Der Vorsitzende gratulierte gleich zu Beginn dem Angeklagten zur kurz zuvor erfolgten Geburt seines Enkels. Natürlich hatte der Enkel nichts mit dem Prozess zu tun. Nahezu alle Medien berichteten dennoch von der Gratulation, und zwar ausnahmslos positiv. Als sehr förderlich wurde von den Verfassern erlebt, wenn es gelingt, die Auskunftsperson dazu zu bringen, selbst irgendetwas zu sagen. Dann ist sie endgültig im Gerichtssaal „angekommen“. Darüber hinaus entsteht so ein wenig die Möglichkeit zu erleben, wie sich die Auskunftsperson verhält, wenn es nicht um vom Prozess erfasste Themen geht. Je länger diese Phase (Einstiegs-, Aufwärm- oder Ankomm-Phase) andauert, desto mehr ist ein Vergleich zulässig, wie schildert die Auskunftsperson eindeutig Wahres und wie die inkriminierte Handlung oder das Beweisthema, um daraus dann Rückschlüsse auf die Zuverlässigkeit der Angaben ziehen zu können (vgl. Kap. II. 7h Rn. 144, strukturelle Realkennzeichen/Realitätskriterien).


15. Fazit: Einer guten Vernehmung geht eine Einstiegsphase voraus.
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d) Belehrung von Zeugen. Erst danach folgt die Belehrung. Wenn man die Zeugen gestaffelt lädt, vermeidet man automatisch die hoch problematischen Sammelbelehrungen. Erhebungen der Verfasser durch Befragungen von Zeugen nach Sammelbelehrungen haben erbracht, dass – relativ unabhängig vom Bildungsgrad – nur sehr wenig vom Inhalt der Worte des jeweiligen Richters verstanden wurde. Floskelhafte Belehrungen („Falschaussage wird streng bestraft. Meineid nicht unter einem Jahr. Aber auch die uneidliche/fahrlässige Falschaussage ist strafbar…“) konnten inhaltlich praktisch nie wiedergegeben werden. Hängen blieb allein, dass falsche Angaben strafbar sind. Das hatten die Zeugen allerdings schon zuvor gewusst. Man hätte sich etliche Worte sparen können. Die für Juristen eindeutige Unterscheidung zwischen eidlicher und uneidlicher Aussage wurde nicht selten in der Weise missverstanden, dass – genau umgekehrt – nur bei Vereidigung eine ernsthafte Bestrafung erfolgen würde (auch das wieder relativ unabhängig vom Bildungsgrad!). Der Tenor der Antworten lautete: „Ich habe gar nicht richtig zugehört. Ich habe mich umgeschaut nach dem Richter und dem Staatsanwalt und den anderen Zeugen. Da war die Belehrung schon vorbei.“ Jeder dachte, das geht nicht so sehr mich etwas an, sondern mehr die anderen, neben mir stehenden Zeugen. Nicht selten waren Zeugen auch darüber verärgert, „gleich mit einer so unfreundlichen Belehrung begrüßt zu werden“ (Zitat). Der Ton macht die Musik. Es gilt, eine zur eigenen Diktion passende (Authentizität), freundliche (wenn kein „Angriff“, dann keine „Abwehr“), eindeutig verstehbare (kein Juristen-Deutsch) und ernstzunehmende (Wahrheits-Pflicht) Formulierung zu finden.

Den Verfassern erscheinen zwei Botschaften wichtig, die mit der Belehrung ins Bewusstsein von Zeugen gebracht werden sollten:


(1)  Motivation/Förderung der Auskunftsbereitschaft und

(2)  ernsthafte Warnung, unrichtige Angaben zu machen.



Zu diesem Thema findet sich Ähnliches und mehr in anderen Büchern. Hier nur ein verkürztes Beispiel: „Ihre Aussage ist wichtig. Nur mit Hilfe der Angaben von Zeugen können wir ermitteln, was tatsächlich geschehen ist. …“ (Motivation) „Weil die Aussagen von Zeugen so wichtig sind, wird es streng bestraft, wenn man etwas Falsches sagt. Das ist kein Kavaliersdelikt. Bei Meineid ist schon die Mindeststrafe ein Jahr. Und da drückt man dann kein Auge zu. Man darf auch nicht „aus Versehen“ etwas Falsches sagen. Wenn Sie sich an etwas nicht genau erinnern, sagen Sie es gleich…“ (eindeutige Warnung)

Auch solche, ein wenig differenziertere Belehrungen kann man, der eigenen Diktion entsprechend, in ein „wiederholbares Sprüchlein“ bringen, ohne dass es sich am Ende wie eine „unwichtige, allein dem Gerichtsritual entsprechende Floskel“ anhört.

Man sollte sich als Richter mehrere „Belehrungsmodelle“ zurechtlegen für unterschiedliche Zeugen-Typen.


Beispiele:

Polizeibeamte, die öfters bei Gericht aussagen und die Belehrung genau kennen, erreicht man eher, indem man sie mit unerwarteten Worten anspricht. Man könnte mehr die Irrtumsmöglichkeiten betonen und auf eine erkennbare Trennung von originären Erinnerungen und von in den Unterlagen nochmals Nachgelesenem hinwirken.

Opferzeugen sollte gezeigt werden, dass man ihre Lage, sofern sie die Wahrheit sagen, sieht und berücksichtigt. Man sollte aber, schon um jeden Eindruck der Voreingenommenheit zu vermeiden, ihnen auch zeigen, dass für sie die gleichen Regeln gelten wie für andere Zeugen. Das geht etwa, indem man für mehr Transparenz sorgt. „Im Strafprozess gilt die so genannte Unschuldsvermutung. Ein Angeklagter wird bis zu seiner Verurteilung als unschuldig angesehen. Nicht alle Zeugen sagen die Wahrheit. Deshalb muss ich/müssen wir auch Ihre Angaben überprüfen. …“ 



Man muss sich immer all der Botschaften bewusst sein, die man „unausgesprochen“, zusätzlich zu dem, was man sagt, zum Ausdruck bringt.

31aWenn wir reden, kommunizieren wir nicht nur auf der sprachlichen Ebene, sondern immer zugleich auch auf anderen Ebenen, den sog. Meta-Ebenen. Das aus dem Altgriechischen stammende Wort meta bedeutet: 1. (a) (räumlich) inmitten, zwischen; (b) mit, zugleich mit, zusammen mit, unter, in, bei; 2. auf (etwas) los, zu oder nach (etwas) hin; 3. (zeitlich oder in der Rangfolge) nach, hinter.43 Es wird im Deutschen in zahlreichen Zusammenhängen als Präfix44 verwendet, häufig in der Bedeutung von über, oberhalb oder außerhalb. In der Kommunikationspsychologie ist mit dem Ausdruck Meta-Ebene gemeint, dass (neben der rein sprachlichen) zusätzlich auf einer oder mehreren, verschiedenen, höheren als der aktuellen (der rein sprachlichen), übergeordneten Ebenen, den Meta-Ebenen, Aussagen gesendet und empfangen werden.

Friedemann Schulz von Thun hat ein Modell entwickelt, nach dem man in der Kommunikation immer auf vierfache Weise eine „Wirkung“ entfaltet und zwar sowohl als Sender wie auch als Empfänger einer Nachricht. Jede Äußerung enthält, ob man will oder nicht, vier Botschaften gleichzeitig:


–  Eine Sachinformation (worüber man inhaltlich informiert),

–  eine Selbstkundgabe (was man von sich selbst zu erkennen gibt, bewusste Selbstdarstellung und unbewusste Selbstenthüllung),

–  einen Beziehungshinweis (was man vom Anderen hält und wie man zu ihm steht) und

–  einen Appell (was man bewirken möchte).



Parallel hört der Gegenüber sozusagen gleichzeitig mit „vier Ohren“ unterschiedliche Botschaften auf diesen vier Ebenen.45

Schulz von Thun hat die vier Seiten einer Äußerung als Quadrat dargestellt und dementsprechend dem Sender „vier Schnäbel“ und dem Empfänger „vier Ohren“ zugeordnet.46

[image: Wendler-Hoffmann-3]


Zum besseren Verständnis ein Beispiel47:

Eine Rechtsanwältin schaut während des Gesprächs mit einem Mandanten auf ihre Uhr und sagt beiläufig: „Oh, schon 12.30 Uhr.“

Dadurch erfährt der Mandant, der mit „vier Ohren“ zuhört, auf der rein sprachlichen Ebene die Uhrzeit (Sachebene).

Er hört vielleicht aber auch heraus, dass die Anwältin in Eile sei oder dass sie Hunger habe (Selbstkundgabe der Anwältin).

Wenn er ihr gegenüber ein wenig kritisch eingestellt ist, meint er eine ähnliche Botschaft zu entdecken wie, „Mein Fall ist ihr nicht wichtig.“, „Sie verdient an meinem Prozess nicht viel und würde jetzt lieber ein anderes Verfahren bearbeiten“ (Beziehungsebene).

Und er vernimmt schließlich die Aufforderung, „Beeilen Sie sich, es reicht, Sie können jetzt gehen.“ (Appellebene).

Vielleicht hat er richtig „zwischen den Zeilen“ gehört. Vielleicht hat er aber auch allerhand aus seinen eigenen Erwartungen und Befürchtungen Stammendes hineininterpretiert.

In Wahrheit macht die Rechtsanwältin nämlich gerade eine Abmagerungskur und freut sich, als sie auf ihre Uhr blickt, dass es schon so spät ist und sie noch keinerlei Hungergefühl verspürt (Selbstoffenbarung).

Sonst nimmt sie sich immer exakt eine Stunde für ein Mandanten-Gespräch. Diesen Fall aber findet sie so interessant, dass sie gar nicht bemerkt hat, wie bereits zwei Stunden vergangen sind (Beziehungsebene).

Außerdem denkt sie, der Fall ist so kompliziert, dass man sich nochmals treffen muss, und sie will den Mandanten schonend darauf vorbereiten (Appellebene).

Als sie ihre Äußerung über die Uhrzeit machte, hat sie an ganz andere Dinge gedacht, als der Mandant zu „hören“ meinte.

Dieses kleine Beispiel soll zeigen, wie leicht und rasch es zu rein sprachlich bedingten Missverständnissen kommen kann, wie schnell man aneinander vorbeiredet. Deshalb sollten wir nicht nur auf diese Ebenen achten, sondern sie in der Kommunikation ganz bewusst zielgerichtet einsetzen und so auf den Verlauf von Gesprächen und Befragungen, aber auch Vernehmungen Einfluss nehmen.

Zurück zur Belehrung durch den Richter: „Wir müssen Sie jetzt vernehmen. Wir wissen, dass das schlimm für Sie ist. Es lässt sich aber nicht vermeiden. Sagen Sie gleich, wenn es zuviel wird. Wir können dann gern eine Pause machen…“ Diese, was die Frage der Befangenheit angeht, ein wenig „grenzwertige“, sicherlich gut gemeinte Einleitung enthält auf den Meta-Ebenen die Botschaften: Jetzt kommt etwas ganz Schreckliches. Wir machen das nur in Ausnahmefällen. Sie sind ein solcher Ausnahmefall. Wahrscheinlich werden Sie die Vernehmung nicht durchhalten. Wir machen dann eine Pause, damit Sie sich wieder einigermaßen erholen können. Usw.48 (Dazu, wie man es besser machen kann, vgl. Kap. I. 11.)


16. Fazit: Keine Sammel-Belehrungen! Individuelle Formulierungen verwenden, Auskunftsbereitschaft fördern (Motivation), Strafbarkeit falscher Angaben greifbar aufzeigen! Meta-Ebenen beachten!



Nun endlich kann die Vernehmung beginnen.

Auch im weiteren Fortgang der Verhandlung sollte man beim Gebrauch des Namens bleiben – nicht: „Jetzt kann der Beklagtenvertreter noch Fragen stellen.“








7.Erkenntnisinteressen von Anwälten


32Bei all dem, was der eigentlichen Vernehmung vorausgeht, haben die Anwälte kaum Möglichkeiten der Einflussnahme (ein wenig doch, siehe Kap. I. 8 und 10). Unter anderen Vorzeichen begegnen aber auch sie bisweilen vergleichbaren Situationen.

Vielleicht lässt es sich nicht vermeiden, dass ein Mandant in der Kanzlei warten muss. Insoweit gilt das Gleiche wie bei Gericht. Der Mandant muss das Gefühl haben, wichtig genommen zu werden, besser noch, wichtig zu sein. Für ihn steht dieser eine Fall oft im Mittelpunkt des ganzen Denkens; für den Rechtsanwalt handelt es sich in der Regel um einen Fall unter vielen. Mandanten wollen ihren Fall, ihre Probleme so ausführlich wie möglich besprechen; der Anwalt kann sich schon aus Kostengründen nur begrenzt Zeit nehmen und will nur das für das Verfahren Wesentliche hören. Wie es bei dem Mandanten ankommt, wenn der Anwalt interveniert und sagt, „Vielen Dank, das reicht mir, mehr muss ich gar nicht wissen.“, hängt erheblich damit zusammen, wie sich der Mandant insgesamt im Zusammensein mit seinem Anwalt fühlt. Entweder, Oh je, der Fall interessiert ihn nicht, er will nicht viel dazu hören oder Wow, der ist echt kompetent, der muss nicht viel dazu hören. Dieses Gefühl wiederum wird beileibe nicht nur im direkten Kontakt geprägt. Wie ist die Situation, wenn der Mandant warten muss. Wird ihm etwas zu trinken, ein Kaffee oder ein kaltes Getränk oder ein Gebäck oder ein Häppchen angeboten? Liegt Lesematerial bereit (vgl. Kap. I. 6b)? Gibt es einen Internetzugang? Es macht einen Unterschied, ob der Anwalt den Mandanten, wenn die Wartezeit vorüber ist, in sein Büro bringen lässt oder ihn selbst abholt. Es macht einen Unterschied, ob der Anwalt sich hinter seinem Schreibtisch „verschanzt“ oder ob man sich gemeinsam an einen Tisch setzt.

Es macht auch einen Unterschied, ob der Anwalt während des Gesprächs Blickkontakt hält. Ich kann in der Akte lesen und nebenbei zuhören oder ich kann kurz unterbrechen („Einen kleinen Augenblick, ich muss schnell etwas nachlesen.“) und dann wieder Blickkontakt aufnehmen. Ich kann die Stirn runzeln, während ich höre, was der Mandant mir berichtet, oder ich kann „zustimmend“ nicken (unabhängig davon, was ich tatsächlich denke) (vgl. zu solchen Gesten, so genannte Back Channels, Kap. I. 8b). All dies wirkt sich aus.

Wichtig! Es gibt bei alledem kein Richtig und kein Falsch! Ich muss in der betreffenden Situation mit dem jeweiligen Gegenüber entscheiden, was sinnvoll ist. Ein Anwalt sollte die für den jeweiligen Mandanten passende „Wir-Ebene“ finden. Der eine Mandant will Distanz und ein Gespräch auf intellektuell hohem Niveau; ein anderer sucht im Anwalt eine Art „Kumpel“; der nächste braucht einen Berater oder Tröster; wieder ein anderer will „klüger“ und „wichtiger“ als der Anwalt sein usw. Allein wichtig ist zu wissen, über wie viele Möglichkeiten ich verfüge und dass ich sie, je nachdem, was ich erreichen will, bewusst unterschiedlich einsetzen kann, stärkend/unterstützend/Sicherheit gebend oder schwächend/verunsichernd.

Einer der Verfasser hat Tests gemacht zum Revierverhalten von Anwälten. Es hat sich dabei gezeigt, dass Anwälte, die viel „Raum“ eingenommen haben, Vorteile erzielen konnten. Zu Beginn der Verhandlung wurde ein richtiger „Auftritt“ der Anwälte inszeniert: Sie kamen verspätet, störten die Verhandlung, berichteten als Grund für die Verspätung von äußerst wichtigen Dingen, einer ließ seine Akten von einem jungen Büroangestellten tragen, sie baten um mehr Platz am für sie vorgesehenen Tisch usw. Meist war bei den Richtern eine gewisse Verärgerung, teilweise auch Belustigung (!), zu beobachten. Beinahe regelmäßig jedoch fiel auf, dass in der Folge, zumindest eine gewisse Zeit lang, diese Anwälte, die sich dann bewusst weiter störend einbrachten, seitens des Gerichts in Ruhe gelassen wurden. Wenn ein Staatsanwalt sich einmischte, war immer er derjenige, der quasi „stellvertretend“ die Verärgerung des Gerichts zu spüren bekam. Es hatte den Anschein, als werde in diesen Anwälten ein „starker“ Gegenüber gesehen, denn die Richter verhielten sich anders, wenn der verspätete Anwalt sich in dem Test sehr zurücknahm und für sein Zuspätkommen „demütig“ entschuldigte. Wenn er dann in der Folge störte, wurde er fast immer sofort zurechtgewiesen, es reiche doch wohl, dass er vorhin durch seine Verspätung gestört habe.

33Es liegt auf der Hand, dass im Mandanten-Gespräch in der Regel die positiven, unterstützenden, stärkenden Elemente im Vordergrund stehen. Je besser sich der Mandant fühlt und je höher er die Kompetenz des Anwalts einschätzt, vor allem je mehr er den Eindruck hat, dass gerade sein Fall besonders intensiv „betreut“ wird, desto größer ist sein Vertrauen. Wenn der Anwalt nun sagt, „Gut, das reicht mir schon, machen Sie sich keine Gedanken, das kriegen wir hin.“ Dann denkt der Mandant (zumindest von der Tendenz her) eher: „Respekt. Der kennt sich aus.“ Hat der Mandant hingegen wenig Vertrauen, vielleicht nur, weil er sich in der Wartesituation nicht wohl gefühlt oder die Begrüßung als distanziert erlebt hat, wird rascher der Gedanke auftauchen: „Der Anwalt verdient nicht viel an meinem Fall. Er interessiert sich nicht besonders dafür. Das wird nichts werden.“


17. Fazit: Anwälte sollten sich der situativen „Fallen“ im Gespräch mit Mandanten bewusst sein und die kommunikativen Möglichkeiten nutzen.



33aAnwälte sollten in vielerlei Hinsicht (mehr) darauf achten, wie das, was sie sagen und schreiben, bei den Empfängern ankommt. Für Anwälte gibt es oftmals nicht nur einen, den direkten, sondern mehrere, sehr verschiedene Empfänger: Die eigene Partei, die gegnerische Partei, das Gericht, den gegnerischen Anwalt und vielleicht sogar noch weitere Personen, z. B. einen Sachverständigen. Jeder liest in dem Schriftsatz unterschiedliche Botschaften. Anwälte befinden sich in vielschichten Beziehungsgeflechten. Bereits im Vorwort wurde das Beispiel eines Familienrechtsstreit erwähnt: Man streitet um eine geringfügige Anpassung des Unterhalts oder eine unwesentliche Verlängerung des Umgangsrecht mit dem gemeinsamen Kind. Trotz aller dafür oder dagegen sprechenden Argumente lässt sich einfach keine Einigung erzielen. Die Beteiligten sind nicht wirklich offen für Sachargumente, denn ihre Verletzungen, die enttäuschten Erwartungen, eine nicht in Erfüllung gegangene Lebensplanung und vieles mehr überlagert alles Sachliche, nicht selten sogar die Interessen des gemeinsamen Kindes. Sie sehen aus ihrer Konflikt bezogenen Wahrnehmung die Realitäten „verzerrt“. Ein „falsches“ Wort genügt und man wird emotional. Hinter dem Wunsch nach Erhöhung des Unterhalts steht – unbewusst – der Wunsch nach einer „Sanktion“, einer Strafe dafür, dass der Andere gegangen ist. Da ist es dann besonders wichtig, Fakten und Gefühle voneinander zu trennen,49 aber auch beidem Raum zu geben.

Sinnvoll kann sein, immer mal wieder für eine Unterscheidung zwischen Anwalt und Mandant zu sorgen. Die gegnerische Partei sieht die beiden als Einheit und somit in entsprechenden Fällen als gemeinsamen Gegner. Das kann man ein wenig entschärfen, etwa indem man vor der Verhandlung auf den Kollegen zugeht, ihm – und seinem Mandanten! – die Hand reicht und ein paar verbindliche Worte wechselt. Man kann im Schriftsatz das Begehren unterschiedlich formulieren: Mein Mandant will (damit wird die Verantwortung auf ihn verlagert), wir wollen, ich will usw. Man kann tendenziöse und/oder emotionale Formulierungen vermeiden. Man kann Verständnis für die andere Seite zeigen, auch ohne in der Sache nachzugeben. Verständnis zeigen im Sinne von den Anderen einfach nur verstehen, ist oft eine Art „Türöffner“.

34Im Strafprozess können Anwälte nicht nur die Position der Verteidigung inne haben, sondern auch eine ganz andere: Die Vertretung der Nebenklage. Automatisch werden sie sich anders, dieser „Rolle“ entsprechend verhalten. Doch was ist ihre Rolle? Sie wird nicht selten gesehen als (oder verwechselt mit) Gehilfe der Staatsanwaltschaft oder gar als zweiter Ankläger. Das kann zu unschönen Situationen führen. Es ist weder nötig – der Staatsanwalt kann fast immer seine Position selbst ausreichend vertreten –, noch wird es der eigentlichen Bestimmung und Aufgabe der Nebenklage gerecht. Man weiß inzwischen allgemein, Opfern ist in erster Linie daran gelegen, dass ihnen geglaubt und dass der Täter überhaupt zur Rechenschaft gezogen wird und nicht ungeschoren davon kommt. Die Höhe der Strafe ist oft sekundär. Die Verfasser sehen die Bestimmung und Aufgabe der Nebenklage darin, dass die Position des Opfers in all seinen Belangen und Interessen deutlicher gemacht und gestärkt sowie der Zeuge während der Verhandlung unterstützt werden soll. Das dient in den betreffenden Verfahren einer gerechteren Entscheidungsfindung.

In diesem Zusammenhang stellt sich bisweilen ein durch das Gesetz vorgegebenes Spezialproblem. Nach § 397 Abs. 1 Satz 1 StPO haben Nebenkläger das Recht auf ständige Anwesenheit im Prozess. Das gilt auch für die Vernehmung des Angeklagten zur Sache. Andererseits besteht die Unschuldsvermutung. Letztlich sind Nebenkläger Zeugen, wie alle anderen auch. Auch sie müssen vom Inhalt ihrer Angaben überzeugen, auch bei ihren Aussagen gilt eine neutrale Anfangswahrscheinlichkeit für deren Zuverlässigkeit (vgl. Kap. II. 6f). Dann leuchtet es aber sofort ein, dass sie während der Einlassung des Angeklagten zu den Vorwürfen nicht anwesend sein dürfen. Wenn sie auf ihr Anwesenheitsrecht bestehen, kann das u. U. kontraproduktiv sein. Möglicherweise wird es für sie dann schwieriger, eine qualitativ ausreichend gute Aussage abzugeben. Für die Verteidigung wird es einfacher, ihre Angaben als reaktiv auf die Einlassung des Angeklagten ausgerichtet anzugreifen. Neue Fragen, die sich aus der Vernehmung des Angeklagten ergeben, kann man ihnen nicht stellen, da sie sich ja bereits darauf innerlich vorbereiten konnten, usw. Es ist deshalb Anwälten zu empfehlen, ihren Mandanten diese Problematik klar zu machen, damit sie dann von sich aus auf das Anwesenheitsrecht jedenfalls während der Vernehmung des Angeklagten verzichten. Ob ein Opfer überhaupt am Prozess teilnimmt oder sich das lieber ersparen will, ist eine Frage, die nicht allgemein beantwortet werden kann. Der Eine will sich, um besser mit den Ereignissen fertig werden zu können, allem „stellen“ und Auge in Auge den Angeklagten sehen; der Andere will so wenig wie möglich nochmals in die Geschehnisse „einsteigen“ müssen und überlässt das lieber alles seinem Anwalt.

35Im Zusammenhang mit dem Thema „Rollen“ kann man schließlich noch die Schöffen erwähnen. Ihr Rollenverständnis ist unterschiedlich. Manche wollen sich mehr einbringen, andere verlassen sich sehr stark auf das Gericht. Die einen sehen sich als wichtige Mitwirkende, die anderen halten sich eher zurück, da sie die rechtlichen Fragen und, wie sie sagen, vieles Andere ohnehin nicht beurteilen können. Die Verfasser haben sämtliche „Typen“ unter Schöffen erlebt. Ihr Verhalten wird sicherlich auch beträchtlich durch die Art der Behandlung seitens der Richter geprägt. Wie sie sein muss, wie sie angemessen ist – respektvoll und mit Achtung –, sollte jedem Richter klar sein. Richter, die Schöffen als „lästig“ empfinden (auch solche Richter sind den Verfassern begegnet), sollten besser als Einzelrichter Recht sprechen. (Ob ihre Entscheidungen dann tatsächlich „besser“ sind, ist nicht sicher.)

Viele Anwälte haben berichtet, dass es für sie lohnend sein kann, die Schöffen stärker „einzubeziehen“. Die Anwälte wenden sich in der mündlichen Verhandlung anstatt an den Berufsrichter mehr an die Schöffen, um sie in ihr Aufmerksamkeitsfeld zu ziehen. Dies kann durch eine direkte Ansprache oder auch durch vermehrte Blickkontakte u. ä. erfolgen.






8.Die eigentliche Vernehmung




36
a) Das Bemühen um die Auskunftsperson. Wie mehrfach betont, sollen in diesem Buch nicht alle Regeln der Vernehmungslehre wiederholt, sondern in erster Linie vernehmungstaktische Hinweise gegeben werden. Deshalb zurück zu der Vernehmung von Tenente Moroni (vgl. Kap. I. 2 am Anfang). Eine wie dort zu lesende, vernehmungstechnisch stark kritikwürdige Befragung scheint, glaubt man den Behauptungen vieler Rechtsanwälte, durchaus auch im deutschen Gerichtsalltag anzutreffen zu sein. Als ersten „Beleg“ für eine „ganz normale“ Befragung im Folgenden ein Beispiel aus einem im Einverständnis der Parteien mitgefilmten (deutschen) Prozess.50 Es handelt sich also um wörtliche Zitate. In dem Verfahren ging es um die Aufarbeitung eines Verkehrsunfalls, bei dem eine Fußgängerin vom Lenker eines Kleintransportwagens angefahren worden war. Der Autofahrer behauptete, die Frau habe aus seiner Sicht von rechts zwischen zwei geparkten Fahrzeugen herauskommend unvermittelt die Straße betreten, so dass er nicht mehr rechtzeitig habe anhalten können. Die Frau hingegen trug vor, sie sei aus Sicht des Fahrers von links gekommen und habe die Fahrbahn beinahe schon überquert gehabt, als sie von dem Wagen erfasst wurde.

Der beschuldigte Fahrer, ein Ungar, begann seine Schilderung in gebrochenem Deutsch (vgl. zur Übersetzungsproblematik, Kap. IV.):

„Es war am Frühlingsanfang, es war sehr schlechtes Wetter…“ 

Schon da, also nach gerade einmal neun (!) Worten, wurde er vom Richter, immerhin ein Senatsvorsitzender an einem Oberlandesgericht, unterbrochen:

„Frühlingsanfang? Am 5. November!?“ 

Dazu lachte der Richter.

Daraufhin der Fahrer:

„Das war vor vier Jahren.“ 

Der Richter:

„Frühlingsanfang? Aber in Ungarn ist November nicht Frühling.“ 

Nun folgte das Publikum, die Öffentlichkeit, dem Beispiel des Richters und lachte ebenfalls – auf Kosten des Zeugen. Auch dieser lächelte, allerdings in hohem Maße gequält. An seiner Körperhaltung war deutlich zu erkennen, wie unwohl er sich gerade fühlte. Er zuckte nur mit den Achseln.

Der Richter fuhr (anstelle des Zeugen) fort:

„Also, es war schon im November. Und wie ging’s weiter?“ (Leerfrage)

Dass dieser Zeuge verständlicherweise in der Folge nur noch eine geringe Bereitschaft zeigte, mit seinen Angaben zur Aufklärung der Geschehnisse beizutragen, liegt auf der Hand.

An sich war die Nachfrage des Richters auf den Widerspruch hin, November und Frühling, durchaus angebracht. Er musste klären, wie gut das Erinnerungsvermögen des Zeugen nach einem Zeitablauf von mehr als vier Jahren war, ob er überhaupt noch echte Erinnerungen an die Geschehnisse hatte, ob er nicht vielleicht sogar den Unfall verwechselte. Es war jedoch nicht der richtige Zeitpunkt für die Nachfrage und die Art und Weise, wie der Richter seine „Fragen“ formulierte, war unangemessen und letztlich kontraproduktiv. Die Formulierungen zeigten eindeutig, dass seine Frage nicht auf die Klärung der Erinnerungsfähigkeit des Zeugen abzielte. Vielmehr handelte es sich lediglich um einen unangebrachten Scherz. Dafür erntete der Richter einige Lacher im Publikum. Die Feststellungen, wie sich der Unfall zugetragen hatte, wurden aber immer schwieriger. Der Zeuge war verärgert. Er ließ seinen Groll erkennen und den Richter dies auch in der Weise spüren, dass seine Bekundungen in der Folge immer spärlicher wurden. So „rächte“ er sich sozusagen für die schlechte Behandlung.

37Jener Richter hat eine grundlegende Erkenntnis und die wichtigste Grundregel für alle Befragungen im juristischen Bereich außer Acht gelassen: Die Auskunftspersonen, diejenigen, die befragt werden, besitzen etwas, das die Vernehmungspersonen, diejenigen, die Fragen stellen, erhalten wollen. Folglich müssen die Vernehmungspersonen sich um die Auskunftspersonen „bemühen“. Es liegt nicht in erster Linie an der Auskunftsperson, für gutes Auskunftsmaterial zu sorgen; das ist vielmehr Aufgabe der Vernehmungsperson. Derjenige, der von einem Anderen etwas will, muss sich um ihn kümmern, ja bemühen – im ureigensten Interesse. Nur so kann eine wirklich Nutzen bringende Befragung entstehen.


18. Fazit: Die Vernehmungsperson muss sich um die Auskunftsperson „bemühen“.










38
b) Back Channels/Unterbrechung und Störung des Berichts der Auskunftsperson. Rechtsanwälte haben ein anderes Erkenntnisinteresse. Sie wollen und sollen in Vernehmungen das herausarbeiten, was für den Mandanten von Nutzen ist, und sie sollen, im Rahmen des Erlaubten, ungünstige Angaben verhindern. Für sie gilt die obige Regel deshalb nur, wenn zu erwarten ist, dass es sich um eine Auskunftsperson handelt, deren Angaben für den Mandanten positiv sind. Im umgekehrten Fall wird ein Anwalt, innerhalb der vom Vorsitzenden zu überwachenden Grenzen, versuchen, die Auskunftsperson eher zu verunsichern.

39Das obige Beispiel („Frühlingsanfang am 5. November“) ist typisch und zeigt exemplarisch, wie groß die Versuchung ist, den Bericht der Auskunftsperson zu unterbrechen. Oft will man einfach nur der Auskunftsperson auf die Sprünge verhelfen (vgl. Rn. 50). Es liegt auf der Hand, dass es besser gewesen wäre, wenn der Richter nur zugehört und den Zeugen ungestört hätte berichten lassen. Erst danach hätte er versuchen sollen, die Unklarheit des Datums zu bereinigen. Vielleicht wäre das gar nicht mehr erforderlich gewesen. Wie oft klärt sich eine Frage von allein, wenn wir unserem Impuls, sofort nachzuhaken, nicht folgen, sondern einfach weiter zuhören.

Ein schlimmer Fehler ist es, die Auskunftsperson zu unterbrechen, um sie zu bitten, die Dinge „der Reihe nach“ zu erzählen oder gleich „zur Sache“ zu kommen. Wenn man ein auch nur geringfügig komplexes Geschehen ohne eigenen Erlebnishintergrund beschreibt, braucht man, sozusagen um sich daran „durchzuhangeln“, eine Art „roten Faden“. Das ist in der Regel die Chronologie (…und dann…). Daher wird eine nichtchronologische, eine nicht geordnete Erzählweise meist ein gehaltvolles Realkennzeichen/Realitätskriterium sein (Hinweis auf Wahrheit – vgl. Kap. II. 7i Rn. 145 – „Nichtsteuerung“). Es wird zerstört, wenn man die Auskunftsperson unterbricht.

40Dass die Forderung, den Bericht nicht zu unterbrechen, richtig ist, lässt sich leicht nachweisen, indem man die Rollen austauscht. Der Prozessvertreter der bei dem Unfall verletzten Frau könnte ein Interesse daran haben, den Zeugen, der das Geschehen für seine Mandantin „ungünstig“ schildert, zu irritieren und zu verunsichern. Er könnte vielleicht sogar bewusst (Vernehmungstaktik!) anstelle des Richters, aber in dessen Art oder noch deutlich weniger freundlich sofort eingreifen: „Halt, halt, hohes Gericht. Da muss ich gleich eine Frage stellen. Da stimmt was nicht. Also Herr Zeuge, was soll denn das? Sie haben gerade vom Frühlingsanfang gesprochen. Wir wissen aber aus der Akte, dass der Unfall am 5. November passiert ist.  So geht’s nicht! Wann soll das denn nun gewesen sein? Können Sie sich überhaupt noch an das Ganze erinnern…“ Dabei schüttelt der Anwalt ungläubig den Kopf, lehnt sich erkennbar nach vorne und zeigt gar mit dem Finger auf den Zeugen. In einem solchen Fall werden vermutlich etliche Richter, vielleicht auch der gegnerische Anwalt, eingreifen. „Herr Rechtsanwalt, bitte, Sie können den Zeugen doch nicht gleich so angreifen. Vielleicht hat er sich ja nur versprochen.“ Dass ein solches offensives Intervenieren mit großer Wahrscheinlichkeit beanstandet werden würde, beweist, dass es seitens jeder Vernehmungsperson, also auch seitens der Richter nicht zulässig ist. Würde es allerdings unbeachtet bzw. unkommentiert bleiben, dann würde es in jedem Fall die gewollte Wirkung, eine gewisse „Einschüchterung“ des Zeugen, erzielen. Möglicherweise geschieht dies sogar trotz einer Beanstandung des Vorgehens des Anwalts durch das Gericht.

41Die gerade beschriebenen kleinen „Gesten“ (negativ: Stirnrunzeln, lautes Ausatmen, in den Akten blättern – oder positiv: Kopfnicken, Lächeln etc.) kennt man unter dem Begriff Back Channels (etwas ungenau: Hörer-Signale). Die unter Back Channels und Rezipienzsignale (dem Sprecher wird vom Hörer Verständnis, nicht zwingend Akzeptanz, der erfolgten Aussage signalisiert und „grünes Licht“ zum Weiterreden gegeben) subsumierten Phänomene spielen eine große Rolle in der direkten Kommunikation. Man kann damit sehr intensiv leiten – motivierend, die Auskunftsperson unterstützend, oder demotivierend, sie behindernd. Es gibt sie non-verbal und verbal: Aha, So, Gut, Hm. Die Richtung von verbalen Back Channels wird vor allem durch den Tonfall und meist durch eine begleitende körpersprachliche Haltung oder Geste geprägt. Wichtig ist zu wissen, dass wir ständig solche Signale aussenden. In der Regel ist uns das nicht bewusst. Die Auskunftspersonen nehmen sie aber, ebenfalls in der Regel unbewusst, wahr und reagieren darauf. Es gilt also, sich vor dem Aussenden von ungewollten, weil dem Fortgang der Vernehmung bzw. dem taktischen Ziel der Befragung nicht zuträglichen Signalen zu hüten. Nach Tests der Verfasser verfügen die Auskunftspersonen – auch hier relativ unabhängig von ihrem Bildungsgrad – über ein feines Gespür dafür, Back Channels zutreffend zu interpretieren. Das ist ihnen häufig selbst gar nicht bewusst. Wenn man sie befragt, was gerade in ihnen vorgeht, sind sie oft nicht in der Lage, diese Vorgänge transparent zu machen. Aus ihrem Antwortverhalten erkennt man aber eindeutig, dass sie quasi „intuitiv“ bemerkt haben, was der Gegenüber sie durch Back Channels hat wissen lassen. Das kann kontraproduktiv sein. Ein Anwalt verschießt dadurch möglicherweise zu früh seine „Munition“. Umgekehrt kann man solche Signale bewusst am jeweiligen Erkenntnisziel orientiert einsetzen, um die Auskunftsperson zu motivieren oder zu verunsichern.

Wo die (fließende) Grenze des Zulässigen liegt, wenn ein solches Verhalten bewusst aus (vernehmungs-)taktischen Gründen eingesetzt wird, bestimmt kein Gesetz, sondern im Einzelfall derjenige, der die Verhandlung leitet.

42Vernehmungspersonen unterschätzen oft den Einfluss ihres eigenen Interaktionsverhaltens auf das verbale und nonverbale Verhalten der Auskunftsperson. Es ist zu erwarten, dass eine Person, die das Misstrauen ihres Gegenübers bemerkt, sich verstärkt um eine glaubwürdige Selbstdarstellung bemüht. Das hat zur Folge, dass Täuschungen vom Gegenüber schwerer erkannt werden können („Impression-Management-Theorie“51) . Umgekehrt kann das Wahrnehmen von Misstrauen auch zu einer erhöhten Erregung führen, die dann genau diejenigen Ausdrucksverhaltensweisen produziert, die von der Vernehmungsperson als Täuschungshinweise interpretiert werden. Letzteres geschieht insbesondere dann, wenn die Auskunftsperson keine Möglichkeit hat, das von ihr wahrgenommene Misstrauen abzubauen (vgl. „Arousal-Theorie“ 52). Sie wird dann immer nervöser, was die Vernehmungsperson weiter als Bestätigung ihres Verdachts ansieht.53 Dahinter steht die psychologische Regel: Wenn eine Auskunftsperson erkennt, dass die Vernehmungsperson gegen sie einen (begründeten oder auch nicht begründeten) Verdacht der Lüge hegt, dann löst das bei der Auskunftsperson als Reaktion Verhaltensweisen aus, die ihrerseits von der Vernehmungsperson wiederum als Bestätigung ihres Verdachts einer Lüge interpretiert werden. Das Vorurteil verfestigt sich, eine so genannte „Self-Fulfilling Prophecy“.54


19. Fazit: Back Channels beachten und bewusst einsetzen.



und


20. Fazit: Die Auskunftsperson darf nicht unterbrochen werden, es sei denn aus taktischen Gründen.
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c) Diskussion um „Formalien“ der Aussage. Es ist auf Folgendes zu achten: Die bloße Diskussion und erst recht der Streit um die Zulässigkeit einer Vorgehensweise oder eines Vorhalts oder einer Frage usw. hat praktisch immer Auswirkungen unterschiedlicher Art. Wie es sich auf die beiden unmittelbaren „Kontrahenten“ (Richter und Anwalt) auswirkt, soll an dieser Stelle offen gelassen werden, denn das ist von zahlreichen Variablen abhängig. Die Auswirkungen auf die Auskunftspersonen aber sind von der Tendenz her in der Regel gleich oder ähnlich. Zunächst einmal wird – was nicht gewollt ist – ihre Aussage beeinflusst, ganz egal, in welche Richtung. Die Auskunftsperson erhält außerdem auf indirekte Weise etliche, möglicherweise ihr bislang nicht bekannte Informationen zu ihrer Aussage. Sie „lernt“ aus der Diskussion der Anderen nicht nur die allgemeine Brisanz ihrer Angaben kennen, sondern erfährt auch noch, was sie vielleicht bis dahin nicht wusste, welche einzelnen Punkte in ihrer Aussage für wen der Beteiligten welche genauere Bedeutung haben. Je nach ihrer Position (Interesse am Prozessausgang, Beziehung zu einem der Beteiligten o.ä.) wird sie das lenken. Aber auch ohne jede „innere Beteiligung“ am Prozess ergeben sich Auswirkungen. Vielleicht goutiert die Auskunftsperson es, wie der Richter den Anwalt zurechtweist, oder sie findet die Vorgehensweise oder den Ton des Richters nicht angemessen. In beiden Fällen kann es zu einer kleinen innerlichen Solidarisierung mit einer der beiden Seiten kommen. Sie wiederum kann zu (unbewussten) Veränderungen in der Aussage führen. Das mögen dann nur Nuancen sein, aber selbst Nuancen können weitreichende Folgen nach sich ziehen (vgl. Kap. I. 10).

Deshalb ist es außerordentlich wichtig, dass die betreffende Auskunftsperson im Fall einer auch noch so kurzen Diskussion über „formale Aspekte“ ihrer Angaben den Raum verlässt. Sie darf vom Grundsatz her bei allem, was über ihre bloßen Angaben hinausgeht, nicht zugegen sein!

Daraus können Anwälte einen gewissen Nutzen ziehen. Moniert beispielsweise ein Vorsitzender die Frage („Das hat doch mit der Sache nichts zu tun…“), dann kann der Rechtsanwalt seine Bereitschaft signalisieren, die Hintergründe der Frage zu erläutern: „Ich verstehe Ihren Einwand, aber ich habe die Frage mit Bedacht gestellt. Natürlich erkläre ich Ihnen gern, warum. Sie haben sicherlich Verständnis, dass der Zeuge dabei nicht anwesend sein kann. Das liegt ja auf der Hand. Wenn Sie wollen, schicken Sie den Zeugen bitte eine Weile hinaus und ich werde…“ Vielleicht wird der Vorsitzende an der Stelle den Anwalt unterbrechen: „Egal, stellen Sie die Frage.“ Aus Sicht des Vorsitzenden lohnt sich der Aufwand nicht. Und vom Grundsatz her sind ohnehin die allermeisten Fragen zulässig (§ 397 ZPO oder § 241 Abs. 2 StPO). Nicht zur Sache gehörend sind Fragen, die sich nicht einmal mittelbar auf den Gegenstand der Untersuchung bzw. auf die zur Aburteilung stehende Tat und ihre Rechtsfolgen beziehen. Das ist vor allem der Fall, wenn die Frage verfahrensfremden Zwecken dient.55 Doch was sind im Einzelfall verfahrensfremde Zwecke? Darauf, ob die Frage nach Meinung des Gerichts erheblich ist, kommt es keinesfalls an. Das kann man erst wissen, nachdem man die Antwort gehört hat56.

Sollte einmal der Wunsch verweigert werden, dass die Auskunftsperson während der Diskussion über die Zulässigkeit einer Frage o.ä. den Raum verlässt, darf nicht vergessen werden, über die ablehnende Anordnung des Vorsitzenden einen Gerichtsbeschluss herbeizuführen, um eine Rügemöglichkeit zu erlangen.57


21. Fazit: Bei einer Diskussion um „Formalien“ der Aussage darf die Auskunftsperson nicht zugegen sein.
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d) Unterbrechung und Unterbinden von Fragen der Anwälte. Nicht nur die Auskunftspersonen werden, wie im Beispiel, unterbrochen, sondern auch die Anwälte während der Ausübung ihres Fragerechts. Das dürfte, selbst wenn es nicht „böse“ gemeint ist, an sich nicht sein. „Ah ja, das ist eine gute Frage, Herr Rechtsanwalt. Herr Zeuge, was sagen Sie dazu und, noch hinzukommend, wie verhält es sich mit…?“ Indem der Richter die Frage übernimmt und die Vernehmung (wieder) an sich reißt, durchkreuzt er möglicherweise das Konzept des Anwalts. Das ist zumindest unfair! Inwieweit es unzulässig ist, ist eine Frage des Einzelfalls. Grundsätzlich ist der Vorsitzende, vorbehaltlich der Beanstandungsbefugnis und -pflicht nach § 241 Abs. 2 StPO, nicht berechtigt, die Fragen an sich zu ziehen und in einer ihm als richtig erscheinenden Form zu stellen oder das gewährte Fragerecht ohne sachlichen Grund wieder zu entziehen.58 Allerdings ist diese Rechtsprechung durch eine unklare Entscheidung ein wenig „aufgeweicht“ worden. Ein Recht des Verteidigers, eine einmal begonnene Zeugenbefragung ohne Unterbrechung fortzusetzen und zu Ende zu führen, bestehe nicht. Den Zeitpunkt, zu dem eine Befragung begonnen, fortgesetzt oder abgeschlossen wird, bestimme der Vorsitzende.59 In dem betreffenden Fall lag jedoch folgende Besonderheit vor: Anlass für die Unterbrechung des Verteidigers während seiner Zeugenbefragung durch den Vorsitzenden war, dass ein Mitangeklagter erklärte, er wolle sich nunmehr zum Tatvorwurf äußern. In diesem Fall sei das Gericht nicht verpflichtet, dem Verteidiger zunächst die Fortsetzung und Beendigung der Zeugenbefragung zu gestatten.

Entscheidend wird wohl sein, ob ein sachlicher Grund für das Einschreiten vorliegt60. Einen solchen wird es sicherlich nur in Ausnahmefällen geben.

Wieder ist der Hinweis wichtig, gegebenenfalls einen Gerichtsbeschluss zu erwirken.61

45Kommunikativ ist es für einen Rechtsanwalt sicherlich nicht ganz einfach, einen Richter darauf hinzuweisen, dass er sich gerade unangemessen in das Fragerecht des Anwalts einmischt. Viele Anwälte behaupten, Richter seien relativ rasch „beleidigt“. Ob dem so ist oder nicht, lassen wir dahingestellt. Es empfiehlt sich in jedem Fall, die „negativen“ Ich-, Du- und Beziehungs-Botschaften an den Richter (ich ärgere mich über dich/du unterbrichst mich/das tut man nicht) gering zu halten und die „positiven“ Ich-Botschaften zu betonen, z. B.: „Entschuldigung, Herr Richter, Sie haben mir vorhin das Fragerecht überlassen. Ich habe den Zeugen daraufhin etwas gefragt. Wenn Sie nun dazu auch eine Frage stellen, komme ich in meinem Konzept durcheinander… Ich verliere den Faden… Dann gibt’s bald ein Durcheinander…“ Der „Vorwurf“ an den Richter ist gering. Der Anwalt macht sich selbst „klein“ (Ich-Botschaft: Ich komme aus meinem Konzept), bietet einen sachlichen Grund an, warum er seine Fragen ungestört stellen möchte (er verliert den Faden) und benennt eine letztlich auch für den Richter negative Konsequenz (es entsteht ein alle behinderndes Durcheinander). Natürlich ist das Beispiel überpointiert.


22. Fazit: Es ist zumindest unfair und ohne Sachgründe auch unzulässig, einen Anwalt die Befragung nicht zu Ende führen zu lassen.
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e) Unterbrechung des Berichts. Ein anderes Beispiel, wieder aus einem mitgefilmten (echten) Prozess, also wieder Originalzitate:

Ein Bauherr wünschte sich, nachdem die Türen in seinem Haus eingebaut worden waren, anstatt Mahagonitüren lieber solche aus Eichenholz. In Absprache mit dem Architekten schickte er seinen Vater (W.) zur Lieferfirma. Der wählte das andere (teurere) Holz aus. Die Türen wurden sodann ausgewechselt. Nach Bauabschluss kam es zu dem beinahe vorhersehbaren Streit, ob der Bauherr den entstandenen Mehrpreis zu bezahlen hat. So sei es vereinbart gewesen, trägt die klagende Baufirma vor. Der Bauherr behauptet das Gegenteil. Die klagende Firma benennt als Zeugen den Verkäufer der Türen zum Beweis dafür, dass bei dem Gespräch zwischen ihm und dem Vater des Bauherrn ein zu zahlender Mehrpreis vereinbart worden sei.


Vorsitzender:

„Sie sind als Zeuge benannt für die Vorgänge, die zur Umbestellung der Mahagonitüren in Eichentüren geführt haben. Ja, und Sie sind ein Mitarbeiter der Klägerin, der Firma X. Können Sie uns ein bisschen erklären, wie es dazu kam? Was wissen Sie denn?“

Verkäufer:

„Ja, an sich ist es so gelaufen, dass im Auftrag Y. (Bauherr) wir die Mahagonitüren eingebaut haben. Nachdem die Türen eingebaut waren, hat der Architekt mich angerufen und hat gesagt, der Kunde möchte Eichentüren. Er ist mit den Mahagonitüren nicht zufrieden und nicht glücklich. Können wir das machen? Das musste auch alles sehr schnell gehen. Dann hab’ ich gesagt, wenn wir diese Türen im Lager haben, können wir’s kurzfristig machen. 

Dann ist der Herr W. (Vater des Beklagten) zu uns gekommen in die Firma, hat sich die Türen angeschaut und hat sich dann welche ausgesucht, die bauseits, also lagermäßig vorhanden waren. Und dann haben wir die Türen, Mahagoni- gegen Eichentüren, ausgetauscht.“



Lob verdient die Art, wie der Vorsitzende die Vernehmung einleitet. Er stellt kurz die Position des Zeugen im Verfahren klar (Mitarbeiter der Klägerin, der Firma X.) (Filterfrage).62 Dann leitet er offen hin zum Thema der Befragung (Vorgänge, die zur Umbestellung der Mahagonitüren in Eichentüren geführt haben), ohne das eigentliche Beweisthema, dass ein Mehrpreis vereinbart worden sei, zu benennen. So engt er die Aussage des Zeugen nicht ein, sondern gibt ihm zunächst einmal viel Raum. Und er lässt ihm diesen Raum; er lässt ihn ungestört, ohne Unterbrechung berichten, solange der Zeuge dies will.

So steht es im Gesetz, so sollte es immer sein und so verlangt es auch die Rechtsprechung63.

An dieser Stelle noch ein Hinweis: Der Grundsatz der Vernehmungslehre, die Auskunftsperson im Bericht nicht zu unterbrechen, gilt selbst dann, wenn die Auskunftsperson offensichtlich präpariert zu sein scheint. Sie soll ihr erlerntes Konstrukt ruhig so, wie vorbereitet, präsentieren. Umso einfacher lässt es sich als Konstrukt entlarven.


23. Fazit: Keine Unterbrechung des Berichts durch Fragen o.ä.!
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f) Erweiterung des Berichts. Bemerkenswert (im ursprünglichen Wortsinn: wert, bemerkt zu werden) ist sicherlich, dass der Zeuge, der genau weiß, zu welcher Frage oder Behauptung er von seinem Chef benannt worden ist, die Vereinbarung eines Mehrpreises mit keiner einzigen Silbe erwähnt. Daraus bereits den Rückschluss zu ziehen, folglich habe es auch keine solche Vereinbarung gegeben, wäre verfrüht. Aber es ist auffällig.

Vernehmungstechnisch richtig würde man nun den Zeugen „loben“ und dann auffordern, seinen Bericht zu ergänzen. („Dankeschön. Jetzt kann ich mir das Ganze schon recht gut vorstellen. Ich bräuchte es aber noch genauer. Bitte berichten Sie doch nochmals alles, was Sie wissen, so genau wie möglich, ab dem Zeitpunkt, als Herr W. zu Ihnen kam.“) Nach dem Bericht folgt also nicht sogleich das Verhör.

Damit verbleibt sozusagen der „schwarze Peter“ bei der Auskunftsperson. Zum einen soll, aus Sicht des Gerichts (und eigentlich auch der Staatsanwaltschaft), so lange wie möglich eine Beeinflussung der Auskunftsperson vermieden werden. Wer fragt, leitet (Anwälte wollen das! – Vgl. sogleich Kap. I. 8h sowie Kap. I. 10). Zum anderen wird es als wesentlich schwieriger erlebt, einen Geschehensablauf von sich aus zu schildern, als dazu Fragen zu beantworten. Lügnern fällt es in der Regel schwer, eine erfundene Geschichte oder nicht tatsächlich erlebte Ereignisse inhaltlich (qualitativ gehaltvoll) auszuschmücken. Sie wissen ja nicht, dass sie das Ganze nochmals schildern sollen. Deshalb werden sie eher gleich alles berichten, was ihnen wichtig erscheint, was sie sich zurechtgelegt  haben. Spontane Ergänzungen sind schwierig. Sie verlangen nicht nur allerhand Fantasie, sondern auch beträchtliche geistige Kompetenz. Es muss blitzschnell innerlich abgeklärt werden, ob diese neuen, zusätzlichen (erfundenen) Einzelheiten zum bisher Gesagten passen und nicht etwa eine Tür für weitere Nachfragen oder für Überprüfungen öffnen. Wer etwas tatsächlich erlebt hat, müsste aber in der Lage sein, einige weitere Details zu liefern, die er bis dahin weggelassen hatte, weil sie ihm nicht erwähnenswert erschienen. Auf die Aufforderung hin, alles nochmals genauer zu berichten, kommen dann solche vielleicht für das Beweisthema unwichtige, für die Glaubhaftigkeitsprüfung jedoch bedeutsame zusätzlichen Details. Nicht von ungefähr hört man als Richter immer wieder auf die Aufforderung, die Geschehnisse zu schildern, die Entgegnung: „Bitte stellen Sie mir Fragen.“ Dass man dieser Bitte auch unter Zeitdruck nicht nachkommen sollte, versteht sich von selbst.

48Nicht zu früh in das Verhör einzusteigen, ist besonders wichtig bei Vernehmungen von Kindern. Untersuchungen an der Universität Würzburg64 haben erbracht, dass Kinder häufiger als Erwachsene nicht zu ihren Erinnerungslücken stehen. Das gilt auch dann, wenn sie in kindgerechter Sprache darauf hingewiesen werden, dass Erinnerungslücken „vollkommen normal“ seien. Die im Bericht über ein Erlebnis gemachten Angaben waren in den Tests in der Regel korrekt. Fehler traten jedoch auf, wenn gezielte Fragen beantwortet werden sollten. Ein Fazit der Untersuchung: Es müssen Befragungsmethoden entwickelt werden, die den freien Bericht verlängern.


24. Fazit: Nach dem Bericht folgt nicht das Verhör, sondern die Erweiterung des Berichts.










49
g) Protokollierung. Wenn in dem vorliegenden Prozess (Eichentüren) der Zeuge nun die Ereignisse nochmals in der gleichen Weise wie zuvor, vielleicht mit ein paar Ergänzungen (der Vater des Beklagten war ja unstreitig bei ihm!) darstellen, dabei aber erneut die Vereinbarung eines Mehrpreises weglassen würde, dann würde das natürlich an Gewicht gewinnen. Dann wäre diese „Nicht-Schilderung“ mehr als bemerkenswert. In dem Prozess hat sich der Vorsitzende aber leider nicht an die obigen Regeln gehalten. Vielmehr ist er sofort mit einer in hohem Maße suggestiven Frage unmittelbar auf das Beweisthema zu sprechen gekommen.


Vorsitzender:

„Hat man da jetzt darüber gesprochen, wer den Mehrpreis zu bezahlen hat?“



Ungeschickter hätte man es kaum machen können. Der Zeuge wird mit der Nase auf den Mangel in seiner Aussage hingestoßen. Wenn es stimmt, was von Teilnehmern in Seminaren  immer wieder behauptet wird, dass eine solche Vorgehensweise keineswegs unüblich sei, dann lässt sich das nur mit dem enormen Zeitdruck erklären, unter dem die Richter stehen (der Vorsitzende will, dass der Zeuge rasch „zur Sache“ kommt). Rechtfertigen lässt sie sich damit freilich nicht.

Aus vernehmungstaktischer Sicht der Anwälte hängt deren Reaktionsweise davon ab, wen man in dem Prozess vertritt. Der Beklagtenvertreter könnte versucht sein, sich einzuschalten mit dem Hinweis, dass der Vorsitzende den Zeugen gerade sehr stark leitet. Es ist zweifelhaft, ob das sinnvoll wäre. Man kann die Frage des Richters nicht ungeschehen machen. Der Zeuge hat sie gehört. Dann hat er auch erkannt, woran es (aus Sicht der Klägerin) in seiner Aussage mangelt. „Das Kind ist schon in den Brunnen gefallen.“ Vielleicht wäre eine Diskussion mit dem Vorsitzenden an dieser Stelle, jedenfalls im Beisein des Zeugen, im Endeffekt kontraproduktiv, weil damit der „Mangel“ in der Aussage noch mehr betont und der Zeuge noch mehr „aufgefordert“ werden würde, inhaltlich nachzubessern. Vermutlich wäre es für den Beklagtenvertreter ratsam(er), Zähne knirschend zu schweigen und erst einmal abzuwarten. Der Klägervertreter könnte sich zufrieden zurücklehnen und nichts tun. Der Richter hat ja für ihn die „Arbeit“ getan.

Sehr interessant war in dem Verfahren die Antwort des Zeugen auf die suggestive Frage des Vorsitzenden.


Verkäufer:

„Ja. Im Grunde genommen war es klar, dass die Eichentüren teurer sind. Ja, und das ist auch gesagt worden.“



Der Zeuge reagierte im vorliegenden Fall überraschend resistent auf die Suggestion. Anstatt die „Lücke“ in seiner Aussage sogleich aufzufüllen, gibt er eine wiederum sehr bemerkenswerte Antwort. Ein wenig ausweichend bringt er eine Art „Floskel“, „Im Grunde genommen war es klar, dass die Türen teurer sind.“ Im Passiv fügt er hinzu, „Das ist auch gesagt worden.“ – Nicht, „Ich habe ihn darauf hingewiesen.“, sondern „Es ist gesagt worden.“ Was soll das heißen? Wer ist „es“? Wie lief das Gespräch ab? Wie eindeutig war die Vereinbarung, welche auch immer? Wie hat der Andere reagiert? Gab es keinen Versuch, doch etwas auszuhandeln? Usw. All das bleibt unklar, wie in einem Nebel. Man ist beinahe geneigt, in die Erwiderung des Zeugen das Wörtchen „bestimmt“ oder „sicherlich“ hineinzuhören: „Das ist bestimmt auch gesagt worden…“

Genauso verräterisch ist die seltsame Floskel: „Im Grunde genommen war es klar…“ Was bedeutet „Im Grunde genommen“? Für wen war es klar? Für ihn, den Verkäufer, so dass gar nicht mehr darüber gesprochen werden musste? An dieser Stelle den Schluss zu ziehen, dass nicht ausdrücklich darüber geredet wurde, erscheint gewagt. Aber man kann, ohne zu weit zu gehen, die bisherige Aussage des Zeugen in der Weise „übersetzen“: „Ich kann mich an das Ganze im Einzelnen nicht mehr genau erinnern. Ich führe jeden Tag solche Gespräche. Aber das weiß doch jeder, dass Eichentüren viel teurer sind. Da braucht man doch gar nicht drüber reden. Ich denke, dass wir bestimmt auch darüber gesprochen haben, und dann hab’ ich sicherlich gesagt, dass wir den Mehrpreis nicht übernehmen können…“ – Nachdem der Zeuge von sich aus in seinem Bericht die Vereinbarung eines Mehrpreises mit keinem Wort erwähnt hat und dann auf eine hoch suggestive Frage hin dermaßen ausweichend antwortet, kann mit großer Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass er, wenn er die Wahrheit sagt, zumindest keine konkreten Erinnerungen an das Gespräch, geschweige denn an das Beweisthema hat.

Das jetzt sofort – genau an dieser Stelle – zu erkennen, ist von großer Bedeutung, vor allem für den Beklagtenvertreter. Denn nun werden sich Fragen anschließen, Fragen des Vorsitzenden, vielleicht auch des gegnerischen Anwalts. Der Zeuge wird antworten. Weitere Fragen und Antworten werden folgen. Es entsteht ein kommunikativer Prozess, in dem die Beteiligten sozusagen miteinander etwas „aushandeln“, nämlich die Aussage des Zeugen. Das „Endprodukt“ wird sich dann aber mit Sicherheit nicht mit seinen tatsächlichen Erinnerungen decken.

Obwohl diese allererste Antwort des Zeugen so wichtig für die Feststellung ist, was wirklich geschehen ist, und dafür, ob die Klägerin mit diesem Zeugen Beweis führen kann, wagen die Verfasser zu behaupten, dass in mindestens 75 % aller Gerichtsverfahren dieser Satz nicht (so) in ein Protokoll gelangen würde. Er „bringt“ nichts, auf den ersten Blick jedenfalls; er hilft nicht weiter. Das ist nicht das, was der Vorsitzende hören will. Damit kann er den Rechtsstreit nicht entscheiden (vgl. Kap. I. 3. „Erwartungshaltung des Gerichts“). Der Satz ist quasi nicht „wert“, in ein Protokoll aufgenommen zu werden. Tatsächlich ist er aus Sicht des Beklagten jedoch wahrscheinlich der wichtigste in der gesamten Aussage des Zeugen. Deshalb muss der Anwalt des Beklagten dafür sorgen zum einen, dass das Gericht die Brisanz dieses Satzes bemerkt – etwa in einer Stellungnahme zum Beweisergebnis noch innerhalb der mündlichen Verhandlung –, und zum anderen, dass er ins Protokoll aufgenommen wird. Andernfalls geht der Anwalt ein großes Risiko ein. Denn was will er machen, wenn am Ende im Urteil steht: „Aufgrund der detailreichen Angaben des Zeugen ist das Gericht davon überzeugt, dass er sich genau daran erinnert, den Vater des Beklagten ausdrücklich auf den Mehrpreis hingewiesen zu haben.“? Wie soll dann in der Rechtsmittelbegründung65 dargetan werden, dass die Aussage des Zeugen – und zwar am entscheidenden Punkt! – alles andere als detailreich und seine Erinnerung nie und nimmer genau war bzw. dass seine Angaben durch Suggestion beeinflusst wurden?


25. Fazit: Die tatsächlich wichtigen Teile in einer Aussage müssen von den Beteiligten erkannt werden. Sie gehören ins Protokoll. Angaben, die einen Schluss auf echte Erinnerungen oder auf das Gegenteil zulassen, sollten ins Protokoll aufgenommen werden.



und


26. Fazit: Das Protokoll muss den Ablauf der Befragung und nicht ihr „Ergebnis“ so genau wie möglich wiedergeben.
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h) Angriff und Verteidigung – Kommunikative Folgen. In dem Prozess hatte natürlich auch der Vorsitzende bemerkt, dass mit der Antwort des Zeugen irgendetwas nicht stimmt.


Vorsitzender:

„Also, mir kommt es nicht darauf an, ob etwas klar war, sondern ob…“



Diese Formulierung erhielt durch das begleitende Kopfschütteln des Vorsitzenden noch mehr Schärfe. Dadurch fühlte sich der Zeuge im weitesten Sinn angegriffen. Es spielt keine Rolle, ob er sich das bewusst machte oder nicht (vgl. Kap. I. 8b, Back Channels).

Wenn man angegriffen wird, verteidigt man sich. Hier wird der Zeuge auf der Beziehungsebene (wie man sich gegenseitig behandelt) angegriffen. Würde er auf derselben Ebene reagieren, könnte er etwa entgegnen: „Ich finde Ihren Ton nicht ganz angemessen…“ Natürlich wäre das nicht statthaft. Folglich verlagert er seine „Verteidigung“, seine Reaktion, seine Entgegnung auf eine andere Ebene und zwar vorliegend auf die Sachebene.


Verkäufer:

„Ja, das ist richtig. Aber das ist mit Sicherheit gesagt worden, denn es kann nicht sein…“



Der Zeuge bessert inhaltlich nach. Er macht seine vorherigen Angaben, wie es der Richter „wünscht“, „sicherer“. Freilich nur verbal. Wenn er nun sagt, „mit Sicherheit“, so ist das mit Sicherheit keine Erinnerung! Auffälligerweise bleibt er (noch) nach wie vor im Passiv.

Dass der Zeuge so oder ähnlich reagieren, dass er inhaltlich nachfüttern würde, war erwartbar. Folglich dürfen diejenigen, die ein umfassendes Erkenntnisinteresse haben, also Richter und Staatsanwälte, so nicht vorgehen. Anders verhält es sich bezüglich der Anwälte. Würde der Vertreter der Klägerin den Zeugen in dieser Weise angehen, wäre das vernehmungstaktisch geschickt gemacht. Zur Verdeutlichung als Einschub stark überpointiert, wie der Rechtsanwalt der klagenden Firma hätte eingreifen können, um die Aussage des Zeugen in eine für seine Mandantin günstige Richtung zu lenken:


Verkäufer:

„Ja. Im Grunde genommen war es klar, dass die Eichentüren teurer sind. Ja, und das ist auch gesagt worden.“

Vertreter der Klägerin:

„Hohes Gericht, Entschuldigung, aber da muss ich gleich kurz unterbrechen. – Herr A., wir haben uns ja im Vorfeld des Prozesses unterhalten und Sie haben mir gesagt, was Sie wissen, dass Sie den Mehrpreis ausdrücklich vereinbart haben. Daraufhin habe ich Sie hier als Zeuge benannt und nun kommen Sie und drücken sich so seltsam aus. Wie war das nun? Haben Sie ihn auf den Mehrpreis hingewiesen oder was war?“



Wenn man das im vorliegenden Zusammenhang liest, so springt die Unzulässigkeit eines solchen Vorhalts geradezu ins Auge. Ob in einer Verhandlung jeder Richter dies bemerken würde, wagen die Verfasser zu bezweifeln. Der Anwalt macht ja anscheinend nicht „Böses“. Er räumt offen ein, vorher mit dem Zeugen geredet zu haben, und versucht nun – vordergründig – zu ermitteln, was „sein“ Zeuge tatsächlich weiß. „Hintergründig“ hilft er ihm freilich mit Nachdruck „auf die Sprünge“. Mit großer Wahrscheinlichkeit wird sich dieser Zeuge jetzt genau an die Vereinbarung „erinnern“.

51Vorwurfsvolle Fragen oder Vorhalte sind immer hochproblematisch. Beispiel: „Warum sind Sie denn überhaupt noch mit ihm in seine Wohnung gegangen, wenn er doch vorher in dem Lokal schon einmal, wie Sie sagen, zudringlich geworden war?“ (Originalzitat) Die Zeugin hörte die offensichtliche Missbilligung ihres Verhaltens seitens des Vorsitzenden („Das war aber ganz schön leichtsinnig.“) und den darin enthaltenen Vorwurf („Das macht man doch nicht. Dann sind Sie selbst schuld.“), wenn nicht sogar Zweifel an ihrer Aussage („Wollten Sie nicht vielleicht doch freiwillig…“). Sie begann, Erklärungen und Begründungen zu erfinden; er habe sie gegen ihren Willen vom Lokal zu ihrem Auto, das in einiger Entfernung geparkt gewesen sei, begleitet. Auf dem Weg dorthin habe sie eine Kreislaufschwäche bekommen. Da erst habe er gesagt, dass sie in der Nähe seiner Wohnung seien. Weil sie beide kein Handy hatten, habe sie von dort aus einen Arzt anrufen wollen. Deshalb sei sie mit in die Wohnung gegangen. In der nachfolgenden Befragung durch den Verteidiger verwickelte sie sich immer mehr in Widersprüche. Auf einen entsprechenden Antrag des Staatsanwalts hin wurde der Angeklagte schließlich in der ersten Instanz freigesprochen. Als Nebenklägerin konnte die Zeugin Berufung einlegen. In der Berufungshauptverhandlung blieb der Angeklagte, wahrscheinlich zu Recht, dabei, dass die Frau freiwillig mit in seine Wohnung gegangen sei. Den erzwungenen Geschlechtsverkehr räumte er am Ende jedoch ein.

In dem Verfahren mit dem Austausch der Türen übernahm nun der Vorsitzende beinahe ein wenig die Rolle des Klagevertreters, indem er fortfuhr:


Vorsitzender:

„Mit Sicherheit, das ist für mich, dass Sie nicht sicher sind, sonst müssten Sie es genau wissen…“

Verkäufer:

„Ja, das ist gesagt worden.“

Vorsitzender:

„Sie haben den Herrn W. darauf hingewiesen, dass die Türen teurer sind?“

Verkäufer:

„Mehr kosten.“



Der Vorsitzende bringt seine Bedenken weiterhin deutlich zum Ausdruck. Das ist in Ordnung. Nicht aber die Art, wie er es macht. Seine Formulierungen sind zumindest ungeschickt. Sie führen nicht dazu, dass die Auskunftsperson ihre eigenen Angaben hinterfragt und versucht, sich genau(er) zu erinnern, sondern dass sie eben einfach nachbessert. Die Aussage wird so nach und nach immer „sicherer“, jedenfalls immer bestimmter werden.66 Eigentlich sagt der Zeuge gar nicht viel, sondern der Vorsitzende macht, anstatt Fragen zu stellen und den Zeugen antworten zu lassen, für ihn die Aussage („Sie haben den Herrn W. darauf hingewiesen, dass die Türen teurer sind?“).

Ein Richter oder ein Staatsanwalt darf das sicherlich nicht tun; ein Rechtsanwalt kann zumindest versuchen, ob er damit durchkommt.


27. Fazit: Wenn man eine Auskunftsperson im weiteren Sinn „angreift“, wird sie sich „verteidigen“, oftmals auf der Sachebene, indem sie ihre Aussage inhaltlich nachbessert.
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i) Verneinende Fragen. Nun hat der Vorsitzende einen guten Gedanken:


Vorsitzender:

„Hat er nicht gefragt, wie viel? Also ich hätt’ gefragt, wie viel mehr kosten sie denn.“

Verkäufer:

„Ja, das mag sein, dass das im Moment nicht zur Sprache gekommen ist, wie viel mehr. Ja, aber es war ganz eindeutig, dass ich gesagt habe, die Türen sind teurer, denn ich kann keine Eichentüren zu Mahagonipreis verkaufen.“



An dieser Stelle gibt der Vorsitzende das Fragerecht weiter an die Anwälte. Auf die völlig unlogische Erklärung des Zeugen wird von keiner Seite eingegangen. Es könne sein, dass man über die Höhe des Mehrpreises nicht geredet habe. Absurd – ein Verkäufer weist einen Kunden darauf hin, dass er mehr zu bezahlen hat und der will dann nicht wissen, wie viel mehr!

Nach all dem (auf ungeschickte Weise) Insistieren wechselt der Zeuge zuletzt sogar noch in den Aktiv. Aus einem stereotyp wiederholten „Das ist gesagt worden“ (mögliche „Übersetzung“: „Das kann gar nicht anders gewesen sein“) wird schließlich: „Es war eindeutig, dass ich gesagt habe…“. Und er greift nochmals seine Eingangsantwort („Im Grunde genommen war es klar…“) auf: „…denn ich kann keine Eichentüren zu Mahagonipreis verkaufen.“

53Es schließt sich ein schönes Beispiel dafür an, warum man keine verneinenden Fragen stellen sollte.

Offensichtlich hatte es einen zweiten Besuch des Vaters des Beklagten beim Zeugen gegeben. Der Beklagte selbst fragte den Zeugen:


Beklagter:

„Sie erinnern sich aber nicht, beim zweiten Besuch meines Vaters bei Ihnen, dass er ausdrücklich gesagt hat, dass er die Mehrkosten für die Türen nicht bezahlen würde. Daran erinnern Sie sich nicht?“



Die Antwort des Zeugen bräuchte man gar nicht mitzuteilen. Der Leser kennt sie im Voraus.


Verkäufer:

„Nein. Daran erinnere ich mich nicht. Nein.“



Die Antwort war für den Beklagten ungünstig. Diese verneinende Frage hätte vorliegend der Anwalt der Klägerin stellen können („Nur noch mal kurz, damit wir das ganz klar festgestellt haben: Sie erinnern sich nicht, dass der Vaters des Beklagten bei seinem zweiten Besuch bei Ihnen ausdrücklich gesagt hat, er werde die Mehrkosten für die Türen nicht bezahlen. Daran erinnern Sie sich nicht.“) Das wäre vernehmungs-taktisch geschickt gemacht gewesen. Er hätte eine aus seiner Sicht erwünschte Antwort erhalten.

Ein weiteres Beispiel für eine ungeschickt gestellte verneinende Frage:

Eine Versicherungsnehmerin machte Schadensersatzansprüche geltend. Bei einer Feier war eine Flasche Sekt zu Bruch gegangen. Der Teppichboden und die Wand waren stark befleckt. Ein Sacharbeiter der Versicherungsgesellschaft ging in die Wohnung, um das Schadensbild zu überprüfen. Als ihm an der Geschehensschilderung der Versicherungsnehmerin Zweifel kamen, sagte er zu ihr: „Die Flasche haben sie nicht mehr?“ Natürlich war die Antwort: „Nein, die habe ich gleich entsorgt.“ – Das hat in dem Fall die Position des Sachbearbeiters geschwächt. Er hatte mit der verneinend formulierten Frage praktisch im Voraus „Verständnis“ dafür ausgedrückt, dass der den Schaden verursachende Gegenstand nicht mehr zur Überprüfung zur Verfügung stand. Geschickter wäre eine Formulierung gewesen wie: „Zeigen Sie mir jetzt mal bitte die Flasche.“ – VN: „Äh, die habe ich weggeworfen.“ – SB: „Wie, die haben Sie weggeworfen? Oh, das ist aber schlecht…“ – Auch wenn es sich vielleicht nicht um eine Obliegenheitsverletzung gehandelt haben mag, es hätte die Versicherungsnehmerin gleich in eine schwächere Gesprächs- und Verhandlungsposition versetzt. Sie hätte auf den Meta-Ebenen67 Botschaften gehört wie: „Das kommt mir verdächtig vor. Das hätten Sie nicht tun dürfen. Das geht nicht.“ usw.

Weil die Antworten auf verneinende Fragen in der entsprechenden Situation praktisch schon vorher feststehen, sind sie vom Grundsatz her nicht zulässig.


Beispiel:

„Ja, haben Sie denn nicht sofort gebremst, als Sie den Fußgänger auf der Fahrbahn gesehen haben?“ – Antwort, vermutlich nicht: „Nein, ich hab’ noch mal Gas gegeben.“, sondern: „Natürlich hab’ ich sofort gebremst!“




28. Fazit: Keine verneinenden Fragen stellen (lassen)! 
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j) Situationsfragen. Was könnte in dem Türen-Fall der Anwalt des Beklagten noch tun?

Er könnte angesichts der Intensität, mit der der Vorsitzende den Zeugen, ohne es selbst zu bemerken, in eine für den Beklagten ungünstige Richtung leitet, eingreifen und – unter Ausschluss des Zeugen (vgl. Kap. I. 8c) – die Art der Fragestellung monieren. Damit könnte er erfolgreich sein, wenn der Vorsitzende offen und lernbereit ist. Oder der Vorsitzende fühlt sich in seiner Person kritisiert und es können problematische Spannungen entstehen, die unter Umständen das Erzielen eines guten Ergebnisses für den Beklagten eher behindern. Es hängt von der Person des Vorsitzenden ab, wie man als Anwalt erfolgversprechend (re-)agiert.

Wenn eine Diskussion wenig sinnvoll erscheint, gibt es trotzdem noch Möglichkeiten, die Angaben des Zeugen zu „entwerten“. Man könnte als Anwalt des Beklagten an den Zeugen verschiedene Situationsfragen richten. „Was wissen Sie sonst noch von diesem Tag? Schildern Sie mir mal, was Sie vor dem Gespräch getan haben. Was danach? Wo fand das Gespräch statt (Büro, Lager, im Freien – diese Möglichkeiten nicht vorgeben!)? Worüber wurde noch gesprochen? Wann kam der Vater des Beklagten zu Ihnen (am Vormittag, am Nachmittag – nichts vorgeben!)? Wie sah er aus? Wie war er gekleidet? Welche Gespräche, mit wem, worüber haben Sie an jenem Tag außerdem noch geführt? Kam es an jenem Tag zu weiteren Vertragsabschlüssen?“ Usw. Vermutlich wird der Zeuge die meisten, vielleicht sogar alle dieser Fragen nicht beantworten können. Aber er wird darauf beharren, sich genau zu erinnern, dass er den Vater des Beklagten ausdrücklich auf den zu zahlenden Mehrpreis hingewiesen habe. Mit jeder Antwort freilich, die er zu den übrigen Gegebenheiten oder Ereignissen nicht liefern kann, wird es immer weniger wahrscheinlich, dass er sich gerade an den Mehrpreis und nur daran tatsächlich noch erinnert.

Der Richter muss später im Urteil darlegen, anhand welcher objektiven Kriterien er zu der Überzeugung gelangt ist, dass der Zeuge die Wahrheit sagt und noch über echte Erinnerungen verfügt (vgl. Kap. II. 6). Wie soll er das leisten, wenn der Zeuge keine Frage außer derjenigen nach dem Beweisthema beantworten kann?

Auch zu behaupten, das Beweisthema sei so bedeutungsvoll, dass man sich eben nur noch daran erinnern könne, überzeugt nicht. Entscheidend für die Plausibilität, dass echte Erinnerungen vorliegen, ist vor allem die Bedeutung oder noch besser die emotionale Befrachtung, die der Umstand, das Ereignis o.ä. im Moment des Geschehens für die Auskunftsperson hatte (vgl. Kap. II. – Rn. 181). Damals war es für den Zeugen ein Verkaufsgespräch unter vielen. Man hat über den Mehrpreis gesprochen oder auch nicht. Der Zeuge, sofern er denn die Wahrheit sagt, weiß es nicht mehr. Wenn die Vereinbarung damals bereits etwas „Besonderes“ gewesen wäre, etwa weil darüber gestritten wurde, dann müsste sich der Zeuge daran, an die Diskussion oder den Streit, an sein Verhalten dabei, an seine Reaktionen, an die seines Gegenübers usw. erinnern. Abgesehen davon hätte es wohl nahe gelegen, die Vereinbarung schriftlich zu fixieren, wenn tatsächlich sogleich darüber gestritten worden wäre.


29. Fazit: Mit für den Streitstoff nebensächlichen Situationsfragen kann man prüfen, ob die Auskunftsperson über echte Erinnerungen verfügt.



55Bevor der Beklagtenvertreter solche Fragen zu Nebensächlichkeiten an den Zeugen richtet, müsste er sich allerdings bei seinem Mandanten versichern, dass tatsächlich nicht über einen Mehrpreis gesprochen worden ist. Wenn er seinen Anwalt belogen hat, trägt der Mandant selbst die Verantwortung, falls die Antworten des Zeugen zu einem unerwünschten Ergebnis führen, nämlich dass er damit das Vorhandensein echter Erinnerungen doch noch belegen kann.

Der Zeuge könnte, um anhand von objektiven Kriterien davon zu überzeugen, dass er sich erinnert, sagen:

„Was ich sonst noch an dem Tag gemacht hab’, weiß ich nicht mehr (Einräumen von Erinnerungslücken). Aber an eines erinnere ich mich noch genau. Ich war zum Mittagessen mit einer Aushilfskollegin verabredet (inhaltliche Verknüpfung/Verflechtung), an der ich damals ziemliches Interesse hatte. Ich hatte den Termin mit ihr zuvor schon ein paar Mal verschieben müssen (Komplikation). Und jetzt kam Herr W. relativ knapp vor dem Mittag. Ich saß die ganze Zeit wie auf Kohlen (individuelle Formulierung/Individualität). Die Türen hatten wir schnell rausgesucht. Aber dann hat er ewig an dem Preis herumgemacht. Warum wir das nicht übernehmen, ob wir nicht etwas nachlassen. So in der Art halt. Ich war dann genervt (Gefühl) und ziemlich unfreundlich (Einräumen eigener „Fehler“). Dann soll er’s halt lassen oder so was, hab’ ich gesagt. Jedenfalls hat’s mit dem Essen noch geklappt, mit der Frau allerdings nicht. Ach ja, Herr W. hat dann zwischendurch auch noch auf die Toilette gemusst. Dadurch hat es noch länger gedauert (nichtchronologische Erzählweise/strukturelles Kriterium der Nichtsteuerung). Na ja, im Nachhinein hab’ ich mir dann Gedanken gemacht, dass Herr W. sich vielleicht über mich beschweren könnte (inneres Geschehen/ambivalentes Gefühl). Hat er aber meines Wissens nicht getan.“ (insgesamt ausgefallenes Detail/Originalität).68,69

Eine solche Aussage mit zahlreichen, aus Sicht der Auskunftsperson nebensächlichen („kleinen, aber feinen“) Details zu erfinden und vor Gericht so spontan zu schildern, würde ein sehr hohes Maß an Kompetenz voraussetzen. Jemand ohne echte Erinnerungen ist dazu kaum in der Lage. Ein Lügner würde außerdem nicht erwarten, solche Fragen gestellt zu bekommen, und wäre deshalb dann davon überrascht. Er hätte Angst, mit spontan erfundenen Antworten vielleicht sich selbst oder anderen Zeugen zu widersprechen oder mit den Antworten in den Bereich der Überprüfbarkeit zu gelangen.70








9.Typische „Fehler“ bei der Befragung
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a) Fragenhäufung. Eine der wichtigsten Grundregeln der Fragetechnik ist das Verbot der Fragenhäufung. Eine kleine (wissenschaftlich natürlich nicht ernst zu nehmende) „Erhebung“ der Verfasser in ihren Gerichten hat ergeben, dass – egal, wer sie stellte – in knapp 90 % der Fälle mehrere Fragen miteinander verbunden wurden. Von daher erscheint es gerechtfertigt, zu diesem Thema ein paar Sätze zu „wiederholen“.

Hierfür erneut ein Ausschnitt aus einem echten Verfahren, die Aufarbeitung eines Verkehrsunfalls. Eine Zeugin berichtete, wie sie bei grüner Ampelschaltung in die Kreuzung eingefahren sei, wo es dann zur Kollision mit dem Fahrzeug des Beklagten kam, der seinerseits ebenfalls behauptete, grün gehabt zu haben. Die Aussage der Zeugin war zwar eindeutig, aber letztlich inhaltsleer:


Zeugin:

„Ich bin die Straße entlang gefahren, wollte die Kreuzung überqueren, da ich grün hatte. Als ich die Hälfte drüber war, kam dann der Herr S. Ich versuchte noch zu bremsen, was mir nicht ganz gelang, und da bin ich halt mit ihm zusammengestoßen. …“

Vorsitzender:

„Ja, danke schön, aber Frau E. sind Sie mir bitte nicht böse, das Gericht hätte gern mehr erfahren über die Situation, bevor Sie in die Kreuzung einfuhren, ob Sie da allein waren oder ob vor oder hinter Ihnen andere Autos waren, wie die Ampel, als sie sich angenähert haben, umgesprungen ist oder nicht umgesprungen ist, die Situation, falls Sie sich erinnern, hätten wir schon gern noch etwas plastischer gehört.“



Der Vorsitzende stellt der Zeugin eigentlich sechs Fragen, (1) ob sie allein war, (2) ob vor ihr, (3) ob hinter ihr andere Fahrzeuge fuhren, (4) welche Farbe die Ampel hatte bei der Annäherung, (5) ob die Farbe wechselte, (6) ob sie nicht wechselte, und außerdem wünscht er (7) eine genauere Schilderung der gesamten Situation, bevor die Zeugin in die Kreuzung einfuhr.

Fragenhäufung führt zunächst einmal zu Verwirrung der Auskunftsperson. Sie fühlt sich überfordert. Kaum jemand ist in der Lage, sich in einer angespannten Situation – und das ist eine Vernehmung vor Gericht fast immer für die Auskunftsperson – mehrere zugleich an ihn gerichtete Fragen zu merken. Auch die Vernehmungsperson ist überfordert; sie kann sich nicht merken, welche der Fragen beantwortet wurden und welche offen blieben. Daraus folgt zwangsläufig, dass in der Regel nicht alle Fragen „abgearbeitet“ werden. Es kommt rasch zu Informationsverlust.

Das kann nicht im Interesse des Gerichts liegen, hingegen durchaus im Interesse einer Partei oder eines Angeklagten. Anwälte werden deshalb das hier zur Fragenhäufung Geschriebene aus einem anderen Blickwinkel betrachten (Vernehmungs-Taktik).

Durch Fragenhäufung gewinnt eine „dolose“ Auskunftsperson, ein Lügner, Zeit, um sich Antworten zurechtzulegen. Er kann einzelne Fragen herausgreifen und leichter andere, unangenehme vernachlässigen bzw. unbeantwortet lassen, ohne dass dies auffällt.

Nicht „dolose“ Auskunftspersonen selektieren ebenfalls. Sie haben eine Tendenz, auf diejenigen Fragen eine Antwort zu geben, die nach ihrer Einschätzung wichtig sind bzw. die sie beim Hören am stärksten berührt haben. Dass diese Einschätzung von der Auffassung der anderen Beteiligten abweichen kann, liegt auf der Hand. Am zweitwahrscheinlichsten sind Antworten auf diejenigen Fragen, die aus Sicht der Auskunftsperson am einfachsten zu beantworten sind. Dann folgen Antworten auf die zuletzt gestellten Fragen, weil sie relativ gut für kurze Zeit im Gedächtnis haften bleiben.


30. Fazit: Fragenhäufung führt zu Informationsverlust.
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b) Inhaltliche Vorgaben. Alle Fragen des Vorsitzenden enthalten zugleich inhaltliche Vorgaben. Er fragt nicht einfach, „Wie war die Ampelschaltung im Moment der Annäherung?“, sondern er nennt verschiedene Möglichkeiten. Damit macht man es der Auskunftsperson leicht. Sie kann sich die verschiedenen „Angebote“ anschauen und die Variante wählen, die aus ihrer Sicht am besten passt. Das ist besonders problematisch, wenn die Auskunftsperson nicht völlig neutral ist, sondern ein Interesse am Prozessausgang hat.

Inhaltliche Vorgaben kommen im Gerichtsalltag sehr häufig vor. Meistens will die Vernehmungsperson auf diese Weise der Auskunftsperson „auf die Sprünge verhelfen“ (vgl. Kap. I. 8a Rn. 36 f.). Die Auskunftsperson zögert ein wenig mit einer Antwort, überlegt einen Moment lang. Nun bietet man ihr quasi als „Assoziation“ verschiedene denkbare Varianten an und hofft, dass ihr so einfällt, wie es damals war. Sie soll in ihrem Inneren sozusagen die verschiedenen vorgegebenen Bilder abgleichen, ob sich eines bzw. welches sich mit ihrer Erinnerung deckt. Tatsächlich geht aber in der Auskunftsperson etwas Anderes vor. Sie rekonstruiert das, worüber sie berichten soll. Sie setzt die Geschehnisse wie ein Puzzle zusammen. Wenn ein Puzzlestück, das ihr angeboten wird, passt, wird es verwendet. Am Ende entsteht so ein Gesamtbild. Anders als beim Puzzeln gibt es jedoch in der Regel eine ganze Reihe von weiteren Puzzlestücken, die ebenfalls passen würden. Und wenn man die verwendet, entsteht am Ende ein ganz anderes Bild. Die „richtigen Puzzlestücke“ bleiben im Gedächtnis der Auskunftsperson. Sie hat die Tendenz, die ihr präsentierten Teile zu verwenden.


Beispiel:

Da die Tat am frühen Abend geschehen ist, will der Staatsanwalt wissen, ob der Zeuge den Angeklagten so genau gesehen hat, dass er ihn am nächsten Tag wiedererkennen konnte.

Die Frage müsste in etwa lauten: „Wie waren die Lichtverhältnisse?“

Der Staatsanwalt stellt sie tatsächlich so, worauf der Zeuge jedoch die Stirn runzelt, vernehmbar ausatmet, den Blick anhebt, sich am Kinn reibt und erst mal schweigt. Anstatt genau das zu konstatieren, am besten auch zu protokollieren und daraus einen Schluss zu ziehen (vielleicht den, dass der Zeuge keine echte Erinnerung an die Lichtverhältnisse hat), wird nun versucht, doch etwas aus ihm herauszubekommen. Das wird funktionieren. Die Frage ist allerdings, ob es tatsächlich Erinnerungen sind, die man erfahren wird.

Staatsanwalt: „War’s an dem Tag noch hell oder war’s schon dunkel? Wissen Sie noch, wie das Wetter war? Das spielt ja auch eine Rolle für die Frage, wann es dunkel wird. Waren die Straßenlaternen schon an? Es war ja immerhin schon nach acht. Oder die Autos, hatten die Licht an? Überlegen Sie noch mal!“

Im „Halb-Bewusstsein“ des Zeugen laufen nun Überlegungen ab: „Ich bin mir sicher, dass ich den Täter am nächsten Tag genau wiedererkannt habe. Dann kann es nicht ganz dunkel gewesen sein. Aber es war ja schon nach acht. Dann müssen die Lichter an gewesen sein. Das Wetter war auch nicht so gut. Doch, dann waren die Lichter mit Sicherheit an. Ja, jetzt fällt’s mir ein. Der Angeklagte stand direkt unter einer Laterne…“ 



58Das Beispiel ist erneut überpointiert, zeigt aber dennoch einen typischen Mechanismus, dass vom Ergebnis her (ich bin mir sicher, ihn wiedererkannt zu haben) unbewusst auf Anderes geschlossen wird (also war es hell), das dann von der Auskunftsperson selbst für eine Erinnerung gehalten und als eine Erinnerung präsentiert wird. Die Frage, ob der Zeuge den Angeklagten angesichts der Lichtverhältnisse überhaupt hat ausreichend genau sehen können, bleibt letztlich ungeklärt.


31. Fazit: Der Vorgang der unbewussten Rekonstruktion anstelle der Schilderung von Erinnerungen wird durch inhaltliche Vorgaben stark begünstigt.



und


32. Fazit: Man sollte sich mit „Nicht-Antworten“ zufrieden geben, unklare Angaben öfter hinnehmen und entsprechend bewerten.
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c) Verunsicherung. Auch an dieser Stelle der Hinweis, dass eine solche Vorgehensweise nicht im Interesse des Gerichts liegen kann, weil es an gutem und damit möglichst unbeeinflusstem Auskunftsmaterial interessiert sein sollte. Ein Angeklagter oder eine Partei haben aber ganz andere Interessen. Ihre Anwälte sollen diese Interessen vertreten.

Sie werden deshalb auch die Anmerkungen zu den Fragen mit inhaltlichen Vorgaben aus einem anderen Blickwinkel betrachten (Vernehmungs-TAKTIK).

Der Verteidiger könnte im obigen Beispiel versuchen, den Zeugen durch inhaltliche Vorgaben in die andere Richtung zu lenken, nämlich dass er den Angeklagten nicht genau erkennen konnte:

„Wie waren denn eigentlich die Lichtverhältnisse? Es war ja schon spät, weit nach acht. Das Wetter war sehr trüb. Meines Wissens hatte es den ganzen Tag über immer wieder geregnet. Man weiß ja, wie schlecht man da sieht. Autos fahren dort auch nur wenige. Und Sie standen doch ein ganzes Stück entfernt. Mein Mandant befand sich auch nicht in der Nähe einer Laterne. Überlegen Sie noch mal!“

Im „Halb-Bewusstsein“ des Zeugen laufen nun vielleicht andere Überlegungen ab: „Eigentlich bin ich mir ja sicher, dass ich den Täter am nächsten Tag genau wiedererkannt habe. Aber andererseits: Das Wetter war an dem Tag wohl tatsächlich nicht so toll. Doch, stimmt, es hat auch mal geregnet. Kann schon sein, dass man da nicht so gut sehen kann. Es war spät, deutlich nach acht, kann sein. Stimmt, Autos hab’ ich keine gesehen. Ich stand ein ganzes Stück weit entfernt vom Angeklagten. Gut möglich, dass es in seiner Nähe keine Laterne gab…“

Vermutlich wird die Antwort des Zeugen ein wenig anders klingen als diejenige, die er auf die Fragen des Staatsanwalts gibt.

60Beide Male hatte der Zeuge keine richtige Erinnerung an die Lichtverhältnisse, war sich aber sicher, die Person wiedererkannt zu haben. Im folgenden Beispiel soll er sich nun tatsächlich noch an die Lichtverhältnisse erinnern können. Dennoch will der Verteidiger seine Aussage schwächen.

Verteidiger: „Ich habe da noch mal eine Frage an Sie. Wir haben jetzt schon von mehreren anderen Zeugen gehört, dass der Vorfall wohl eher erst weit nach acht passiert ist. Wir wissen auch, dass das Wetter an diesem Tag sehr schlecht war. Es hatte den ganzen Tag geregnet. Da sieht man sowieso wenig. Es soll zudem schon recht früh dämmrig gewesen sein. Sie standen ziemlich weit weg. Nun haben wir von den andern Zeugen gehört, dass sie alle die Person nicht richtig erkennen konnten. Überlegen Sie doch bitte noch mal. Es geht hier um Einiges und Sie tragen mit die Verantwortung für das, was das Gericht am Ende feststellt. Sind Sie sich wirklich absolut sicher, dass Sie meinen Mandanten, trotz der Dunkelheit und der weiten Entfernung, anders als alle anderen Zeugen ganz genau erkannt haben?“

Nach dieser Einleitung könnten dem Zeugen doch langsam Zweifel kommen. Alle anderen Zeugen sagen also, dass es schon dunkel war. Ja, stimmt, so toll war das Wetter an diesem Tag tatsächlich nicht. Alle anderen haben ihn nicht wiedererkannt. Na ja, ganz sicher kann man sich nie sein. Und wenn ich mir’s jetzt noch mal genau überlege. Tja, absolut sicher bin ich mir nun doch nicht… – Nicht mehr!

Solche Gedanken sind im Kopf der Auskunftsperson abgelaufen und haben sie verunsichert. Am Ende traut der Zeuge seiner Erinnerung vielleicht selbst nicht mehr ganz. Letztlich hat der Verteidiger ihn durch seine Fragen verunsichert und so aus einer sicheren, eine unsichere Aussage gemacht. Das Beispiel zeigt, weshalb Fragen grundsätzlich keine Einleitung vorangeschickt werden sollte (vgl. Kap. I. 10b).


33. Fazit: Wenn man eine Auskunftsperson verunsichert, kann sich das auf ihre Aussage auswirken. Aus sicheren können unsichere Angaben werden.
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d) Suggestionen. Unter Suggestion71 versteht man im vorliegenden Kontext jede Form der Beeinflussung, durch die eine Person Informationen übernimmt, welche ihr durch Gespräche, Befragungen oder nachträgliche Informationen übermittelt worden sind. Daher sind inhaltliche Vorgaben eigentlich immer Suggestionen. Das Gefährliche an suggestiven Fragen zu einem tatsächlichen Erlebnis ist, dass sie unbewusst zu einer entsprechenden Veränderung der Aussage und damit ggf. zu einer Falschinformation führen können. Das suggerierte Ereignis kann dabei für die betroffene Person eine subjektive Wahrheit darstellen. Insbesondere Kinder oder Auskunftspersonen mit niedrigerem Intellekt neigen dazu, einem solchen suggestiven Druck nachzugeben. Der Effekt kann dabei umso stärker sein, je schwächer oder unsicherer die Erinnerung des Aussagenden ist.

Bezüglich Suggestivfragen gibt es zwei Regeln:


(1)  Die gesamte Frage muss bekannt sein, um erkennen zu können, wie weit die Suggestion reicht.

(2)  Es darf nur die Überhang-Antwort verwertet werden.



Aus der ersten Regel ergibt sich eine der wichtigsten Forderungen allgemein an Protokolle: Fragen müssen in das Protokoll aufgenommen werden. Da man in einer Vernehmung nie wissen kann, ob die Antwort vielleicht auf eine Suggestion hin erfolgt ist, müssen vom Grundsatz her immer sämtliche Fragen protokolliert werden! Dies gilt für alle Bereiche, in denen es zu Befragungen oder Vernehmungen kommt, natürlich auch oder ganz besonders für polizeiliche Vernehmungen.

Es geht auch nicht an, was man in Polizeiprotokollen mitunter liest, eine Frage in die Antwort einzuflechten („Wenn ich gefragt werde, ob ich die Tür mit dem Schlüssel abgeschlossen hatte, …“). Dafür gibt es keinerlei Anlass und man erzielt auch keinen Gewinn, denn meist wird die Antwort um in etwa die Zahl an Worten länger, die beim Weglassen der Frage eingespart wurde (vgl. Kap. I. 10e und 11d).

62Die zweite Regel erlaubt allein eine Verwertung dessen, was über die Suggestion hinausgeht. Das sind zusätzliche Inhalte, die die Auskunftsperson etwa als Assoziation auf die Suggestion hin berichtet (Überhang-Antwort).


Beispiel aus einem Verfahren eines der Verfasser:

Ein Angeklagter behauptete, die Zeugin (eine Frau, die er in seinem Auto vergewaltigt haben sollte) sei nie in seinem Fahrzeug gewesen. Sie habe bei der Polizei ja auch nicht berichtet, dass sich die Beifahrertür nur von außen öffnen ließ. Dieses Detail hatte die Zeugin tatsächlich nicht erwähnt. Daran hätte sie sich aber wohl erinnern müssen, wenn sie in dem Fahrzeug bedrängt worden wäre und zu fliehen versucht hätte. Auch in ihrer Vernehmung vor der Kammer fehlte diese Einzelheit. Einer der Verfasser versuchte sie daraufhin möglichst suggestionsfrei zu befragen:

Richter: „Gab es irgendetwas Besonderes an dem Auto?“

Zeugin: „Nein.“

Richter: „Überlegen Sie noch mal.“

Zeugin: „Nicht dass ich wüsste.“

Richter: „Gab es an dem Auto vielleicht irgend einen Defekt?“

Zeugin: „Ich glaub’, ein Rücklicht tat nicht. (Pause) Und das Fenster ging nicht runter. (Spontan) Nee, jetzt weiß ich’s wieder. Ich musste ja das Fenster runterkurbeln, um die Tür aufzumachen. Die Tür ging nicht von innen.“



Die Art und Weise, wie die Zeugin diese Schilderung machte, hätte von einer Lügnerin, zumal in einer gerichtlichen Vernehmung, ein Maß an schauspielerischen Fähigkeiten vorausgesetzt, das ihr weder das Gericht noch der Verteidiger zutrauten, der sich daraufhin mit seinem Mandanten zurückzog und nochmals beriet.


34. Fazit: Ins Protokoll sind möglichst alle Fragen, Vorhalte und sonstigen Einschübe aufzunehmen.



und


35. Fazit: Der Wert von Antworten, die eine Suggestion oder eine Vorgabe aufgreifen und sie mehr oder weniger nur wiedergeben, ist gering.
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e) Testfragen. Suggestivfragen können bewusst als Testfragen eingesetzt werden. Es gilt die „Faust-Regel“: Die Korrektur einer (bewusst) falschen Suggestion spricht für die Schilderung von Geschehnissen mit eigenem Erlebnishintergrund.


Beispiel aus einem Prozess eines der Verfasser:

Ein kleines Kind hatte von sexuellen Übergriffen des Vaters berichtet. Tatort soll immer das Badezimmer gewesen sein. Dem Kind wurde folgende, eine bewusst falsche Suggestion enthaltende Frage gestellt: „Hat der Papa dich im Schlafzimmer erst ausgezogen, als er dich an deinem Pipi gepiekst hat?“ Die Antwort lautete: „Papa im Bad Pipi gepiekst.“ 












Geht die Auskunftsperson auf die (falsche) Suggestion ein, bedeutet das aber keinesfalls zwingend, dass ihre Angaben unrichtig sind. Die Kraft der Suggestion kann einfach zu stark gewesen sein.72

64Zurück zum Beispiel der Fragenhäufung durch den Vorsitzenden in dem Verkehrsunfallsprozess (vgl. Kap. I. 9a).

Auch die Art, wie er seine Fragen einleitet, kann unterschiedlich aufgefasst werden („Ja, danke schön, aber Frau E sind Sie mir bitte nicht böse, das Gericht hätte gern mehr erfahren…“). Er meint seine Worte freundlich, will Barrieren senken. Nicht bei allen kommen sie so an. Auf der Meta-Ebene steckt in ihnen allerhand Kritik: „OK Frau E, das war ja wohl bisher noch nichts. Eigentlich hätte ich jetzt allen Grund, böse zu sein. Ich gebe Ihnen noch mal eine Chance. Strengen Sie sich jetzt aber bitte mehr an!“ Die missverständlichen Botschaften werden besonders betont durch die entpersonalisierte, die machtvolle Institution bemühende Formulierung: Das Gericht. Solche Ausdrücke (das Gericht, die Staatsanwaltschaft, die Vollstreckungsabteilung etc.) haben in der Regel negative Wirkungen. Sie signalisieren Distanz. Es entsteht der Eindruck, dass sich die Person hinter der Institution verschanzt oder schlimmstenfalls gar versteckt. Auf die Auskunftsperson wirken sie fremd und eher verunsichernd. Entpersonalisierte Bezeichnungen sollten im direkten Kontakt vermieden werden. Nicht die Kammer zieht sich, sondern wir ziehen uns zur Beratung zurück. Nicht die Verteidigung oder der Kläger/Beklagte hat jetzt das Wort, sondern Herr/Frau Rechtsanwalt/in Maier/Schmid.

Das gilt auch für mündliche Urteilsbegründungen. Möglicherweise hört man da solche Formulierungen besonders häufig, weil diejenigen, die sie verkünden, tatsächlich manchmal gern ein wenig Gewicht, einen Teil der Verantwortung für die entstehenden Folgen von ihren Schultern auf die der Institution verlagern. („Richter und Richterinnen entblößen nicht ihre Seelen. Sie geben ihre Begründungen, nicht ihre Beweggründe preis.“ Zitat von Hadassa Ben-Itto73)

Anders verhält es sich in schriftlichen Entscheidungsgründen. Da fehlt der persönliche Kontakt, es findet keine Kommunikation mit Austausch von Botschaften statt. Dennoch sollten auch Urteile in erster Linie für die Hauptadressaten (Angeklagter, Kläger, Beklagter) gut verstehbar sein.

Problematisch sind ferner so genannte „Man-“ und „Es-Aussagen“  („Man kennt allgemein die Folgen von…“, „Es ist zu erwarten, dass…“ oder „Es steht außer Zweifel, dass…“).74 Sie werden auch „Appelle mit halbem Herzen“ genannt und gelten als eine Methode der Selbstverbergung. Die persönliche Meinung wird anonymisiert. Es wird versucht, der persönlichen Meinung den Charakter der Allgemeinverbindlichkeit zu verleihen. So wird oft Kritik geübt, ohne dass man sich persönlich exponiert.


36. Fazit: Im direkten Kontakt keine entpersonalisierten Bezeichnungen verwenden. Möglichst keine „Man-“ und „Es-Aussagen“.










65
f) Unterbrechung der Auskunftsperson. Schauen wir nun, was die Zeugin auf die Frage(n) erwidert hat.


Zeugin:

„Also, die Ampel war grün. Ich bin höchstens 40 gefahren, vielleicht auch noch weniger. Und plötzlich kam dann halt das Auto vor mich. Und ich sah nur noch einen Weg: Bremsen. Ich war angeschnallt. Und außerdem auch noch allein im Auto…“



Von den sechs Fragen (vgl. Rn. 56) beantwortet sie nur die erste, dass sie allein war. Sie hat viele Fragen gehört und damit die Botschaft erhalten, ich (Richter) will viel wissen, du (Zeugin) sollst viel sagen. Darauf reagiert sie. Weil sie die einzelnen Inhalte der Fragen in der Anhäufung gar nicht richtig mitbekommen hat oder sich nicht mehr daran erinnert, sagt sie einfach alles, was ihr gerade in den Kopf kommt. Sie gibt auch Antworten auf Fragen, die ihr gar nicht gestellt wurden (welche Geschwindigkeit sie einhielt, dass sie angeschnallt war). Oben (vgl. Rn. 56) wurde gesagt, der Vorsitzende fordere sie mit seinen Fragen letztlich dazu auf, eine genauere Schilderung der gesamten Situation, bevor sie in die Kreuzung einfuhr, zu geben (7, oben Rn. 56). Die Zeugin berichtet nun tatsächlich etwas Neues. Man darf sich aber nicht täuschen lassen. Dennoch kommt sie dem an sie gerichteten Wunsch nicht nach. Über die Situation der Annäherung an die Kreuzung, auf die die Fragen des Vorsitzenden abzielen, sagt sie nichts. Die sich darauf beziehenden Fragen bleiben offen. Der Richter hätte die Zeugin dazu bringen sollen, das Geschehen nochmals ganz ausführlich zu schildern ab dem Zeitpunkt, als sie mit ihrem Fahrzeug etwa 100 Meter von der Kreuzung entfernt war. Möglicherweise hätte sie auch dann nicht mehr berichtet. Daraus könnte man jedoch den Schluss ziehen, dass sie, sofern sie nicht lügt, keine Erinnerung an die Annäherung hat und damit, was ohnehin zu erwarten ist, auch nicht an die für sie geltende Ampelschaltung.75

An dieser Stelle unterbricht der Vorsitzende die Zeugin.


Vorsitzender:

„Darf ich Sie noch mal unterbrechen, sind Sie mir bitte nicht böse. Aber wenn Sie sich einer Ampel annähern, steht die vielleicht schon lange auf grün, ich weiß es nicht? Oder sie springt gerade um auf grün. Haben Sie da gar keine Erinnerung mehr, wie die Situation war, als Sie sich dieser beampelten Kreuzung genähert haben?“ 



Das sollte man nicht tun. Es geht in einer Vernehmung nicht darum, Höflichkeitsregeln einzuhalten, sondern möglichst zuverlässiges Auskunftsmaterial zu erlangen. Die Auskunftsperson besitzt das, was die Vernehmungsperson haben will, Wissen über ein Geschehen. Deshalb sollte sich zwar die Vernehmungsperson ohne jegliche Missbilligung unterbrechen lassen, denn anscheinend will die Auskunftsperson in dem Moment spontan etwas loswerden. Umgekehrt jedoch sollte die Vernehmungsperson nicht die Auskunftsperson unterbrechen.

Das kann sich aus Sicht von Anwälten ganz anders verhalten. Vielleicht will der Anwalt den Redefluss der Auskunftsperson unterbinden oder spontane Äußerungen gerade verhindern. Dann könnte man als Rechtsanwalt so reagieren: „Also Augenblick mal, Herr X. So geht’s nicht. Wir sind hier vor Gericht. Da kann nicht jeder losreden, wie ihm der Schnabel gewachsen ist. Ich lasse Sie ausreden und dann verlange ich von Ihnen, dass auch Sie mich ausreden lassen. Ein gewisses Mindestmaß an Höflichkeitsregeln muss man schon einhalten.“ – Die Auskunftsperson, die so angegangen wurde, wird nicht mehr viel sagen.


37. Fazit: Keine Unterbrechung der Auskunftsperson, umgekehrt soll sich die Vernehmungsperson unterbrechen lassen.










66
g) Überzeugen, nicht nur bezeugen. Die vom Vorsitzenden verwendete Formulierung „beampelte Kreuzung“ braucht nicht kommentiert zu werden. Dass man sich so nicht ausdrücken sollte, versteht sich von selbst.76

Dass er erneut inhaltlich zuviel vorgibt, ist leicht erkennbar.

So ging es in diesem Beispiel weiter:


Zeugin:

„Sie war grün.“

Vorsitzender:

„War sie, als Sie sich annäherten, als Sie noch 100 Meter weg waren, auch schon grün? Oder haben Sie da keine Erinnerung mehr, wie lang sie schon grün war?“

Zeugin:

„Ich weiß nur, wie ich drüber gefahren bin, dass es grün war.“

Vorsitzender:

„Nur das Wissen haben Sie noch in Erinnerung.“

Zeugin:

„Ja, weil man guckt ja normalerweise drauf, ist es grün oder springt sie auf gelb oder ist es rot.“

Vorsitzender:

„Nun, manchmal schaut man ja schon bei der Annäherung drauf, nicht, ob man bald bremsen muss oder so. Wie war denn die sonstige Situation? Waren Sie das einzige Auto, das sich hier der Ampel angenähert hat?“

Zeugin:

„Ja, hinter mir und hinter dem Herrn S. war kein Auto und vor mir auch keins.“ 

Vorsitzender:

„Danke schön.“



Spätestens jetzt steht fest, dass die Zeugin entweder lügt, weil sie weiß, dass sie rot hatte, oder jedenfalls keine echte Erinnerung an die Ampelschaltung besitzt. Letzteres ist aufgrund der von ihr verwendeten Formulierung, „man guckt ja normalerweise drauf, ist es grün oder springt sie auf gelb oder ist es rot“, wahrscheinlicher (vgl. Beispiel „Eichentüren“, als der Zeuge sagt: „Im Grunde genommen war es klar, dass die Eichentüren teurer sind.“, Kap. I. 8g) Auf die Bemühungen des Richters, abzuklären, wie sicher ihre Erinnerungen an die grüne Ampelschaltung tatsächlich sind, ist letztlich nichts gekommen außer der stereotypen Wiederholung der Behauptung, grün gehabt zu haben. Die Zeugin hat etwas bezeugt, aber nicht davon überzeugt.


38. Fazit: Ein Zeuge darf nicht nur etwas bezeugen, er muss überzeugen.
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h) Vorhalte. Der Vorsitzende gab nun das Fragerecht weiter an die Bericht erstattende Beisitzerin.


Richterin:

„Also, ich habe Sie richtig verstanden. Als Sie sich annäherten, war es schon grün und Sie sind dann bei grün weitergefahren.“

Zeugin (leise):

„Ja.“



Genau das hatte die Zeugin nicht gesagt! Aber es liegt auf der Hand, dass sie dies bei einem solch intensiven Vorhalt (nicht als Frage, habe ich Sie richtig verstanden?, sondern als Feststellung, also, ich habe Sie richtig verstanden.) „bestätigt“. Sie bestätigt freilich nicht die Tatsache, sondern nur den Vorhalt. Das kann sich dennoch auswirken. Denn alle Beteiligten hören nun wie in einer Art Zusammenfassung nochmals die angebliche Aussage der Zeugin, nur eben anders, als sie tatsächlich erfolgt ist.

Die Anwälte hören zugleich, wie die Richterin die Angaben der Zeugin verstanden bzw. interpretiert hat. Daraufhin müsste der Vertreter des Beklagten eingreifen und richtigstellen. „Frau Richterin, das stimmt nicht. Das hat die Zeugin gerade nicht gesagt. Ihr Kollege hat sie mehrfach nach der Ampelstellung bei der Annäherung an die Kreuzung befragt, und dazu konnte die Zeugin uns nichts sagen.“ 

Über diese Fakten darf nun keine Diskussion entstehen, vor allem nicht im Beisein der Zeugin. Was sie gesagt hat, steht fest. Genau das muss auch protokolliert werden. Notfalls könnte der Anwalt vielleicht als Nachweis seine Notizen über die Angaben der Zeugin vorlegen. Keinesfalls darf man die Zeugin erneut befragen. Dem in derartigen „Diskussionen“ oft zu hörenden Vorschlag, „Fragen wir die Zeugin doch einfach noch mal, wie sie es gemeint hat.“, steht die Unzulässigkeit auf die Stirn geschrieben. Es geht nicht darum, wie sie es gemeint hat, sondern darum, was sie gesagt hat. Vor allem hat die Zeugin, wenn man sie zu diesem Punkt nochmals befragt, wahrscheinlich inzwischen erkannt, was sie „falsch“ gemacht hat, und „gelernt“, es nunmehr „richtig“ zu stellen.

Der Vorsitzende würde es vermutlich nicht zulassen, wenn der Anwalt der Klägerin auf dieselbe Weise wie die Beisitzerin vorgehen würde: „Hohes Gericht, Entschuldigung, dass ich unterbreche. Nur eine kurze Frage an die Zeugin. Also, ich habe Sie richtig verstanden. Als Sie sich annäherten, war schon grün und Sie sind dann bei grün weitergefahren.“ Denn damit würde der Anwalt in höchstem Maße lenken. Falls der Vorsitzende dies nicht bemerken würde, läge es am Anwalt des Beklagten, diesen Vorhalt zu rügen. Würde von keiner Seite eingegriffen werden, dann dürfte der Anwalt der Klägerin einen „Punktsieg“ davongetragen haben.


39. Fazit: Inhaltlich unzutreffende Vorhalte müssen erkannt werden, denn sie können eine beträchtliche Wirkung entfalten.



68Noch ein paar Gedanken zu den bei Gericht sehr häufig vorkommenden Vorhalten  an Auskunftspersonen. Welch starke Kraft suggestive Vorhalte haben können, hat das Beispiel gezeigt.77 Aber auch andere, nicht suggestive Vorhalte wirken auf die Auskunftsperson und beeinflussen das, was sie sagt. Es kommt auf die Formulierung an. Wieder gilt: Der Ton macht die Musik. Welchen „Ton“ man wählt, hängt, wie immer, von der jeweiligen Situation und Position im Verfahren und damit vom jeweiligen Erkenntnisziel ab. „Da muss ich Ihnen aber vorhalten, bei der Polizei, Blatt 362 der Akten, haben Sie noch etwas ganz Anderes gesagt.“, kommt völlig anders an als die Formulierung, „Inzwischen ist ja allerhand Zeit vergangen, schauen wir mal nach, wie Sie das Ganze bei der Polizei geschildert haben.“ Es hängt von der Rolle (Gericht, Staatsanwaltschaft, Verteidigung, Nebenklage, Klage-Vertretung, Beklagten-Vertretung) ab, ob man defensiv, vermittelnd oder mehr aggressiv, offensiv vorgeht, ob man die Auskunftsperson unterstützen und stärken oder eher verunsichern, angreifen und schwächen will.

69Immer wieder sind es die Du-Botschaften, die besonders beachtet werden sollten, da sie die stärksten, am schwersten kontrollierbaren Auswirkungen haben. Zudem hören viele Empfänger speziell in Vernehmungen besonders aufmerksam auf der Beziehungsebene78 hin, wie sie von der Vernehmungsperson, egal, auf welcher Seite sie steht, behandelt werden bzw. wie sie sich von ihr behandelt fühlen.

„Sie haben mich gerade falsch verstanden. Ich stelle Ihnen die Frage nochmals anders.“, erzeugt sogleich „inneren Protest“ und bringt die Auskunftsperson in eine Art „Verteidigungshaltung“. Der Einwand lässt sich „weicher“ formulieren, indem man die Du- durch eine Ich-Botschaft ersetzt: „Ich habe die Frage ungeschickt formuliert. Ich stelle sie Ihnen nochmals anders.“ In der ersten Variante wird der Auskunftsperson ein „Fehler“ unterstellt, den sie begangen habe, in der zweiten Variante nimmt die Vernehmungsperson den „Fehler“ auf sich. Keine der beiden Varianten ist richtig oder falsch. Es kommt darauf an, was man erreichen will. Vielleicht macht es sogar einmal Sinn, bei einer an sich nahezu perfekt formulierten Frage die zweite Variante zu wählen, um dadurch an besseres Auskunftsmaterial zu gelangen.


40. Fazit: Du- durch Ich-Botschaften ersetzen!










10.Gefahren und/oder Möglichkeiten, Auskunftspersonen zu leiten und/oder ihre Angaben zu lenken
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a) Juristische Bewertungen im Hinterkopf. Nicht nur Botschaften auf den Meta-Ebenen beeinflussen die Angaben der Auskunftspersonen, sondern allein die Fragen, ihr Inhalt, wirken sich bereits auf die Aussage aus. Das kann bewusst eingesetzt werden und ist dann natürlich höchst problematisch. Es kann aber auch unbewusst „passieren“, weil die Vernehmungsperson entsprechend ihrer Erwartungen in eine bestimmte „Richtung“ fragt und dadurch die Aussage dorthin lenkt, ohne es selbst zu bemerken.

Dazu ein von einem der Verfasser erlebtes Beispiel, das für den Betroffenen beinahe sehr weitreichende Folgen gehabt hätte:

Drei junge, reichlich alkoholisierte Männer hatten eine junge Frau auf der Straße angesprochen und versucht, mit ihr zu flirten. Nachdem die Frau die Annäherungsversuche eindeutig abgewehrt hatte, hatten die Jugendlichen sie immer intensiver bedrängt. Irgendwie hatten sie an ihrer Sporttasche gezogen und waren damit lachend weggerannt. Wenig später hatten sie die Tasche in einen Vorgarten geworfen. Es stellte sich die Frage, wie ihr Verhalten rechtlich zu qualifizieren war. Lag ein Vermögensdelikt vor, ein Raub mit einer Mindeststrafe von einem Jahr, oder war das Ganze als „Bubelei“, rechtlich vielleicht als eine Nötigung o.ä., zu bewerten?


Beschuldigter:

„Ich weiß, dass es zu Streitigkeiten mit dem Mädchen kam. Sie war ca. 23 Jahre alt. Ich bin der Meinung, dass sie mit ihrer Tasche herumgefuchtelt hat.“

Polizeibeamter:

„Hat sie mit der Tasche ‘herumgefuchtelt’ oder hat sie versucht, die Wegnahme der Tasche zu verhindern, indem sie diese festhielt?“



Der Beamte hat erkennbar im Hinterkopf die Vorstellung, es könnte ein Raub sein. Mit seiner Frage will er offensichtlich die Tatbestandsmerkmale prüfen. Er verwendet dabei juristische Fachausdrücke, die im allgemeinen Sprachgebrauch bekannt sind, aber von Nicht-Juristen nicht zwingend deckungsgleich benutzt werden (vgl. dazu Kap. I. 11b). Er fragt, ob die junge Frau die „Wegnahme“ verhindern wollte. Damit zielt er darauf ab, ob ein Bruch fremden und die Begründung neuen, eigenen Gewahrsams vorlag. Die Frage, so wie sie vordergründig nach ihrem Wortlaut gestellt wird, ist überflüssig. Es wäre absurd, davon auszugehen, dass die Frau den Jungs einfach ihre Tasche überlässt. Natürlich will sie, zumindest auch, eine Wegnahme verhindern. Es geht aber darum, was die Täter mit der Tasche anfangen wollten. Wollten sie die junge Frau nur ärgern oder wollten sie an den Inhalt der Tasche gelangen? Der Beschuldigte versteht das Wort „Wegnahme“. Er versteht es aber sicherlich nicht im „juristischen Sinn“.


Beschuldigter:

„Sie schlug mit der Tasche um sich.“

Polizeibeamter:

„Warum schlug sie mit der Tasche um sich?“

Beschuldigter:

„Wahrscheinlich, weil wir sie blöd angemacht haben. Ich weiß noch, dass ich das Mädchen an den Armen ergriffen habe, damit sie ihre Arme nicht mehr bewegen konnte. Ich meine, ich hielt ihre Oberarme mit meinen Händen umfasst.“



An dieser Stelle „klingelt“ es im Kopf des Beamten: Der Beschuldigte hält die Frau fest. Wenn jetzt die Tasche wegkommt, dann ist das ein Raub, „subsumiert“ er, wie er es gelernt hat. Dabei verliert er ein wenig aus den Augen, dass er eigentlich klären sollte, was war los, und nicht gerade eine Klausur schreibt.


Polizeibeamter:

„Hat der R. zu diesem Zeitpunkt dem Mädchen die Sporttasche weggerissen?“

Beschuldigter:

„Ich weiß nicht, ob R. zu diesem Zeitpunkt dem Mädchen die Tasche weggerissen hat. Ich habe zwar mehrere Rucke an den Armen verspürt, kann jedoch nicht sagen, ob dies von Abwehrbewegungen des Mädchens herrührte oder ob R. die Sporttasche weggerissen hat.“

Polizeibeamter:

„Haben Sie sich zu irgendeinem Zeitpunkt Gedanken darüber gemacht, ob sich in der Sporttasche Geld befindet?“

Immer deutlicher wird, wie stark der Beamte vom „Ergebnis“ her fragt.




Beschuldigter:

„Ich kann jetzt nicht mehr sagen, ob ich mir das so genau überlegt habe.“

Polizeibeamter:

„Halten Sie es für möglich, dass dem Mädchen aus ‘heiterem Himmel’ die Tasche weggerissen wurde?“



Der Beamte scheint innerlich davon überzeugt zu sein, dass ein Raub vorliegt. Dies „will“ er nun durch die Angaben des Beschuldigten endgültig bestätigt bekommen.


Beschuldigter:

„Nein, ich gehe davon aus, dass irgendeiner den Entschluss gefasst hat, dem Mädchen die Tasche wegzunehmen.“



„Ich gehe davon aus“, heißt eigentlich: „Ich weiß es nicht.“ So, wie der Beschuldigte befragt wird, ist aber vorhersehbar, dass er sich praktisch nicht „traut“, etwas anderes zu sagen als das, was der Beamte von ihm hören will. Natürlich hat man die Tasche nicht „aus heiterem Himmel“ weggerissen. Es fehlt jetzt zum Raub nur noch die Zueignungsabsicht. Dementsprechend lautet die nächste Frage:


Polizeibeamter:

„Was würden Sie als Grund für die Wegnahme angeben?“



Aus den bisherigen Angaben des Beschuldigten weiß man, dass er – sofern er nicht insgesamt lügt, was in dem Fall fern lag – den Grund nicht kennt, dass es vielleicht gar keinen Grund im „rechtlichen Sinn“ gab. Dass seine Antwort jedoch anders klingen wird, ist bei dieser Art der Befragung vorhersehbar.


Beschuldigter:

„Ich meine, dass wir kein Geld mehr zum Vertrinken hatten und davon ausgegangen sind, dass sich in der Sporttasche Geld befindet. Ob dies genau so war, kann ich jedoch nun nicht mehr angeben. Ich sehe ein, dass es nicht recht war, dem Mädchen die Tasche wegzunehmen. Ich kann mir die ganze Sache nur durch den Alkoholkonsum erklären.“



Seine „Erklärung“ ist reine Spekulation. Es ist eine Schlussfolgerung, zu der ihn der Polizeibeamte mit seinen Fragen hingeleitet hat: So muss es wohl gewesen sein.

Tatsächlich kam es aufgrund dieses „Geständnisses“ zu einer Anklage wegen Raubs. In der Hauptverhandlung sagte der junge Mann letztlich genau das Gleiche. Dennoch ging auch der Staatsanwalt nicht mehr von einem Vermögensdelikt, sondern einer völlig unangemessenen „Anmache“ der Jungs aus. Das Verfahren wurde gegen Zahlung von Geldauflagen eingestellt.79

Um zu vermeiden, dass man unbewusst durch Fragen leitet, sollte man möglichst erst spät juristische Bewertungen vornehmen. Von der „Idealvorstellung“ her betrachtet, sollte die Vernehmung praktisch abgeschlossen sein, ehe man zum ersten Mal über die rechtliche Einordnung nachdenkt. Dieses Ideal ist zwar eine „Vorstellung“, aber sie führt zu größerer Offenheit und damit zu einer höheren Chance, das herauszufinden, was wirklich geschehen ist, und es dann juristisch richtig(er) zu bewerten.


41. Fazit: Die Befragung nicht mit juristischen Bewertungen im Hinterkopf durchführen.
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b) Einleitung von Fragen. Praktisch in jedem Gerichtssaal werden Auskunftspersonen dadurch gelenkt, dass man, wer auch immer, der Frage einen Vorspann voranstellt. Der Mehrzahl der Fragen im forensischen Bereich geht eine Art „Einleitung“ voraus. Das ist problematisch.

Die Ein- oder Hinleitung auf eine Frage enthält nahezu immer Sachinformationen und häufig auch persönliche Wertungen oder Bewertungen. Dadurch wird die Auskunftsperson in eine bestimmte Richtung gelenkt.

Das ist besonders dann der Fall, wenn eine Art Zusammenfassung des bisher Gesagten oder des Prozessstands vorausgeschickt wird. Außerdem läuft man Gefahr, durch die einleitenden Worte zu früh Informationen, Bedenken, Zweifel etc. preiszugeben. Die Auskunftsperson kann sich darauf einstellen. Man verschießt zu früh „die Munition“. Das geschieht sehr rasch, wenn man erklärt, warum eine Frage gestellt wird.


Beispiel:

„Sie haben gesagt, … Wir haben aber von der Zeugin X erfahren, dass … Wenn man nun berücksichtigt, dass… Dazu meine Frage: …?“ 



Unabhängig von ihrem Bildungsgrad haben Auskunftspersonen ein in hohem Maße feines Gespür dafür, herauszuhören, worauf die Frage abzielt, worum es geht, an welchem Punkt die Vernehmungsperson Zweifel hat usw. Eine kleine (zwar wissenschaftlich nicht haltbare, dennoch spannende) Untersuchung eines der Verfasser hat ein beeindruckendes Ergebnis erbracht: In den betreffenden Verhandlungen (vor Großen Strafkammern an einem Landgericht einer Großstadt in Süddeutschland) wurde seitens der Richter in 48 %, seitens der Staatsanwälte in 59 % und seitens der Anwälte in 84 % der Fälle auf die eigentliche Frage durch einen Vorspann hingeleitet. Etwa in zwei Dritteln der Einleitungen waren Sachinformationen enthalten. Knapp die Hälfte der Einleitungen enthielt bereits vorab einen Hinweis auf die erwartete bzw. gewünschte Antwort. Dennoch wurden die Einleitungen nur in drei (!) Fällen als sachlich in die Irre führend gerügt.


42. Fazit: Einer Frage sollte grundsätzlich keine Einleitung vorausgehen.
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c) Bewusste Leitung der Auskunftsperson durch Einleitung von Fragen. Weil durch die Einleitung einer Frage so rasch lenkend auf die Auskunftsperson eingewirkt wird, machen manche Prozessbeteiligte davon bewusst Gebrauch (Vernehmungstaktik). Es wäre „naiv“ zu glauben, dass Anwälte nicht auch absichtlich gegen die Regeln der Vernehmungs- und Fragetechnik verstoßen. Ihr Ziel ist ja immer, von einer Auskunftsperson möglichst solches Auskunftsmaterial zu erlangen, das für den jeweiligen Mandanten in der jeweiligen Prozesssituation günstig ist.80 Oder der „taktische Einsatz“ eines Vorspanns zu einer Frage erfolgt intuitiv. Die nicht immer einfach zu erkennende Grenze zur Manipulation und damit die Zulässigkeitsgrenze ist fließend. Wo sie im Einzelfall liegt, bestimmt der die Verhandlung leitende Richter.

73Nicht selten wird mit der Zusammenfassung des bereits Gesagten bewusst geleitet (vgl. Kap. I. 9c und 10c). „Sie haben vorhin gesagt… Dazu noch eine Frage.“ Die Zusammenfassung ist immer eine Verkürzung des Gesagten. Natürlich lässt man das weg, was für den Mandanten besonders negativ klingt. Anderes, vielleicht weniger Wichtiges, aber für den Mandanten Positives wird hervorgekehrt, nochmals besonders betont. Häufig wird die bisherige Aussage ein wenig „uminterpretiert“. Wenn sich der Anwalt mit der Zusammenfassung zu weit von dem entfernt, was die Auskunftsperson tatsächlich berichtet hat, wird der Richter darauf hinweisen („Also so hat der Zeuge das nicht gesagt, Herr Rechtsanwalt…“). Wenn er jedoch nur wenig abweicht, das Gesagte nur ein bisschen tendenziell günstiger für den Mandanten „zusammenfasst“, besteht die Möglichkeit, dass dies hingenommen wird. Der Richter will vielleicht nicht in eine Diskussion oder einen Streit eintreten und nimmt deshalb die, wie er meint, vernachlässigbare Abweichung hin. Die Auskunftsperson will meistens nur möglichst rasch die Befragung hinter sich bringen. Sie wird denken, na ja, ganz so hab’ ich’s nicht gesagt, aber das trifft’s schon einigermaßen. In jedem Fall wird auf diese Weise das Auskunftsmaterial verändert, von Frage zu Frage mehr; und das kann sich am Ende auswirken.


Beispiel81 aus einem echten Verfahren:

Rechtsanwalt:

„Ist es richtig? Es wurden auf der Korrekturfahne Änderungen vorgenommen, haben Sie vorhin gesagt. Aber Sie haben nicht gesehen, welche Änderungen da vorgenommen wurden. Oder Sie haben nur gesehen, dass da auf dem Papier etwas eingetragen worden ist.“

Zeugin:

„Ja. „ 

Rechtsanwalt (fährt sogleich fort):

„Aber Sie haben nicht gesehen, welche Änderungen.“

Der Anwalt macht anstelle der Zeugin ihre gesamte Aussage. Sie sagt nur ein einziges Wort.




43. Fazit: Wenn einer Frage eine Einleitung vorausgeht, ist in erhöhtem Maß auf deren inhaltliche Korrektheit zu achten, zumal versucht werden könnte, die Antwort der Auskunftsperson bewusst zu leiten.




74Nochmals ein Beispiel, bei dem vermutlich nur intuitiv geleitet wurde:

Rechtsanwalt:

„Ich hätte noch eine Frage an Herrn S. Herr S., Sie sagten, Sie seien in Gedanken versunken gewesen. Die Frage ganz konkret: Sie können doch heute nicht mehr sagen, war die Ampel grün (kleine Pause) oder war sie rot.“ (kleine Pause)



Der Beklagte hatte in seiner Sachverhaltsschilderung unter anderem gesagt, er gehe davon aus, grün gehabt zu haben. Nun versucht der gegnerische Anwalt, die gesamte Aussage zu ändern, indem er diesen einen Satz herausgreift, interpretiert, umformuliert und sich dabei nach und nach immer weiter vom dem entfernt, was tatsächlich gesagt wurde. Der Beklagte kann dem nicht viel entgegen halten. Solange sich die Veränderungen noch in einer gewissen Bandbreite halten, nimmt er sie hin. Bislang stimmt es ja irgendwie noch, was der Anwalt vorträgt, wenn auch der Beklagte seinen Satz anders gemeint hatte. (Er war schon in Gedanken versunken. Das ist richtig. Aber er war sich trotzdem sicher, bei grün in die Kreuzung eingefahren zu sein. Das fehlt nun.) Der Anwalt fährt fort:


Rechtsanwalt:

„Ich meine, man sieht das ja so irgendwie, wie eine Kamera, ist es rot (kleine Pause), ist es jetzt grün (kleine Pause), vielleicht gelb.“ (Auswahlfrage)



Diese Behauptung ist abenteuerlich. Man nimmt einen Vorgang gerade nicht wie eine Kamera wahr,82 schon gar nicht bei einer grünen Ampel, bei der das Problem fehlender (echter) Erinnerungen an so genannte Routinehandlungen hinzukommt.83 Dennoch macht der Anwalt mit diesem Vorhalt Punkte. Er hat bislang 57 Worte gesagt, aber entgegen seiner zweifachen Ankündigung noch keine einzige Frage gestellt. Vielmehr hat er dem Beklagten Worte in den Mund gelegt oder genauer, er hat anstelle des Beklagten dessen Aussage gemacht. Da seine Uminterpretation noch immer nicht wirklich falsch ist, kann der Beklagte nicht ernsthaft dagegen angehen. Ein zaghafter Versuch:


Beklagter:

„Ja, (kleine Pause) ich kann nur sagen…“ – Der Anwalt geht sofort dazwischen.



Jetzt will er den Beklagten natürlich nicht zu Wort kommen und dann vielleicht revidieren lassen. Auch das tut er mit Erfolg, indem er ihn unterbricht.


Rechtsanwalt:

„Sie können doch konkret nicht sagen, ich bin bei grün auf die Kreuzung zugefahren. Oder bei rot auf die Kreuzung zugefahren (kleine Pause).“



Weitere 21 Worte. Weiterhin die Aussage des Beklagten, abgegeben vom gegnerischen Anwalt. Inhaltlich wird es für den Beklagten immer schlimmer. Und da nach wie vor das, was der Rechtsanwalt sagt, nicht ganz falsch ist, vermag der Beklagte sich nicht zu wehren. Doch nun begeht der Anwalt einen „Fehler“. Er verlässt die Bandbreite der „zulässigen“ Abweichung.


Rechtsanwalt:

„Sie haben doch die Ampel selbst gar nicht (kleine Pause), ich sag‘ mal, wahrgenommen.“



Das war zu viel. Das lässt sich der Beklagte nicht gefallen.


Beklagter:

„Ja sicher hab’ ich sie wahrgenommen; sonst wär’ ich nicht drübergefahren.“



Trotz dieses kleinen Missgeschicks zuletzt hat der Anwalt mit seiner „Frage“, die er nie gestellt hat (!), vermutlich allerhand Wirkung erzielen können. Formulierungen wie, der Beklagte kann nicht sagen, ob er grün, rot oder gelb hatte, bleiben bei den Prozessbeteiligten hängen.

75Natürlich legen auch Richter und Staatsanwälte der Auskunftsperson Angaben in den Mund, die diese so zumindest vielleicht nicht gemacht hätte.


Wieder ein Beispiel aus einem echten Verfahren:

Ein Gastwirt hatte neue Speisekarten drucken lassen. Als besonders strapazierfähiges Papier war so genannte „Elefantenhaut“ gewählt worden. Weil er nicht zufrieden war – die Karten enthielten Druckfehler und das Papier war zu biegsam –, verweigerte der Wirt die Zahlung. Die Druckfirma verklagte ihn daraufhin. Nachdem so ziemlich alles streitig geblieben war, wurden zwei Zeuginnen vernommen. Die Zeugin F. war eine Mitarbeiterin der klagenden Firma, die Zeugin K. eine Mitarbeiterin des Gastwirts.

Richter:

„Was wissen Sie über die Bestellung der neuen Speisekarten? Was hat er haben wollen? Was hat er gesagt, was er will?“ – (Drei Fragen auf einmal!)

Zeugin F:

„Er braucht ‘ne Speisekarte mit dem vorgegebenen Inhalt. Äh, und das Material sollte bestmöglich sein…“ (wird unterbrochen)

Richter:

„Und dann haben Sie doch das Wort, das hat er ja wahrscheinlich noch gar nie gehört gehabt, dass es dafür eine „Elefantenhaut“ gibt, ins Gespräch gebracht.“ (Schlecht formulierte Anstoßfrage)

Zeugin F:

„Ja. Nachdem er nicht weiter nachgefragt hat, sondern mir geglaubt hat, dass das fest ist, wenn ich das sag’, ging ich davon aus, dass er weiß, wovon ich spreche.“



Was hätte die Zeugin nach diesem Hinweis noch anderes sagen sollen? Was tatsächlich gesprochen und vereinbart wurde, bleibt offen. Man sieht ein weiteres Mal, wie wichtig und wie sinnvoll es ist, den Bericht der Auskunftsperson möglichst nicht zu unterbrechen (vgl. Kap. I. 8e).


Richter:

„Erzählen Sie ein bisschen. Was haben Sie mitgekriegt von der Neubestellung der Speisekarten?“

Zeugin K:

„Hauptsächlich hab’ ich mitbekommen, dass wir eine neue Speisekarte brauchten, weil die Preise zum Teil überholt waren und dass das Ganze ziemlich eilig war.“ 

Richter (unterbricht die Zeugin):

„Ja was heißt jetzt, wir brauchten? Haben Sie eine gebraucht oder sind Sie eine Freundin von ihm?“

Zeugin K:

„Nee, eigentlich nicht, aber ich rede von uns als Arbeitsteam. Wir, das ist der Oberwirt.“



Diese Zwischenfrage ist völlig unnötig. Es liegt ohnehin sehr nahe, wen die Zeugin mit „wir“ meint. Der Richter sollte ihr einfach weiter zugehören. Vieles klärt sich von selbst, wenn man ein wenig abwartet. So bringt er die Zeugin in ihrem Redefluss durcheinander. Man weiß nicht, was sie noch von sich aus gesagt hätte. Es besteht eine hohe Gefahr des Informationsverlusts.
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d) Verschiedene Rollen im Team. Apropos Team: Mehr Teamarbeit ist auch innerhalb eines Kollegialgerichts möglich und gewinnbringend. Man kann, indem nicht gleich möglichst alles durch den Vorsitzenden abgefragt wird, bei Vernehmungen, so wie das die Polizei oft macht, in verschiedene Rollen schlüpfen (z. B. „good guy/bad guy“). Indem der Vorsitzende seine Kollegen an der Durchführung der Verhandlung mehr mitwirken und sie so in aller Öffentlichkeit aus der nachrangigen Position heraustreten lässt, wertet er ihre Mitarbeit auf. Das damit zum Ausdruck kommende Vertrauen und die größere Verantwortlichkeit führen zu stärkerem Engagement und zu mehr Arbeitsfreude. Das gesamte Arbeitsklima verbessert sich dadurch.

Die Verfasser haben mit solchen Versuchen allerbeste Erfahrungen gemacht. Selbst die mündlichen Urteilsbegründungen in größeren Strafverfahren ließen sich mit viel Gewinn aufteilen; etwa in der Weise, dass der Berichterstatter die Darstellung der Beweiswürdigung übernahm, warum das Gericht der einen oder der anderen Seite Glauben geschenkt hatte. Die anderen Verfahrensbeteiligten hörten in diesen Prozessen erkennbar mit gesteigerter Konzentration zu.

In Zeiten ständiger Stellenkürzungen gewinnen solche Anregungen zusätzlich an Gewicht. Viele gar nicht mehr so junge, qualifizierte Kollegen müssen lange Zeit mit der zweiten Position vorlieb nehmen. Das kann zu Frustration und Demotivierung führen.


Fortsetzung des Beispiels (Druck von Speisekarten):

Richter:

„OK. Also Sie haben gehört, dass er eine neue Speisekarte braucht. Das ist das Einzige, was unbestritten ist bis jetzt.“

Zeugin K:

„Die Frau F hatte sich dann angeboten, das Ganze irgendwie zu managen, und ich habe mitbekommen, wie sie die Korrekturfahnen abgeholt hat und dass wir da in dem Zusammenhang über die Elefantenhaut gesprochen haben und, äh, ja, die Fehler korrigiert haben.“

Richter:

„Hat er mal zugegeben, dass er eine Elefantenhaut bestellt hat?“



Eine hoch suggestive Frage, die zu stellen vermutlich manchem Anwalt untersagt werden würde. Auch das Wort „zugegeben“, lenkt in eine unpassende Richtung. Vor allem findet man mit dieser Frage nicht heraus, wie es tatsächlich zu der Bestellung gekommen ist und was man bezüglich der Elefantenhaut besprochen hat.


Zeugin K:

„Bei dem Gespräch war ich selber dabei und wir konnten uns beide unter dem Begriff nichts vorstellen. Wir haben aber beide mit unserer alten Karte immer den Vergleich gezogen, sie soll genauso aussehen.“



Der Anwalt der klagenden Firma greift die „Steilvorlage“ des Gerichts auf und lenkt die Zeugin mit einer (verneinenden84) Frage, die keine wirkliche Frage ist, in die von ihm gewünschte Richtung, dass sie letztlich gar nichts weiß.


Rechtsanwalt:

„Ist es richtig? Es wurden auf der Korrekturfahne Änderungen vorgenommen, haben Sie vorhin gesagt. Aber Sie haben nicht gesehen, welche Änderungen da vorgenommen wurden. Oder Sie haben nur gesehen, dass da auf dem Papier was eingetragen worden ist.“

Zeugin:

„Ja.“




44. Fazit: Keine der Vernehmungspersonen darf einer Auskunftsperson Worte in den Mund legen oder gar an ihrer Stelle Angaben machen.
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e) Beschränkte Simultankapazität der Vernehmungsperson. Es ist alles andere als eine einfache Aufgabe, eine Straf- oder Zivilgerichtsverhandlung zu leiten und dabei sämtlichen aussagepsychologischen „Forderungen“ gerecht zu werden. Man hat Gedanken an die unterschiedlichsten Dinge im Kopf und muss auf eine Vielzahl von Geschehnissen achten und reagieren. Was habe ich bereits gefragt? Was will ich noch wissen? Wie kann ich die bisherigen Angaben bewerten? Was folgt rechtlich daraus? Wie sieht das mit dem Protokollieren aus? U.v.m. Man muss blitzschnell entscheiden. Ist der neue Vortrag verspätet? Ist der Einwand des Staatsanwalts zutreffend? Wie ist der Antrag des Verteidigers rechtlich zu bewerten? Wie vermeide ich jeden revisionsrechtlich relevanten Fehler? Etc. Zugleich muss man „den Fall managen“. Wie bin ich in meinem Zeitplan? Was mache ich, wenn der verspätete Zeuge gar nicht erscheinen wird? Wie reagiere ich auf die unangemessen und störend lachenden Zuschauer? Usw. Der Vorsitzende befindet sich in einer hoch komplexen und komplizierten Situation. Dadurch, dass zugleich auf so viele unterschiedliche Dinge geachtet werden muss, wird Konzentration gebunden, die an ­anderer Stelle fehlt. Das Phänomen der so genannten „beschränkten Simultankapazität“85 führt dazu, dass es beinahe zwangsläufig zu Ungeschicklichkeiten oder „Fehlern“ kommen muss. Eine einzelne Person ist eigentlich überfordert. Gleichwohl ist zu befürchten, dass die gerichtlichen Spruchkörper in der Anzahl der Beteiligten immer weiter verkleinert werden. Die dadurch mit Sicherheit entstehende (weitere) Qualitätseinbuße nimmt man leider nahezu klaglos hin.

Vielleicht erklärt sich aus dieser zeitweisen Überforderung die Beobachtung, dass nicht selten Parteien und Parteivertretern viel oder zu viel Raum gelassen wird. Vielleicht „ruht“ sich das Gericht in solchen Momenten ein wenig aus. Auch das kann problematisch sein. Denn eindeutig zu viel Raum wird gegeben, wenn dadurch der Prozessstoff in eine falsche Richtung geleitet wird.


Auch dazu ein Beispiel aus einem echten Verfahren:

An einer mit Ampeln versehenen Kreuzung war es zur Kollision zweier Fahrzeuge gekommen. Sowohl der Fahrer des einen als auch die Fahrerin des anderen Autos behaupteten, bei grün in die Kreuzung eingefahren zu sein. Irgendwann kam der Rechtsanwalt des Fahrers auf die Idee, nachzuhaken, ob die Unfallgegnerin angesichts mehrerer vorhandener Ampeln überhaupt auf die für ihre Fahrspur gültige Lichtzeichen geblickt hatte.

Rechtsanwalt A:

„Frau E. Auf welche Ampel haben Sie eigentlich geschaut, als Sie zur Kreuzung kamen?“

Fahrerin:

„Oh je, was fragen Sie mich jetzt?“



Sie konnte auf die Frage erkennbar keine Antwort geben, obwohl sie zuvor immer wieder gesagt hatte, dass sie mit absoluter Sicherheit bei grün eingefahren sei. Das wisse sie hundertprozentig. Nun wusste sie nicht einmal, wo sie das grüne Licht gesehen hatte. Sie saß nur schweigend da und blickte Hilfe suchend zu ihrem Anwalt. Dieser Blick verriet mehr als viele Worte. Er be-„sagte“: Ich hab’ keine Ahnung. Ich bin tief getroffen. Ich weiß nicht, was ich tun soll. (Selbstoffenbarungsebene) Sie sind mein Anwalt. Sie sind dafür zuständig, etwas zu tun, mich zu unterstützen. Sie können das doch sicher auch. (Beziehungsebene) Tun Sie was! Helfen Sie mir! (Appellebene) Der Rechtsanwalt verstand die auf den Meta-Ebenen ausgesandten Botschaften und schaltete sich, sei es bewusst oder intuitiv, auf alle Fälle in vernehmungstaktisch geschickter Weise ein. Er richtete an seinen Kollegen (!) eine Gegenfrage.


Rechtsanwalt B:

„Ja, Herr Kollege, vielleicht die Gegenfrage, welche Ampel meinen Sie?“



Diese (Gegen-)Frage ergibt keinerlei Sinn. Natürlich sollte abgeklärt werden, ob die Frau möglicherweise auf eine für den abbiegenden Verkehr anders geschaltete Ampel geblickt haben könnte. Das wusste jeder, auch Rechtsanwalt B. Letztlich aber war es ganz egal, was er fragen würde. Er musste nur irgendwie eingreifen, seine Mandantin aus der Schusslinie bringen und erst mal Zeit gewinnen. Das gelang ihm mit dieser unsinnigen Gegenfrage.

Rechtsanwalt A hatte seine Frage, indem er sie relativ offen formuliert hatte, in der Situation durchaus richtig gestellt. Unglücklicherweise ging er nun aber auf den „Schein“-Einwand seines Kollegen ein. Daraufhin entspann sich ein mehrere Sätze andauernder Dialog, ein Hin und Her zwischen den beiden Anwälten. Währenddessen ging das Aussageverhalten der Frau, ihre auffällige Reaktion bzw. Nicht-Reaktion, die offenbart hatte, dass sie auf jene naheliegende Frage keine Antwort geben konnte oder geben wollte, völlig unter.


Rechtsanwalt A:

„Nun es gibt mehrere Ampeln da, Herr Kollege. Es gibt vier, und ich könnte mir vorstellen, dass Ihre Mandantin, wenn sie so sehr genau weiß, dass sie grün hatte, eigentlich auch wissen müsste, auf welcher der vier Ampeln sie dieses grüne Licht gesehen hat…“



Viel zu viele Worte. Rechtsanwalt A hätte schlicht auf der Beantwortung seiner Frage bestehen oder die fehlende Antwort der Frau entsprechend aufgreifen, bewerten und ins Bewusstsein der Richter bringen müssen. In etwa so: „Bitte, Herr Kollege, unterbrechen Sie mich nicht. Frau E, nochmals die Frage, auf welche Ampel haben Sie geschaut?“ Oder: „Herr Vorsitzender, ich hätte gern meine Frage und dass die Zeugin darauf keine Antwort gegeben hat protokolliert.“

Die Fahrerin antwortete nun aber doch noch:


Fahrerin:

„Unten die…(Pause)…nee, kann nicht sein…(Pause)…oben…(Pause).“



Die „Wanderung“ einer Erinnerung. Durch diese Antwort wird noch deutlicher, dass Frau E, sofern sie nicht lügt, keine Ahnung hat, wo sie grün gesehen hat. Sie erschließt sich ihre Antwort vom Ergebnis her86, so wie es gewesen sein muss, damit sie keine Schuld am Unfall trägt. Auch oder noch mehr dies hätte der gegnerische Anwalt A sofort aufgreifen müssen.

Tatsächlich kam aber Rechtsanwalt B seiner Mandantin erneut zu Hilfe. Er legte ihr die Verkehrsunfallsskizze vor und zeigte mit einem Finger auf die entsprechende Ampel.


Rechtsanwalt B:

„Schauen Sie es doch auf der Skizze an! Die oben zur Mitte.“

Fahrerin:

„Ja, oben, die zur Mitte.“



Ein absolut unzulässiger Vorgang. Doch er wurde von keinem der Beteiligten bemerkt. Rechtsanwalt B gibt anstelle seiner Mandantin die Antwort. Natürlich sagt er nicht, was sie in Erinnerung hat (das kann er ja nicht wissen), sondern das, was für einen Prozesssieg gesagt werden muss. Hier hätte Rechtsanwalt A sofort dazwischen gehen müssen: „Herr Kollege, waren Sie damals auch dabei?“

Die Richter hatten den Vorgang nicht richtig wahrgenommen. Deshalb kam die Nachfrage:


Vorsitzender:

„Ich hab’s nicht genau verstanden. Rechts unten oder rechts oben?“

Gemeinsam mit ihrem Anwalt erwiderte die Zeugin:

„Die oben zur Mitte.“

Erinnern wir uns an ihre spontane Reaktion („Oh je, was fragen Sie mich jetzt?“) und ihre allererste Antwort („Unten die…“)!

Im Gerichtsprotokoll war übrigens Folgendes zu lesen:

A. Fr. des Bekl.-Vertr.: „Ich habe auf die obere Ampel geschaut.“

Es wäre, wenn schon das Gericht nicht ausreichend achtsam gewesen ist, Aufgabe des anderen Anwalts gewesen, eine solche falsche Protokollierung zu unterbinden. Das Protokoll hätte in etwa lauten müssen:

Bekl.-Vertr.:

„Auf welche Ampel haben Sie geschaut?“

Zeugin:

Schweigen … „Unten“ … Pause … „Nee, oben“ … Pause … „Die zur Mitte.“



Natürlich gehören Hinweise auf bemerkenswertes Verhalten einer Auskunftsperson, wie langes Schweigen oder auffällig zögerliches Sprechen, auch in das Protokoll.87

Nach einem fehlerhaften Diktat des Protokolls muss der betroffene Anwalt sofort den Text beanstanden, weil im Nachhinein nicht mehr feststellbar ist, dass in Wahrheit etwas Anderes gesagt wurde. Stellt der Anwalt nachträglich einen Protokollberichtigungsantrag, wird er sich fragen lassen müssen, warum er nicht sofort reagiert hat, als man die Situation noch hätte besser klären können. Solche Beanstandungen sind absolut üblich. Viele Anwälte passen genau auf, was diktiert wird.

Es ist eine anwaltliche Aufgabe in der Vernehmungssituation beim Zivilgericht, Fehler des Protokolls stets im Blick zu haben und gegebenenfalls sofort Einwendungen gegen die Richtigkeit und/oder Vollständigkeit des Protokolls zu erheben. Der Anwalt sollte sofort einen Antrag auf Berichtigung stellen, wenn ein bloßer Hinweis nicht ausreicht. Ob ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung einer Protokollberichtigung zulässig ist, muss differenziert beurteilt werden. Soweit sich der abgelehnte Berichtigungsantrag auf Angaben im Protokoll bezieht, die das Beschwerdegericht nicht aus eigener Anschauung beurteilen kann, wird die sofortige Beschwerde als unzulässig erachtet.88 Geht es aber um eine Unrichtigkeit des Protokolls, die sich aus den Akten selbst ergeben soll, ist eine sofortige Beschwerde zulässig. Umgekehrt ist gegen die Protokollberichtigung nach § 164 ZPO kein Rechtsmittel gegeben. Ein Rechtsmittel wegen des Wortlauts der Protokollierung einer vom Zeugen als richtig genehmigten Aussage ist daher nach Auffassung der Verfasser aussichtslos.


45. Fazit: Anwälte müssen sich gegenseitig kontrollieren.



und


46. Fazit: Anwälte müssen auf eine richtige Protokollierung bestehen.










11.Juristendeutsch und Protokollierungen
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a) Juristensprache. Ein unter einem Pseudonym schreibender Richter aus Sachsen-Anhalt hat Juristendeutsch so „definiert“: Diesbezüglich infolge seiner Unübersichtlichkeit schwer nachvollziehbare, von kleinlicher, übertriebener Genauigkeit geprägte, zudem breit und umständliche, viel Nebensächliches beziehungsweise Überflüssiges mit darstellende, bisweilen sogar weitschweifige, Formulierungen charakterisierende, intransparente Ausdrucksweise seitens rechtskundiger Person, die ein universitäres Studium der Rechtswissenschaft absolviert hat.89

Über die seltsame Sprache der Juristen ist schon viel geschrieben worden, genauso wie über Protokollierungen.90,91 Letztlich taucht immer wieder der gleiche leitende Gedanke auf: Die Auskunftsperson hat etwas, das ich, die Vernehmungsperson, von ihr erhalten will, nämlich umfassendes Auskunftsmaterial, um es gut auf Wahrheit und Irrtumsfreiheit überprüfen zu können. Also muss ich mich um sie bemühen und es ihr so einfach wie möglich machen. Wenn man ihn beherzigt und sich daran ausrichtet, wird man automatisch „besser“ sprechen und „besser“ schreiben (bzw. diktieren).

„Ehe der Widerklagevertreter den Anspruchsteller dazu befragen darf, ob er mit seinem beschuhten Fuß auf das Gaspedal gedrückt hat, als er sich der beampelten Kreuzung genähert hat, muss noch die in die Sitzung gestellte Zeugin in den Abstand verwiesen werden.“ – Die Juristensprache ist wirklich höchst seltsam. Aus einer Urteilsbegründung eines Amtsrichters in Süddeutschland: „Auf Höhe Kilometer 642,250 fuhr der Betroffene um 12.09 Uhr in vorhersehbarer und vermeidbarer Missachtung der vorgegebenen Geschwindigkeitsbegrenzung von 100 km/h mit gemessenen 143 km/h, weil er zu dieser Zeit entsprechend viel Energie dem Verbrennungsmotor zufügte und die Bewegungsenergie des von ihm gesteuerten Kraftfahrzeugs nicht minimierte.“92 Nachdem eine fast gleichlautende Formulierung in mehreren Urteilen zu lesen war, handelt es sich offensichtlich nicht um einen bizarren Scherz des betreffenden Richters.

Auch Anwälte formulieren mitunter kritikwürdig: „Es wird beantragt, den Termin 21. Juli 2013 zu verlegen, da der Unterfertigte an diesem Tag nicht zur Verfügung steht, weil für den Unterfertigten Terminsladung des LG XY für diesen Termin schon vorliegt. Der Kollege des Unterfertigten befindet sich im Jahresurlaub.“ (Alles klar?)

Ein weiteres nettes Beispiel (zur Nichtnachahmung) stammt von zwei Rechtsanwälten93:

1. Schritt – Sie nehmen eine ganz normale und verständliche Formulierung: Vielen Dank für Ihren Brief. Wir beantworten Ihre Fragen, sobald wir mit Herrn Müller darüber gesprochen haben. 2. Schritt – Sie reichern den Satz mit Substantiven an. Ersetzen Sie einfach alle Verben durch Hauptwörter oder Streckverben. Und vergessen Sie nicht, die Substantive mit der Endung „-ung“ aufzublähen: Vielen Dank für Ihren Brief. Wir kommen in Beantwortung Ihrer Fragen auf Sie zurück, sobald wir Rücksprache mit Herrn Müller gehalten haben. 3. Schritt – Sie anonymisieren (natürlich zur Wahrung des Anwaltsgeheimnisses) den Text: Vielen Dank für das vorgenannte Schreiben. Die Unterfertigten kommen in Beantwortung der darin aufgeworfenen Fragen auf diese zurück, sobald sie Rücksprache mit dem Mandanten gehalten haben. 4. Schritt – Sie übersetzen alles ins Passiv: Für das vorgenannte Schreiben möchten wir uns bedanken. Die Unterfertigten werden in Beantwortung der darin aufgeworfenen Fragen auf diese zurückkommen, sobald unsererseits Rücksprache mit dem Mandanten gehalten werden konnte. 5. Schritt – Sie würzen Ihre Arbeit mit unnötigen Adjektiven und Partizipien: Bezugnehmend auf das vorgenannte Schreiben möchten wir uns bedanken. Die Unterfertigten werden in alsbaldiger Beantwortung der darin aufgeworfenen interessanten Fragen umgehend auf diese zurückkommen, sobald unsererseits die unverzichtbare Rücksprache mit dem derzeit abwesenden Mandanten gehalten werden konnte. 6. Schritt – Wiederholen Sie abschließend auf jeden Fall Schritt 2: Bezugnehmend auf das vorgenannte Schreiben möchten wir unseren Dank aussprechen. Die Unterfertigten werden in alsbaldiger Erledigung der darin aufgeworfenen interessanten Fragen umgehend auf diese Bezug nehmen, sobald unsererseits die unverzichtbare Rücksprache mit dem sich derzeit auf einer Reise befindlichen Mandanten gehalten werden konnte.

Aber auch die Gesetzestexte stehen dem an etlichen Stellen nicht nach: § 1591 BGB – Mutterschaft: Mutter eines Kindes ist die Frau, die es geboren hat. (Wer hätte das gedacht! – Allein schon Als Mutter im Rechtssinn gilt… würde besser klingen.)

79Wie kommt es, dass selbst derartig absurde sprachliche „Auswüchse“ immer wieder zu finden sind insbesondere in schriftlichen „Werken“ von Juristen, aber auch in Urteilen „unterer“ Gerichte, die allein von den Beteiligen gelesen werden? Einer der Verfasser hat dazu Spekulationen angestellt: „Eine ‚raffinierte‘ Formulierung hinterlässt ein angenehmes Gefühl der Zufriedenheit. Zufriedenheit womit? Natürlich mit sich selbst. Man hat sich dadurch nicht nur sprachliche Gewandtheit dokumentiert, sondern zugleich auch Bildung, Intellektualität und Intelligenz. Das alles hat man nicht nur sich selbst dokumentiert, sondern auch dem Leser… In erster Linie spiegelt uns, den Juristen, die sprachliche Versiertheit wohl Intelligenz und Bildung. Darüber freuen wir uns, denn damit heben wir uns ab vom ‚Durchschnitt‘. Das wollen wir, das ist uns wichtig.“94

Eine Untersuchung eines der Verfasser zum Selbstbild von Juristen hat erbracht, dass sie als eine ihrer besonderen Stärken die Fähigkeit zu sprachlicher Genauigkeit ansehen. Darin liegt gewiss tatsächlich eine ihrer speziellen Qualitäten. Das Streben nach Genauigkeit im Ausdruck führt jedoch regelmäßig zu einer Verkomplizierung der Sprache. Wer kompliziert spricht und/oder schreibt, denkt auch kompliziert.

Allein durch den Gebrauch einer komplizierten und vor allem fremden, im Sinne von ungewohnten Sprache erhält die Auskunftsperson auf der Meta-Ebene einige das Ergebnis der Vernehmung nicht fördernde Botschaften:

Botschaft 1 → Hier bei Gericht ist alles höchst kompliziert.

Empfindung der Auskunftsperson → Da komme ich eh’ nicht mit.

Folge → Demotivierung, Senkung der Auskunftsbereitschaft.

Botschaft 2 → Hier geht es anders zu, als Sie das gewöhnt sind. 

Empfindung der Auskunftsperson → Es gibt Regeln, die die Anderen kennen und beherrschen, ich aber nicht. 

Folge → Verunsicherung.

Botschaft 3 → Ich, der Richter, bin intelligent und gebildet (und zeige das auch!).

Empfindung der Auskunftsperson → Gefühl der Unterlegenheit. 

Folge → Demotivierung. Unter Umständen auch oppositionelle Haltung.

Botschaft 4 → Hier drückt man sich gewählt aus.

Empfindung der Auskunftsperson → Ich darf nicht „frei von der Leber weg“ berichten.

Folge → Verlust von Spontaneität und Individualität, Veränderung der Erzählweise, z. B. Chronologisierung. Dadurch Verlust von Realkennzeichen/Realitätskriterien!

Botschaft 5 → Man spricht hier eine besondere Sprache. 

Empfindung der Auskunftsperson → Um eine gute Prozesssituation zu erlangen, muss ich mich anpassen. 

Folge → Gebrauch einer ungewohnten Ausdrucksweise. Gefahr von Missverständnissen.

80In einem Verfahren hat das dazu geführt, dass der Betroffene folgendes an das Gericht schrieb (es wurden keinerlei Veränderungen zum Originaltext vorgenommen): „Um nochmals darauf einzugehen, hat sich zum Zeitpunkt des Verfahrens sowohl Staatsanwaltschaft sowohl auch Polizeirevier sowohl auch das Gericht zahlreiche Gesetzesverstöße beabsichtigt, in Verzug gebracht. … Diesbezüglich hat sich damit die Staatsanwaltschaft über dessen Unglaubwürdigkeit bei dem damaligen Verfahren sämtliche anwesenden Personen getäuscht und wie schon geschildert als unglaubwürdig erwiesen. … Hiermit erhalten sie jedoch nochmals die Gelegenheit, sich zu dieser Beschwerde Stellung zu nehmen.“ Der Richter, der dieses Schreiben erhielt, wusste nicht so recht, was er darauf erwidern sollte.

Auch die Juristen selbst „verirren“ sich bisweilen in ihrer eigenen Sprache. Ein Staatsanwalt traf folgende Anweisung an die Polizei: „In obiger Sache wird an die Erledigung des Zeugen erinnert.“ Hoffentlich hat der betreffende Beamte das nicht allzu wörtlich genommen.95


47. Fazit: Immer so „normal“ wie möglich sprechen (und schreiben).



81Ein paar Regeln96:


–  Überflüssiges weglassen (z. B. nicht „Zukunftsperspektive“, sondern „Perspektive“; anstatt „die Klage war in der Sache unbegründet“, „die Klage war unbegründet“ usw.),

–  Keine Leerformeln (z. B. offensichtlich, fraglos),

–  Kein „Silbenmüll“ (z. B. anstatt „Bestrafung“ oder „Beantwortung“, „Strafe“ und „Antwort“),

–  Keine „Aufblähungen“97 (z. B. nicht „am heutigen Tag“, sondern „heute“, anstatt „eine Vielzahl von“, „viele“, anstatt „in vollem Umfang“, „ganz“ usw. (Negativbeispiele: „Der gesamte Vortrag des Klägers wird vollumfänglich bestritten, sofern er nachfolgend nicht ausdrücklich zugestanden wird.“ – „Der erkennende Senat verkennt nicht, dass…“98),

–  Positive Begriffe verwenden (denn mit der negativen Formulierung transportiert man den Begriff, den man an sich vermeiden will – z. B. anstatt „nicht unwesentlich“, „nicht unerheblich“, „wesentlich“, „erheblich“),

–  Keine verneinende Ausdrucksweise (§ 118 BGB – Mangel der Ernstlichkeit: „Eine nicht ernstlich gemeinte Willenserklärung, die in der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernstlichkeit werde nicht verkannt werden, ist nichtig.“ – Glauben Sie, dass ein Nicht-Jurist das versteht?),

–  Keine „Dubletten“ (z. B. eine „permanente Dauerbelastung“ ist immer permanent bzw. dauerhaft),

–  Keine „Schachtelsätze“ (indem man versucht, den Satz formal, grammatisch zu verstehen, entgeht einem der Inhalt), allgemein keine langen Sätze,

–  Kein Nominalstil (was man sagt, klingt gestelzt, distanziert, eher kalt und unfreundlich),

–  Wenig Passiv (es gibt die „Passiv-Falle“: „Die Angelegenheit konnte durch Befragung von Experten geklärt werden.“ – Hat man die Experten befragt oder haben die Experten jemanden befragt?),

–  Weniger Man-Sätze, mehr persönliche Ansprache (anstatt „Man kann daraus erkennen…“, „ich kann daraus erkennen…“ oder „Sie können daraus erkennen…“ oder „wir können daraus erkennen…“ – je nachdem, was ich zum Ausdruck bringen will,

–  Keine lateinischen Ausdrücke (non liquet, de facto, dolos, expressis verbis, Tenor, es sei denn in der Musik mit Betonung auf der zweiten Silbe),

–  Fachausdrücke, veraltete Formulierungen und Unworte – das ist auch ein seltsames Wort! – vermeiden (Aktiv-/Passivlegitimation, Gerichtsstand, Verstrickung, Verböserung, eingedenk, eine unbescholtene Frau – was ist eine bescholtene Frau? – usw.).99



Die Verfasser sind selbstkritisch genug, um einzuräumen, dass sie in ihren „Werken“ und auch in diesem Buch immer wieder selbst gegen etliche dieser Regeln verstoßen haben.

Eine ganz andere, wichtige Regel, die in Gerichtssälen oft missachtet wird, ist die Forderung, ausreichend laut zu reden. Nicht zu schnell, nicht undeutlich sprechen, nicht „nuscheln“, nicht die Hand vor den Mund halten, nicht monoton „leiern“. Häufig stehen keine Mikrofonanlagen zur Verfügung oder sie funktionieren nicht. Es kann nicht angehen, dass die „Öffentlichkeit“ hinten nicht versteht, was vorne gesprochen wird, selbst wenn es sich dabei mitunter um „gerichtsbekannte Gesichter“, manchmal – wie es scheint – sogar um Personen handelt, die sich im Saal nur aufwärmen wollen. Über zu leises Reden von Richtern haben etliche Pressevertreter gegenüber den Verfassern geklagt. Sie haben auch berichtet, dass ihre Bitten, lauter zu sprechen, bisweilen äußerst barsch abgetan wurden. „Ich verhandle nicht für die Presse“, war ein Satz, der von mehreren unabhängig voneinander zitiert worden ist. Ausreichend lautes Reden enthält aber auch „Botschaften“ auf den Meta-Ebenen. Sich derer bewusst zu sein, ist besonders für Anwälte wichtig. Verkürzt ausgedrückt: Wer laut spricht – d. h. vernehmlich, nicht überlaut, denn das kann arrogant wirken –, der hat auch etwas zu sagen. Wer laut spricht, der steht hinter dem, was er sagt. Wer laut spricht, strahlt Selbstsicherheit aus. Wer etwas klar sagt, dessen Aussageinhalt wirkt auch inhaltlich klarer und überzeugender. Wenn jemand sehr leise redet, gelten die umgekehrten Botschaften. Eine bekannte Übung, um deutlicher und langsamer zu sprechen: Man hält mit den Zähnen locker einen Korken und rezitiert dann langsam, laut und deutlich einen beliebigen Text.


48. Fazit: Ausreichend laut und deutlich reden!
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b) Fachausdrücke. Man sollte sich ständig der oben genannten Folgen bewusst sein, die durch den Gebrauch der Juristensprache entstehen. Dann wird man automatisch im Gerichtssaal einen anderen Ton anschlagen. Man wird geläufige Wörter benutzen und kurze Sätze bilden. (Echte) Fachausdrücke, z. B. Grunddienstbarkeit, zur Unzeit, verfahrensgegenständlich, Inaugenscheinnahme (was für ein Wort!) usw. wird man zu vermeiden versuchen oder „übersetzen“. Ein besonderes Problem besteht jedoch darin, dass wir viele unechte Fachausdrücke verwenden, ohne uns dessen bewusst zu sein. Worte wie „Einrede“, „Einwendung“, „fahrlässig“ oder der in der Sprache von Juristen weit verbreitete und beliebte Ausdruck „grundsätzlich“ sind auch der Auskunftsperson bekannt. Es ist aber keinesfalls sicher, dass sie das Gleiche darunter versteht. Oft haben solche unechten Fachausdrücke im allgemeinen Sprachgebrauch eine etwas andere Verwendung als im juristischen. Die meisten Mitglieder im Haus- und Grundbesitzerverein ist, sind Eigentümer eines Hauses oder einer Wohnung100.

Wir dürfen die Auskunftspersonen nicht überschätzen. Uns ist der Ablauf einer Verhandlung mitsamt ihren Ritualen vertraut; für die Zeugen, Parteien, Angeklagten hingegen ist all das sehr fremd. Selbst eine gebildete Auskunftsperson kann dadurch rasch verunsichert werden.

Einer der Verfasser hat über einen längeren Zeitraum hinweg die Angeklagten unmittelbar nach der Verkündung des Urteils befragt, welche Strafe gerade gegen sie verhängt worden sei. Zwar wird sicherlich in dieser Situation die negative Wirkung der fremden Sprache durch das „Ritual“ der Urteilsverkündung („Erheben Sie sich…“, „Im Namen des Volkes…“ usw.) und durch die aus der eigenen Betroffenheit resultierende besondere Aufregung noch weiter verstärkt. Dennoch war das Ergebnis alarmierend. Obwohl beim Amtsgericht ein vergleichsweise größerer Querschnitt der Bevölkerung, also auch viele Menschen mit einem gehobenem Bildungsgrad auf der Anklagebank anzutreffen sind (z. B. wegen Straßenverkehrsdelikten), hatten die meisten nicht verstanden, wozu sie soeben verurteilt worden waren. Bei Geldstrafen („35 Tagessätze zu jeweils 30 Euro, insgesamt also 1.050 Euro…“) konnten nur circa 15 Prozent die Endsumme nennen. Knapp die Hälfte (!) der Befragten war sich nicht einmal sicher, ob auf Geld- oder Freiheitsstrafe erkannt worden war. Relativ gut haften blieb, ob Bewährung gegeben und wie lange der Führerschein einbehalten wurde.

Wenn die Auskunftsperson etwas falsch oder anders versteht, ist ihr das nicht bewusst. Sie kennt ja das Wort und erwidert gemäß ihrem Verständnis darauf. Die juristisch vorgebildete Vernehmungsperson hatte jedoch etwas Anderes gemeint und versteht nun auch noch die Antwort anders. So können rasch Missverständnisse entstehen; vor allem bleiben sie dauerhaft unaufgedeckt.


49. Fazit: Auf unechte Fachausdrücke achten und sie vermeiden.
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c) Signalwirkung der eigenen Ausdrucksweise. Auch bei der Sprache ist der leitende Hintergedanke der gleiche: Die Auskunftsperson hat etwas, das ich, die Vernehmungsperson, von ihr erhalten will. Also muss ich mich um sie bemühen und es ihr so einfach wie möglich machen.

Wie fühlt sich wohl eine vergewaltigte Frau, die in aller Öffentlichkeit – fremde Menschen im Rücken, vielleicht ausschließlich männliche Richter in schwarzer Robe ihr gegenüber, der Angeklagte, der ihr Schlimmes angetan hat, und sein Verteidiger wenige Meter neben sich – über die traumatisierenden Ereignisse minutiös ins Detail gehend berichten muss? Sie muss es tun. Denn natürlich gilt auch bei ihr, dass von einer neutralen Anfangswahrscheinlichkeit für die Zuverlässigkeit ihrer Aussage auszugehen ist und dass sie in ihren Angaben ein ausreichendes Maß an Realkennzeichen/Realitätskriterien (z. B. gerade auch Details101) anbieten muss, um zu überzeugen.102 Es wird für die Frau sicher nicht einfacher, wenn der Richter durch die Formulierung seiner Frage, „Hat er, nachdem er sich entkleidet hatte, den Geschlechtsverkehr vollzogen?“, erkennen lässt, dass es auch ihm unangenehm ist, darüber zu reden. Derselbe Richter wird vermutlich, wenn er außerhalb der Verhandlung über den Fall spricht, sagen: „Er hat sich ausgezogen und dann hat er mit ihr geschlafen.“ Der Richter (und alle anderen) sollten sich im Gerichtssaal genauso oder erst recht so ausdrücken und nicht in eine „gestelzte“ Sprache ausweichen.

Ein Staatsanwalt fragte einmal in einem Verfahren eines der Verfasser, nachdem er bereits zuvor von „beiwohnen“ gesprochen hatte, ob „der Geschlechtsverkehr a tergo erfolgt“ sei. Nicht einmal beide Schöffen wussten, was gemeint war.

Sehr gute Erfahrungen haben die Verfasser damit gemacht, in „Vorleistung“ zu gehen. „Ist er dann gekommen?“ – Wenn der Richter sich so ausdrückt, dann darf und kann das die Auskunftsperson ebenfalls. Sie hat auf der Meta-Ebene sozusagen die Erlaubnis erhalten, solche Formulierungen zu verwenden. Vielleicht ist es für sie nun ein wenig einfacher weiterzuberichten.

Wenn sich der Richter scheut, die „Dinge beim Namen“ zu nennen, so kann das genauso gut einer der anderen Beteiligten machen. Die „Erlaubnis“, sich locker und umgangssprachlich auszudrücken, wird erteilt, indem jemand dies tut, egal wer. Es sei denn, z. B. der Verteidiger will gerade nicht, dass sich die Belastungszeugin etwas besser fühlt. Dann wird er eher bei der „sterilen“, fremden Sprache bleiben.


50. Fazit: Man kann der Auskunftsperson durch die eigene Ausdrucksweise signalisieren, wie sie reden darf.
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d) Protokollierungen. Für Opfer von Sexualdelikten, insbesondere für Kinder, ist es besonders belastend, die schlimmen Geschehnisse immer wieder und zuletzt in einem Gerichtssaal zu schildern. Vor allem deshalb hat der Gesetzgeber vor einigen Jahren Normen erlassen (§§ 58a, 255a StPO), nach denen, anders als es der so genannte Unmittelbarkeitsgrundsatz verlangt, unter bestimmten Voraussetzungen auf die erneute Vernehmung eines Zeugen in der Hauptverhandlung verzichtet werden kann. Dann muss aber die erste Vernehmung mit einem Bild-Ton-Träger aufgezeichnet worden sein. Damit wird deutlich zum Ausdruck gebracht, dass das bestmögliche Protokoll eine Filmaufnahme/Videoaufnahme ist. Ton und Bild werden unverändert aufgezeichnet. Es kann kein Streit darüber entstehen, was gesagt wurde oder wie es gemeint war, und man kann jederzeit nachprüfen, inwieweit die Aussagen durch die Vernehmungspersonen und deren Fragen beeinflusst wurden.

Wenn eine Filmaufnahme das bestmögliche Protokoll wäre, dann sollte man sich bei jedem „normalen“ Protokoll an dieser Idealvorstellung orientieren und versuchen, ihr so nahe wie möglich zu kommen.

Das bedeutet als erstes,

dass an sich auch all das, was von der Kamera an „Bildern“ festgehalten wird, wenn es wichtig sein oder werden könnte, ins Protokoll aufgenommen werden sollte. Der Gesetzgeber verlangt nicht ohne Grund eine Kamera- und keine Tonbandaufzeichnung. In Polizeiprotokollen findet man inzwischen erfreulicherweise immer häufiger Hinweise auf das Verhalten der Auskunftsperson, wie sie reagiert oder nicht reagiert hat, welche Gefühle erkennbar wurden usw. Wichtig ist zu beachten, dass ein Protokoll beschreiben und nicht bewerten soll. Dass jemand bei einer bestimmten Frage in Tränen ausgebrochen ist, gehört ins Protokoll; nicht, wie die Vernehmungsperson dies interpretiert, welchen Schluss sie daraus gezogen hat.

Das bedeutet weiterhin als zweites,

dass an sich auch das Verhalten der Vernehmungsperson, soweit dadurch auf die Auskunftsperson und ihre Angaben Einfluss genommen wird, festgehalten werden sollte. Wenn jemand eine Frage stellt, nimmt er immer, in unterschiedlichem Ausmaß, Einfluss. Wer fragt, führt. Deshalb ist eine Antwort ohne mitprotokollierte Frage nicht einmal die Hälfte wert. Oft ist sie überhaupt nicht zu gebrauchen, sondern liefert möglicherweise nur unnötiges Diskussionsmaterial. Hätte man immer auch die Frage, könnte man sich etliches Hin und Her ersparen.

Der häufig zu lesende „Vorspann“, A. Fr., Auf Frage, bringt nichts. Was gefragt wurde, ist von Interesse.

Auch, was man immer wieder liest, die Frage in die Antwort „einzuflechten“ (Wenn ich gefragt werde, …), ist unsinnig.103 Es wird der Eindruck erweckt, die Auskunftsperson habe den Inhalt ihrer Aussage von sich aus produziert, während sie tatsächlich vielleicht nur auf die in der Frage oder im Vorhalt enthaltene Suggestion oder inhaltliche Vorgabe eingegangen ist. Warum nicht gleich die Fragen protokollieren? Das ist einfacher, kaum länger und vor allem ehrlicher.

Das bedeutet schließlich als drittes,

dass das, was die Auskunftsperson sagt, so genau wie möglich ins Protokoll gelangen sollte. Keine Veränderung der Wortwahl, keine Umformulierungen, keine Strukturierung der Angaben, möglichst wenig Kürzungen.

All das ist kaum zu leisten. Erst recht nicht, wenn man allein ist. Auch da zeigt sich wieder einen Nachteil der Verkleinerung der Spruchkörper und der Verlagerungen der Verhandlungen auf Einzelrichter. Umso mehr sollte man sich an der Idealvorstellung (Filmkamera) orientieren. Allein das wird bereits zu besserer Qualität führen.

In jedem Fall entsteht ein Dilemma: Je länger man mit dem Diktat abwartet, desto schwieriger wird es, sich alles zu merken, nicht nachträglich das Gesagte zu chronologisieren usw. Je früher man die Auskunftsperson auf der anderen Seite unterbricht, desto mehr besteht die Gefahr, dass man sie aus ihrem Redefluss bringt und leitend eingreift. Eine Patentlösung gibt es nicht. Die Entscheidung muss jedes Mal neu getroffen werden.

Warum sich die meisten Richter scheuen, obwohl in den Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren die Verwendung von Tonaufnahmegeräten ausdrücklich und dringend empfohlen wird104, als Grundlage für das Protokoll die Vernehmungen auf Band aufzunehmen, können die Verfasser nicht nachvollziehen. Eine Vernehmung im forensischen Bereich läuft zum überwiegenden Teil auf der verbalen Ebene ab. Man könnte grob sagen: Etwa drei Viertel macht der Ton und ein Viertel das Bild aus. Wenn man nun den Ton zu 100 Prozent richtig aufgezeichnet hätte, welch hohe Qualität würde das Protokoll dann automatisch erlangen! In besonderen Fällen (Staatsschutzverfahren u. ä.) kommen Tonaufnahmegeräte schließlich doch zum Einsatz. Bisweilen wird als Grund genannt, man wolle anstrengende und aufreibende Diskussionen mit den Anwälten über Einzelheiten des Gesagten vermeiden. Warum dann nicht immer eine Tonaufzeichnung fertigen, um bessere Qualität zu erlangen, letztlich um gerechtere Urteile fällen zu können? Der Mehraufwand dürfte sich in Grenzen halten, denn in den meisten Fällen kommt es auf relativ kleine Teile in den einzelnen Aussagen an, die dann ggf. abgeschrieben werden müssten.


51. Fazit: Jedes Protokoll sollte dem Idealbild einer Bild- und Tonaufzeichnung so nahe wie möglich kommen.



85An dieser Stelle passt es, die Geschichte aus dem italienischen Roman wieder aufzugreifen (vgl. Kap. I. 2 am Anfang), denn auch da wird über die Protokollierung gestritten.


Der Staatsanwalt:

„Herr Vorsitzender, der Verteidiger kann einen Zeugen nicht darüber ausfragen, wie er ein Protokoll aufgenommen hat, ob er dazu ein Tonbandgerät oder einen Stift oder einen Computer benutzt hat. Das ist unzulässig!“

Der Verteidiger:

„Herr Vorsitzender, uns geht es lediglich darum, zu verstehen, wie bestimmte Aussagen protokolliert wurden. Und das nur, weil wir ausschließen möchten, dass es – wenn auch unfreiwillig, denn keiner zweifelt an der guten Absicht der Ermittler –, dass es also zu einer Beeinflussung der Zeugen oder zu Fehlinterpretationen ihrer Aussagen kam.“105

Dies führte der Rechtsanwalt später in seinem Plädoyer noch genauer aus:

„In dem besagten Protokoll finden sich Ausdrücke, wie: ‘beim Betreiben vorgenannten Gaststättenbetriebs werde ich unterstützt…’ et cetera. So drückt sich der Zeuge Renna selbstverständlich nicht aus. Und natürlich wissen wir auch nicht, welche Fragen ihm gestellt wurden. Wir wissen es nicht, weil in dem Protokoll auf die bequeme, bürokratische Formel ‘auf die Frage antwortend’ zurückgegriffen wird. Was heißt das: ‘auf die Frage antwortend’? Welche Fragen wurden dem Zeugen gestellt? Waren es Fragen, die ihn beeinflusst haben? Waren es Fragen, die eine Antwort suggerierten? Waren es Fragen, mit denen ungewollt eine Erinnerung konstruiert wurde?“106



Das Verfahren in dem Roman endete mit einem Freispruch.

Wir betonen nochmals ausdrücklich, der Autor ist ein italienischer Staatsanwalt. Er weiß, wovon er spricht; und wir alle, die Leser und Leserinnen und die Verfasser, wissen, dass seine Beobachtungen durchaus auch aus einem deutschen Gerichtssaal stammen könnten.

Möge dieses Buch ein kleiner Beitrag sein zur Verbesserung der hohen, aber niemals genügend hohen Qualität der Arbeit, die wir Juristen und Juristinnen leisten.








Kapitel II.Wahrheit oder Lüge


86Das Gesetz verwendet zwar den Begriff des Irrtums107, aber an keiner Stelle das Wort „Lüge“, sondern nur den Begriff der Täuschung108. Lüge ist die bewusste eindeutige Falschbehauptung. Das Gesetz kennt übrigens Falschbehauptung nicht nur als ein Verhalten der Auskunftsperson, sondern auch der Vernehmungsperson: Diese verwendet eine Falschbehauptung als Mittel der Täuschung. Das ist nach § 136a StPO unzulässig.109 Der Begriff der Täuschung wird oftmals umschrieben als ausdrückliche oder schlüssige Behauptung unwahrer Tatsachen mit dem Ziel der Einwirkung auf das Vorstellungsbild eines anderen.110

Wir verstehen unter einer „Lüge“ entsprechend dem allgemeinen Sprachgebrauch eine falsche Aussage, mit der andere bewusst getäuscht werden sollen. Im Gegensatz hierzu kann eine „Täuschung“ auch ohne eine Aussage durch konkludentes Handeln begangen werden. Die strafrechtlichen Aussagedelikte der §§ 153 ff. StGB setzen im Vorsatzbereich eine Lüge voraus, im Fahrlässigkeitsbereich neben anderen „subjektiven“ Voraussetzungen einen Irrtum des Aussagenden.

Den Begriff der Wahrheit verstehen wir in der Aussagepsychologie als Gegensatz zur Lüge, also im Sinne der subjektiven Wahrheit des Aussagenden und nicht im philosophischen Sinne einer objektiven Richtigkeit der Aussage. Selbst wenn jemand lügt, kann das Geschehen sich dennoch so wie geschildert ereignet haben – nur hat es die lügende Auskunftsperson nicht selbst miterlebt. Im allgemeinen Sprachgebrauch wird auch der Begriff der „Unwahrheit“ verwendet, und zwar häufig in dem Sinne, dass die Aussage objektiv falsch, der sich Äußernde sich dessen aber nicht bewusst ist – er irrt also. Wir verwenden hier diesen Begriff nicht, sondern den des Irrtums.

Die Zeugenbelehrung mit der Ermahnung zur Wahrheit (§ 395 Abs. 1 ZPO, § 57 S. 1 StPO) kann den Begriff der Wahrheit nur im oben dargestellten subjektiven Sinne meinen. Gleiches gilt für alle Rechtsnormen, die eine Person zu wahrheitsgemäßen Angaben verpflichten, wie beispielsweise § 13 Abs. 1 SG, wonach der Soldat in dienstlichen Angelegenheiten die Wahrheit sagen muss. Demgegenüber verfolgt die StPO das Prinzip der materiellen – und damit objektiven – Wahrheitserforschung nach § 155 Abs. 2, die auch bei einer Verständigung zwischen Gericht und Verfahrensbeteiligten nach § 257c StPO nicht unterbleiben darf. Als unerlässliche Voraussetzung der Verwirklichung des Schuldprinzips unterliegt die Pflicht zur bestmöglichen Erforschung der materiellen Wahrheit nicht der Disposition des Gesetzgebers.111

Die ZPO schränkt den Wahrheitsbegriff im Hinblick auf den formalen Wahrheitsbegriff mit Bindung des Gerichts an den Parteivortrag und die Anträge ein.

Im prozessualen Alltag geht es bei der Beweiswürdigung in aller Regel112 nicht darum, ob die Beweisaufnahme zur positiven Feststellung geführt hat, dass eine Auskunftsperson gelogen – also bewusst die Unwahrheit gesagt – hat; sondern darum, ob der jeweilige Beweisführer – die Staatsanwaltschaft oder die beweisbelastete Partei – mit der von ihm initiierten Aussage den ihm obliegenden Beweis hat führen können oder nicht.

Die nachfolgende Grafik verdeutlicht den weiten Weg der gedanklichen Arbeit und Entscheidungsfindung von der Aussage bis hin zur gerichtlichen Feststellung, dass die Aussage zuverlässig ist. Die Prüfungsschritte werden anschließend näher erläutert.
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1.Zwei Prüfungsschritte


87Die richterliche Aufgabe der Wahrheitsfindung erfordert zwei Prüfungsschritte, nämlich zunächst die Fragestellung, ob die Auskunftsperson jedenfalls subjektiv die Wahrheit gesagt hat, und sodann die gänzlich anders geartete Frage, ob bei subjektiv wahrer Aussage die Erinnerung frei von Irrtum ist.







a) Subjektive Wahrheit. Der grundlegende Ansatz muss sein: Wir suchen bei der Prüfung, ob eine Auskunftsperson die Wahrheit gesagt oder gelogen hat, in erster Linie nicht nach der Lüge, sondern nach der Wahrheit; wir suchen nach Argumenten, die dafür sprechen, dass die zu beurteilende Aussage der subjektiven Wahrheit entspricht, denn eine Verurteilung – gleich ob im Zivil- oder Strafprozess – aufgrund einer Zeugenaussage kann nur in Betracht kommen, wenn diese Aussage zur Überzeugung des Gerichts der Wahrheit entspricht. Dies dürfte unmittelbar einleuchten. Kann das Gericht nicht feststellen, dass die Auskunftsperson jedenfalls subjektiv die Wahrheit gesagt hat, kann es seine Überzeugung von der Richtigkeit der bekundeten Tatsachen aufgrund dieser Aussage schon denklogisch nicht gewinnen. Die Aussage wird in aller Regel für die Überzeugungsbildung irrelevant sein; wenn dies aber so ist, spielt es keine Rolle für die Entscheidung, ob das Gericht sich sogar davon hat überzeugen können, die Auskunftsperson habe subjektiv die Unwahrheit gesagt – also gelogen.

Verbleibende Zweifel des Gerichts reichen aus, den Beweis als nicht geführt anzusehen, wenn nicht andere Beweismittel den Beweis erbringen. Deshalb muss in einem Zivilprozess das Berufungsgericht, wenn es anhand der Akten und insbesondere dem Protokoll der erstinstanzlichen Zeugenaussage im Gegensatz zum Erstgericht Zweifel an der Glaubwürdigkeit des Zeugen oder an der Glaubhaftigkeit der Aussage hat, den Zeugen erneut vernehmen.113
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b) Irrtumsfreiheit. Lässt sich feststellen, dass eine Aussage wahr ist, stellt sich die Frage nach der Zuverlässigkeit der Erinnerung der aussagenden Person und damit nach der – in Kapitel III ausführlich zu erörternden – Irrtumsfreiheit ihrer Wahrnehmung und ihrer Erinnerung.

Für die Beurteilung, ob eine Aussage zuverlässig ist, kommt es nicht auf die eher zufällige formale Stellung als Partei bzw. Angeklagter oder als Zeuge an, sondern auf die innere Wertigkeit der Äußerung, den persönlichen Gesamteindruck, die Art und Weise der Bekundung, die innere Wahrscheinlichkeit der Schilderung (Plausibilität) und viele andere Kriterien114.

Dies hilft freilich bei der Überzeugungsbildung im Einzelfall nicht weiter. Wie man aus dem „persönlichen Gesamteindruck“, aus „der Art und Weise der Bekundungen“ einer Auskunftsperson (relativ) rational und vor allem zuverlässig(er) Lügen von (irrtumsfreier) Wahrheit trennen kann, das ist Thema dieses Kapitels.








2.Allgemeine Glaubwürdigkeit


89„Ist der Auskunftsperson eine Lüge zuzutrauen?“, „Hat die Person ein unmittelbares oder mittelbares Interesse am Prozessausgang?“ – Solche Fragen werden traditionell in zahlreichen Beweiswürdigungen abgehandelt.115 Sie betreffen nicht den Inhalt der konkreten Aussage, sondern deren Umfeld und Zustandekommen. Hinzu kommen manchmal Symptome der Aussagesituation (körpersprachliche Merkmale), die jedoch meist nur unbewusst in die richterliche Meinungsbildung einfließen und – jedenfalls im Zivilprozess – selten in den Entscheidungen abgehandelt werden.

Hierzu hat der Bundesgerichtshof ausgeführt, es gehe nicht „um die Frage nach einer allgemeinen Glaubwürdigkeit … im Sinne einer dauerhaften personalen Eigenschaft. Es geht vielmehr um die Beurteilung, ob auf ein bestimmtes Geschehen bezogene Angaben zutreffen, d. h. einem tatsächlichen Erleben … entsprechen.“116 (Glaubhaftigkeit der Angaben bzw. der Aussage). Diesem ursprünglich strafprozessual geprägten Verständnis hat sich der u. a. für das Schadensersatzrecht zuständige 6. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in einer Entscheidung zur Ungeeignetheit von Lügendetektoren angeschlossen.117 Psychologen hatten schon seit den 1950er-Jahren darauf verwiesen, dass das Konstrukt einer auf die Person bezogenen allgemeinen Glaubwürdigkeit problematisch ist, weil es nicht gelingen kann, eine eindeutige Definition von allgemeiner Glaubwürdigkeit i.S. eines Eigenschaftskonzeptes zu erstellen. Stattdessen besteht die Aufgabe bei der Wahrheitsfindung darin, die konkrete Aussage auf ihre Glaubhaftigkeit zu untersuchen. Der Begriff der Glaubhaftigkeit wird hier – wie es auch in Literatur und Rechtsprechung heute vorherrschend ist – dem Begriff der speziellen Glaubwürdigkeit vorgezogen, weil letztgenannter Begriff den Anschein erwecken könnte, dass es doch nicht um die Angaben, sondern um eine Eigenschaft der Person gehe.118

Fatalerweise besitzen Juristen eine weit überdurchschnittlich hohe Selbsteinschätzung, was ihre Fähigkeit angeht, Lügen von Wahrheit unterscheiden zu können. Bei von den Verfassern in sehr großer Anzahl durchgeführten entsprechenden Tests liegt ihre tatsächliche „Trefferquote“ freilich nur im durchschnittlichen Bereich, i.e. knapp über der Zufallserwartung.119

Auch hat sich gezeigt, dass eine lange Berufserfahrung nicht zu einer besseren Beurteilung von Aussagen auf ihren Wahrheitsgehalt hin führt. „Manche halten das für Erfahrung, was sie zwanzig Jahre lang falsch gemacht haben“, hat George Bernard Shaw einmal gesagt; ähnlich Charles F. Kettering120: „Wenn du etwas so machst, wie du es seit zehn Jahren gemacht hast, dann sind die Chancen recht groß, dass du es falsch machst.“ Den Juristen fehlt im Fall von erfolgreichen Täuschungen praktisch immer eine Aufdeckung der falschen Aussage (sie wurden ja getäuscht), so dass schon von daher kein nennenswerter Lerneffekt eintreten kann.

In den USA spielen nach wie vor die mittels des so genannten Lügendetektors gemessenen körperlichen Reaktionen auf die Aussagesituation eine gewisse, wenn auch immer mehr nachlassende Rolle. Für unser Rechtssystem hat der Bundesgerichtshof dies – basierend auf einer Analyse der Funktionsweise der Geräte und der angewandten Testverfahren – richtigerweise für grundsätzlich unzulässig erklärt: „Die … polygraphische Untersuchung (ist) nach dem mit den Sachverständigen erörterten wissenschaftlichen Kenntnisstand ein völlig ungeeignetes Beweismittel i. S. d. § 244 Abs. 3 Satz 2, 4. Alternative StPO.“121

In seiner neueren Rechtsprechung hat der BGH seine Auffassung hierzu bekräftigt. Die grundsätzlichen Einwände betreffend den sog. Kontrollfragentest bestünden uneingeschränkt weiter, auch unter Berücksichtigung neuerer psychologischer Untersuchungen in Deutschland (H. Offe/S. Offe, MschKrim 2004, 86) und im Ausland (Honts/Raskin/Kircher in Faigman/Saks/Sanders/Cheng, Modern Scientific Evidence, The Law and Science of Expert Testimony, Volume 5 [2009], S. 297 ff.).122

Die zivilrechtliche Rechtsprechung hat sich der strafrechtlichen Rechtsprechung zur Ungeeignetheit des Polygraphentests schon früh anschlossen123 und sogar die Niederschlagung der Kosten eines gleichwohl auf Antrag eingeholten Gutachtens wegen unrichtiger Sachbehandlung nach § 16 KostO für erforderlich gehalten.124 Die polygraphische Untersuchung stellt auch kein in einem Zivilrechtsstreit geeignetes Beweismittel zur Entkräftung der tatsächlichen Feststellungen eines Strafurteils dar.125

Hauptansatzpunkt der Überlegungen und Schwerpunkt der Erörterungen müssen nach der neueren Rechtsprechung Merkmale bzw. Kriterien sein, die sich aus der Aussage für die – jedenfalls subjektive – Wahrheit bzw. eine Lüge herleiten lassen. Deshalb haben sich auch die empirischen Sozialwissenschaften intensiv damit befasst.

Ein „Abriss“ der geschichtlichen Entwicklung findet sich bei Arntzen126, der selbst einige Kriterien hinzugefügt, andere modifiziert oder präzisiert hat, oder auch bei Greuel, Offe, Fabian, Wetzels, Fabian, Offe, Stadler127 oder bei Eisenberg128.
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a) Beurteilung als richterliche Aufgabe. Fast allen soeben genannten Autoren ist gemeinsam, dass es sich bei ihnen um psychologische Sachverständige handelt. Sie beziehen ihr forensisches „Material“ ausschließlich oder zumindest in erster Linie aus Gutachten, die sie in Prozessen zur Frage der Glaubhaftigkeit der Angaben von Prozessbeteiligten erstellt haben. Solche im Gerichtsalltag noch immer häufig unscharf als Glaubwürdigkeitsgutachten129 bezeichneten Aussageüberprüfungen, in die natürlich auch personale Hintergründe der betreffenden Auskunftsperson (z. B. Sprachbegabung, Suggestibilität und vieles mehr) sowie weitere Aspekte (etwa die Aussagegenese) mit einfließen, werden von den Gerichten aber nur in ganz besonders gelagerten Fällen in Auftrag gegeben. Denn grundsätzlich ist es die ureigenste Tätigkeit und Aufgabe von Richtern, die Zuverlässigkeit von Angaben zu überprüfen und damit festzustellen, ob eine Auskunftsperson die Wahrheit sagt oder nicht. Wie auch bei Sachverständigen in anderen Bereichen, wie z. B. für technische Fragen, ist es „nicht Aufgabe des Sachverständigen, darüber zu befinden, ob die zu begutachtende Aussage wahr ist (in dem Sinne, dass sich das geschilderte Geschehen zugetragen hat) oder nicht; dies ist dem Tatrichter vorbehalten. Der Sachverständige soll vielmehr dem Gericht die Sachkunde vermitteln, mit deren Hilfe es die Tatsachen feststellen kann, die für die Beurteilung der Glaubhaftigkeit wesentlich sind.“130 Daher begründet ein überzeugendes Glaubhaftigkeitsgutachten auch keine „Außenbestätigung“ der Zeugenaussage, sondern es zerstreut Qualitätsmängel der bisherigen Aussage oder Besorgnisse um solche, derenthalben das Gutachten in Auftrag gegeben worden ist. 131

Juristen verfügen auch grundsätzlich in ausreichendem Maß über die dafür erforderlichen Fachkenntnisse. So behauptet es zumindest die höchstrichterliche Rechtsprechung132: „Die Würdigung von Zeugenaussagen gehört zwar zum Wesen richterlicher Rechtsfindung. Das gilt nicht nur bei erwachsenen Zeugen, sondern regelmäßig auch für die Aussage eines Kindes oder eines jugendlichen Zeugen … Die Hinzuziehung eines Sachverständigen ist aber dann geboten, wenn der zur Aburteilung stehende Sachverhalt (die Person133) ausnahmsweise solche Besonderheiten aufweist, dass Zweifel daran aufkommen können, ob die Sachkunde des Gerichts auch zur Beurteilung der Glaubwürdigkeit unter den gegebenen besonderen Umständen ausreicht.“ „Eine Jugendkammer darf sich gerade bei der Beurteilung der Glaubwürdigkeit jugendlicher und kindlicher Zeugen eine besondere Sachkunde zutrauen. Der Hinzuziehung eines Sachverständigen bedarf es nur, wenn die Eigenart und besondere Gestaltung des Falles eine Sachkunde erfordert, die ein Richter (auch mit speziellen forensischen Erfahrungen) normalerweise nicht hat.“134 Dagegen kann nach ständiger Rechtsprechung der Strafsenate des Bundesgerichtshofs135 regelmäßig davon ausgegangen werden, „dass Berufsrichter über diejenige Sachkunde bei der Anwendung aussagepsychologischer Glaubwürdigkeitskriterien verfügen, die für die Beurteilung von Aussagen auch bei schwieriger Beweislage erforderlich ist, und dass sie diese Sachkunde den beteiligten Laienrichtern vermitteln können“. Die Annahme eigener Sachkunde des Gerichts erfordert daher eine nähere Darlegung nur bei notwendigem Spezialwissen.136

Ein Gutachten zur Zuverlässigkeit der Angaben unter dem Gesichtspunkt der Aussagetüchtigkeit wurde vom Bundesgerichtshof im Falle einer „seinerzeit alkoholbedingt handlungsunfähigen Geschädigten“ gefordert.137 Qualitative Mängel der Beweiswürdigung eines Strafurteils zur Thematik der Aussagetüchtigkeit können im Revisionsverfahren zur Aufhebung des Schuldspruchs führen.138

Dem hat das BVerfG zugestimmt139: „Da die Beweiswürdigung einen Teil der strafrechtlichen Rechtsanwendung bildet – vgl. § 261 StPO – und sich dabei stellende aussagepsychologische Fragen keine abgelegene, sondern eine für Richter ebenso wie für Anwälte zentrale, in der juristischen Fachliteratur ausführlich abgehandelte Materie darstellen, … ist die Auffassung des Landgerichts nachvollziehbar, zur Würdigung der Zeugenaussagen sei – mangels besonderer, zusätzliche psychologische Kenntnisse erfordernder Umstände – eine kostenverursachende Inanspruchnahme sachverständiger Hilfe nicht erforderlich gewesen.“ Nur in Ausnahmefällen, eben dann wenn ganz besondere Umstände hinzukommen, sollen oder müssen sich Richter der Hilfe von Sachverständigen bedienen. Solche „Ausnahmefälle“ können beispielsweise bei geistiger Erkrankung oder bei Wahrnehmungsstörungen vorliegen (z. B. monatelange ambulante und stationäre psychiatrische Behandlung sowie Antrag auf Entmündigung).140

Zivilgerichte sowie die Fachgerichte beauftragen äußerst selten aussagepsychologische Gutachter. Dies führt dazu, dass der Erfahrungshorizont der Sachverständigen in diesen Bereichen üblicherweise gering ist.
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b) Besondere Verfahrenssituationen. Das bedeutet nun aber, dass die psychologischen Fachkräfte in aller Regel lediglich in solchen besonders gearteten Verfahren zu Rate gezogen werden und somit aus solchen „besonderen“ Verfahren ihr forensisches Material beziehen. Nahezu ausschließlich handelt es sich dabei um Strafverfahren, denen in den meisten Fällen Sexualdelikte zugrunde liegen. Denn in diesem Bereich sind die Gerichte, nachdem oftmals keine anderen Beweismittel vorliegen, meist ausschließlich auf die Bewertung der Aussagen von Täter und Opfer angewiesen. Darüber hinaus werden Gutachten in Auftrag gegeben, wenn es um die Bewertung der Angaben kleinerer Kinder geht; auch diesen Verfahren liegt sehr häufig der Vorwurf eines Sexualdelikts zugrunde.

Man kann mit Sicherheit davon ausgehen, dass es im Bereich der Missbrauchs- und Sexualdeliktsdelinquenz mitunter zu Besonderheiten, sei es im Aussageverhalten, sei es aber auch im Hinblick auf die Inhalte der Angaben der Beteiligten kommt. Beispielsweise wird vermehrt das so genannte Kerngeschehen141, diejenigen Handlungsteile, die die Auskunftsperson am nachhaltigsten erlebt hat und woran sie sich deshalb gewöhnlich besonders gut erinnern kann, nahe bei der Verwirklichung der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale liegen. Wenn die Auskunftsperson innerhalb gewisser zeitlicher Abstände mehrfach dazu vernommen wird, sind bei wahrheitsgemäßer Geschehensschilderung Veränderungen an diesen Stellen eher weniger zu erwarten. Bei anderen Deliktsgruppen, erst recht in anderen Rechtsgebieten, mögen dagegen Kerngeschehen und juristisch relevante Geschehensteile mitunter weit auseinander fallen. Die Psychologen müssen ihre aus dem Sexualdeliktsbereich gewonnenen Erkenntnisse auf alle anderen Deliktsgruppen und auf Zivilverfahren übertragen.

Es liegt auf der Hand, dass bei der Prüfung der Zuverlässigkeit eines Berichts über die Einigung bei einem Vertragsabschluss oder über das Verfolgungsschicksal eines Asylantragstellers aus vielerlei Gründen andere Gesichtspunkte greifen. Die Anforderungen an die Qualität der Aussagen mögen im Wesentlichen gleich sein. Die Art und Weise, wie man diese Qualität der Aussage feststellt, und die gesamten zusätzlichen Umstände, die in die Prüfung auf Zuverlässigkeit der Angaben (hinsichtlich Wahrheitsgehalt und Irrtumsfreiheit) mit einfließen, sind jedoch nicht selten ganz andere als bei den Missbrauchs- und Sexualdelikten. Eine Übertragung oder auch nur eine Verallgemeinerung der in diesem Bereich gewonnenen Erkenntnisse auf sämtliche anderen Rechtsgebiete erscheint deshalb zumindest problematisch.
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c) Persönlichkeitsbezogene Bewertung. Es ist heute anerkannt, dass eine berufliche oder gesellschaftliche Reputation kein wichtiges und erst recht kein rationales Argument dafür sein kann, ob diese Person die Wahrheit gesagt hat oder nicht. Die Frage, ob der jeweiligen Auskunftsperson generell eine Lüge zuzutrauen ist, verkennt die allgemeine Lebenserfahrung, dass jeder hin und wieder lügt; dies wird gelegentlich gesellschaftlich angemessen sein und niemandem schaden. Vor einer direkten Schädigung einer individuellen Person durch eine bewusste Falschaussage wird dagegen mancher zurückschrecken.
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d) Identifikation mit einem Prozessbeteiligten. Bei Aussagen im Rahmen gerichtlicher Auseinandersetzungen spielt nicht selten die Identifikation142 mit der Firma, für die man arbeitet, bzw. dem „Chef“ eine Rolle. Firmen, die Geschäftsvorgänge durch Mitarbeiter erledigen lassen, haben prozessual oftmals einen Vorteil gegenüber beispielsweise dem kleinen Handwerksbetrieb: Sie können einen oder mehrere Zeugen benennen, während auf der Gegenseite der Inhaber – also die Partei des späteren Zivilprozesses – die Verhandlungen geführt hat.143
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e) Fehlende Identifizierung mit anonymen Institutionen. Weniger häufig finden sich moralische Bedenken der Auskunftsperson, in einem Rechtsstreit unwahre Angaben zu machen, wenn damit „nur“ einer anonymen Institution – wie beispielsweise einem Kreditinstitut, einer Versicherungsgesellschaft oder „dem Staat“ – geschadet wird.

Es können in solchen Fällen zusätzlich gewisse „innere Rechtfertigungen“ wirksam werden. Wer seit vielen Jahren Versicherungsprämien bezahlt und noch nie einen Schaden gemeldet hat, kann das „Gefühl“ haben, der Versicherer „schulde“ ihm die Erstattung des Schadensbetrags selbst dann, wenn nicht alle Voraussetzungen einer Leistungspflicht erfüllt sind. Vorurteile wie: „Versicherungen drücken sich immer durch das Kleingedruckte vor der Zahlungspflicht“ oder „Versicherungen machen, wie man an ihren Glaspalästen sieht, das große Geschäft“, unterstützen diese Einstellung und senken die Hemmschwelle, die Angaben über den genauen Ablauf des schädigenden Ereignisses an die Bedingungen für eine Leistungspflicht „anzupassen“.

Natürlich können auch handfeste Motive für eine Lüge vorliegen, beispielsweise wenn es – unmittelbar oder mittelbar – um den eigenen Geldbeutel oder auch die eigene Ehre bzw. Reputation geht.
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f) Zivilprozessuale Besonderheiten – Parteivernehmung und -anhörung. Die Zivilprozessordnung regelt die Parteivernehmung sehr restriktiv und behandelt sie als subsidiär gegenüber der Vernehmung von Zeugen.144 Sowohl die Vernehmung des Gegners nach §§ 445, 446 ZPO als auch des Beweispflichtigen nach § 447 ZPO sind an in der Praxis selten erfüllte Voraussetzungen geknüpft, die die Zeugenvernehmung nicht kennt. Die Vernehmung von Amts wegen nach § 448 ZPO ist nur vorgesehen, wenn die Verhandlung und bisherige Beweisaufnahme einen Anfangsbeweis, nämlich eine gewisse Wahrscheinlichkeit für die Richtigkeit des streitigen Parteivortrags, erbracht hat. Häufig wird in diesem Zusammenhang die Formulierung gewählt, Voraussetzung der Parteivernehmung von Amts wegen sei „einiger Beweis“, ein „Anfangsbeweis“ oder  „Anbeweis“.145 Erheblich eingeschränkt ist die Parteivernehmung gemäß § 536 ZPO auch im Berufungsrechtszug.

Allerdings hat die Parteianhörung gleichermaßen wie die Parteivernehmung durch die Rechtsprechung eine starke Aufwertung erfahren. Angeregt durch eine Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte146 haben sich Rechtsprechung und Literatur intensiv mit den verfassungsrechtlichen Anforderungen an das zivilprozessuale Beweisrecht im Hinblick auf die Fälle der so genannten Vier-Augen-Gespräche befasst. Unter Vier-Augen-Gesprächen versteht man in diesem prozessualen Sonderfall die Konstellation, in der einer Partei ein Mitarbeiter als Zeuge zur Verfügung steht, während die andere Partei die Verhandlung selbst geführt hat und daher in Beweisnot ist.

Der Bundesgerichtshof hat die Anforderungen an die Zulässigkeit einer Parteivernehmung abgesenkt und den Anwendungsbereich sowie den Beweiswert einer Parteianhörung erweitert. So sieht es auch das Bundesverfassungsgericht: „Art. 103 Absatz 1 GG gebietet ein Ausmaß an rechtlichem Gehör, das sachangemessen ist, um den in bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Erfordernissen eines wirkungsvollen Rechtsschutzes gerecht zu werden… Insbesondere müssen die Beteiligten einer bürgerlichen Rechtsstreitigkeit die Möglichkeit haben, sich im Prozess mit tatsächlichen und rechtlichen Argumenten zu behaupten.“147

Der Bundesgerichtshof hat hierzu grundlegend ausgeführt: „Dem Grundsatz der Waffengleichheit kann dadurch genügt werden, dass die durch ihre prozessuale Stellung bei der Aufklärung des Vier-Augen-Gesprächs benachteiligte Partei nach § 141 ZPO persönlich angehört wird. Nach ständiger Rechtsprechung ist das Gericht nicht gehindert, im Rahmen der Würdigung des gesamten Inhalts der Verhandlungen und des Ergebnisses der Beweisaufnahme einer Parteierklärung, auch wenn sie außerhalb einer förmlichen Parteivernehmung erfolgt ist, den Vorzug vor den Bekundungen eines Zeugen zu geben.“148 Maßgeblich dafür, ob eine Parteianhörung rechtlich geboten ist, ist die Frage, ob diese bzw. eine förmliche Parteivernehmung zur Wahrung der Rechte dieser Partei und der Waffengleichheit erforderlich ist.

Die Erforderlichkeit wiederum bemisst sich nach der Beweisnot der Partei. Das Gebot rechtsstaatlichen Verfahrens in der Gestalt einer effektiven Rechtsschutzgewährung gebietet es, jedenfalls derjenigen Partei, die sich keine weiteren Beweismittel für eine von ihr zu beweisende Tatsache hat verschaffen können, diese Möglichkeit nicht zu verschließen.

Beispiel: Es kann bei Nichtbeachtung einen zur Zurückverweisung führenden erheblichen Verfahrensmangel bedeuten, wenn das Erstgericht im Rahmen der Aufklärung, ob ein Verkehrsunfall die vom Kläger behaupteten Verletzungsfolgen hatte, es unterlässt, diesen anzuhören. Hat keine der Parteien einen Zeugen und lässt sich der Hergang nicht durch sachliche Beweismittel klären, so gebietet es der Grundsatz des fairen Verfahrens, dass beide Parteien gleichermaßen angehört werden.149 Diese Grundsätze gelten nicht nur für das Unfallgeschehen selbst, sondern auch für die Verletzungsfolgen und hier insbesondere dafür, jeweils ab wann und wie lange er welche Schmerzen verspürte. Denn nur hierauf basierend kann das Gericht – sachverständig beraten – sich auf hinreichend gesicherter Tatsachenbasis eine fundierte Meinung dazu bilden, ob nach dem Maßstab des § 286 ZPO bezüglich der Primärverletzung und nach dem Maßstab des § 287 ZPO bei Sekundärschäden ein hinreichender Beweis geführt ist. Es versteht sich von selbst, scheint jedoch in der forensischen Praxis durchaus nicht völlig üblich zu sein, dass das Gericht dem Sachverständigen in der Beauftragung den jeweils anzuwendenden Prüfungsmaßstab sowie die jeweilige Beweislastverteilung mitteilt, damit es nicht passiert, dass der Sachverständige meint, es sei im Zivilprozess – ähnlich wie im Strafprozess oder Sozialgerichtsprozess – bei Sekundärschäden der Vollbeweis nach § 286 ZPO zu führen. Die Glaubhaftigkeitsprüfung der Angaben der Partei bezüglich der von ihr beschriebenen Beschwerden steht in solchen Fällen regelmäßig in Zusammenhang mit dem eingeholten biomechanischen oder medizinischen Gutachten insoweit, als das Gutachten in der Lage ist, die Glaubhaftigkeit der Angaben der Partei zu stützen oder umgekehrt zu minimieren, je nachdem, ob das von der Partei beschriebene Beschwerdebild sich mit dem Ausmaß der Belastungen in Einklang bringen lässt.

Zwar ist grds. der Beweisnot der Partei ohne eigenen Zeugen durch eine dieser Verfahrensmittel Rechnung zu tragen. Die im Termin anwesende Partei muss aber von sich aus ihre Darstellung des umstrittenen Sachverhalts in den Rechtsstreit einbringen; gibt sie nach einer Zeugenvernehmung von sich aus keine Stellungnahme ab, muss das Gericht anschließend keine Parteianhörung vornehmen.150

Dem hat jüngst das BVerfG zugestimmt: Wenn der Partei das Ergebnis der Vernehmung der vom Prozessgegner benannten Zeugen bekannt ist und sie auf Grund ihrer Anwesenheit bei der Beweisaufnahme oder in einem nachfolgenden Termin in der Lage war, ihre Darstellung vom Verlauf eines Vier-Augen-Gesprächs durch eine Wortmeldung nach § 137 Abs. 4 ZPO persönlich vorzutragen, besteht eine Notwendigkeit für eine Parteianhörung von Verfassungs wegen nicht.151

Eine Parteianhörung ist – neben ggf. einzuholenden Sachverständigengutachten – auch zur Wahrheitsfindung unter dem reduzierten Beweismaß des § 287 ZPO bei der sog. haftungsausfüllenden Kausalität erforderlich, wenn es darum geht, welche körperlichen Beeinträchtigungen aufgrund eines Unfalls eingetreten sind. Denn nur über seine eigenen Angaben hierzu in Verbindung mit den sich hieraus ergebenden sachverständigen Schlussfolgerungen ist der Unfallgeschädigte in der Lage, den Beweis der Kausalität zwischen Unfall und geklagten Unfallfolgen zu führen.152

Wird eine Partei zu einem streitigen Vorgang angehört, so gebietet es der Grundsatz der „Waffengleichheit“, dass auch die andere Partei angehört wird.153 In der Literatur für Rechtsanwälte wird daher die Empfehlung ausgesprochen, sich auf prozesstaktisch richtiges Vorgehen im Rahmen der Parteivernehmung  von Amts wegen gemäß § 448 ZPO zu konzentrieren.154

Die Befragungsreihenfolge der Partei einerseits und der Gegenzeugen andererseits wird nach allem, was Richter und Rechtsanwälte den Verfassern in deren Seminaren berichten, äußerst unterschiedlich gehandhabt. Häufig wird – überraschenderweise auch von Rechtsanwälten – mit einem angeblich geringeren Beweiswert und daher einer nur sekundären Bedeutung des Beweiswerts der Parteianhörung oder Parteivernehmung argumentiert. Daraus ergebe sich die Notwendigkeit, über die Frage einer Parteianhörung oder -vernehmung erst dann zu entscheiden, wenn die Zeugenvernehmung bereits beendet ist. Dies erscheint unter dem Blickwinkel der später vorzunehmenden Beweiswürdigung sowie der rechtlichen Rahmenbedingungen der Parteiöffentlichkeit der Beweisaufnahme nach § 357 Abs. 1 ZPO in mehrfacher Hinsicht zweifelhaft. Zum einen: Wie in dieser Randnummer bereits ausgeführt, hat die Rechtsprechung die Bedeutung und den Beweiswert der Bekundungen der Parteien verstärkt. Zum anderen sieht die ZPO keine Möglichkeit vor, einer Partei die Anwesenheit im Verhandlungssaal während den Zeugenvernehmungen zu versagen. Die Partei kann vom Gericht also lediglich gebeten werden, während einer Zeugenvernehmung den Saal zu verlassen; eine gesetzliche Handhabe, dies zur Erreichung einer wahrheitsgemäßen Aussage zu erzwingen, ist entgegen der Regelung des § 247 StPO155 nicht vorgesehen. Erst recht nicht vorgesehen ist diese Möglichkeit, wenn es darum geht, die später zu vernehmende Partei während der Zeugenvernehmung aus dem Sitzungssaal zu verweisen, um eine unverfälschte Aussage bei deren Vernehmung bzw. Anhörung zu erreichen. Richter sollten daher die Parteianhörung vor der Zeugenvernehmung durchführen, Anwälte sollten das Gericht gegebenenfalls dazu drängen.
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g) Persönlicher Eindruck und Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme. In allen Verfahrensarten gilt: Wenn zu einer umfassenden Beurteilung der Zuverlässigkeit einer Aussage auch der persönliche Eindruck gehört, den die Auskunftsperson auf das Gericht gemacht hat, so müssen alle an der Entscheidung beteiligten Richter den persönlichen Eindruck gewonnen haben, womit ein Richterwechsel grundsätzlich ausscheidet.156 Das gilt in allen Verfahrensarten, im besonderen Maße jedoch für das Strafverfahren und den Verwaltungsprozess, und dort vor allem bei Asylverfahren, auf die noch einzugehen sein wird.157

Besonderheiten des Zivilprozesses:





aa) Richterwechsel. Im Zivilprozess ergibt sich der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme aus § 355 Abs. 1 ZPO. Nach Richterwechsel ist eine Wiederholung der Zeugenvernehmung jedoch nicht immer erforderlich, weil Niederschriften von Zeugenaussagen im Wege des Urkundenbeweises durch Auswertung des Vernehmungsprotokolls verwertet werden können. Dies setzt die Zustimmung der Parteien nicht voraus. Auch  der Widerspruch einer Partei steht nicht entgegen. Unzulässig wird die Verwertung der früheren Aussage im Wege des Urkundenbeweises anstelle von der Vernehmung im anhängigen Verfahren aber dann, wenn eine Partei zum Zwecke des unmittelbaren Beweises die Vernehmung dieses Zeugen beantragt. „Eine Partei“ bedeutet: Der Antrag kann wirksam auch vom Beweisgegner gestellt werden. In dem Antrag muss auch nicht dargelegt werden, dass und weshalb den protokollierten Aussagen der Zeugen nicht gefolgt werden könne. Vielmehr haben die Parteien gem. §§ 355, 373 ZPO einen gesetzlichen Anspruch auf eine direkte Vernehmung. Der BGH betont in diesem Zusammenhang in einer neueren Entscheidung ausdrücklich „die offenkundigen Schwächen der urkundenbeweislichen Verwertung von Zeugenaussagen – fehlender persönlicher Eindruck von den Zeugen, fehlende Möglichkeit, Fragen zu stellen und Vorhalte zu machen, fehlende Möglichkeit der Gegenüberstellung.158 Allerdings darf das Gericht in einem solchen Fall bei der Beweiswürdigung nur das berücksichtigen, was auf der Wahrnehmung aller an der Entscheidung beteiligten Richter beruht oder aktenkundig ist und wozu die Parteien sich erklären konnten. Dies gilt auch, wenn das Gericht den persönlichen Eindruck eines Zeugen zur Beurteilung seiner Glaubwürdigkeit heranziehen will. Deshalb sind nicht in das Verhandlungsprotokoll aufgenommene Eindrücke nach Richterwechsel nicht verwertbar.159 Es genügt auch nicht, dass die übrigen Kammermitglieder den neuen Richter formlos von den persönlichen Eindrücken unterrichten; der Eindruck muss persönlich gewonnen werden oder es muss – was selten der Fall sein wird – auf eine aktenkundige und der Stellungnahme durch die Parteien zugängliche Beurteilung zurückgegriffen werden können.160 Freilich können die Parteien ausdrücklich oder konkludent auf die Befolgung von § 355 ZPO verzichten161 und hierdurch eine Heilung des Verfahrensmangels nach § 295 Abs. 1 ZPO bewirken. Ein Verstoß hiergegen ist im Rechtsmittelweg angreifbar. In schwerwiegenden Fällen kann wegen Verstoßes gegen den gesetzlichen Richter sogar eine Verfassungsbeschwerde begründet sein, wenn die Verletzung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes den rechtsstaatlichen Charakter des Verfahrens ernsthaft beeinträchtigt hat.162

Konsequenterweise hat das OLG Frankfurt163 es als einen Verstoß gegen den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme erachtet, wenn nach einem Dezernatswechsel  die Glaubwürdigkeit bewertet wird, ohne die Zeugen selbst vernommen und ohne aktenkundige Stellungnahme des die Vernehmung durchführenden Richters zum persönlichen Eindruck eingeholt zu haben. Dieser wesentliche Verfahrensmangel führte sogar zur Zurückverweisung an das Erstgericht.

Ebenso verstößt es gegen den Grundsatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme, wenn ein Gericht den Mitgliedern dieses Gerichts bekannte Aussagen aus anderen Verfahren verwertet, da es sich trotz Personenidentität der Richter nicht um das Prozessgericht handelt.164



bb) Abweichende Würdigung in der Berufungsinstanz. Das Gebot, sich einen persönlichen Eindruck zu verschaffen, ist im Berufungsrechtszug des Zivilprozesses nach § 529 Abs. 1 ZPO insofern eingeschränkt, als das Gericht die erstinstanzlich festgestellten Tatsachen zugrunde zu legen hat, soweit nicht konkrete Anhaltspunkte Zweifel an der Richtigkeit oder Vollständigkeit der entscheidungserheblichen Feststellungen begründen und deshalb eine erneute Feststellung gebieten. Im Fall des Zeugenbeweises setzt dies nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zumindest in aller Regel eine erneute Vernehmung voraus. Insbesondere muss das BerGer. einen bereits in erster Instanz vernommenen Zeugen nochmals gem. § 398 ZPO vernehmen, wenn es dessen Aussage „anders würdigen“ bzw. „anders verstehen oder werten“ will als die Vorinstanz. Eine erneute Vernehmung kann „allenfalls dann“ unterbleiben, wenn das Berufungsgericht seine abweichende Würdigung auf solche Umstände stützt, die weder die Urteilsfähigkeit, das Erinnerungsvermögen oder die Wahrheitsliebe des Zeugen noch die Vollständigkeit und Widerspruchsfreiheit seiner Aussage betreffen.165 Auch im Hinblick auf objektive Umstände, die bei der Beweiswürdigung eine Rolle spielen können und von der ersten Instanz nicht beachtet worden sind, darf das Berufungsgericht nicht ohne erneute Vernehmung des Zeugen und abweichend von der Vorinstanz zu dem Ergebnis gelangen, dass der Zeuge in einem prozessentscheidenden Punkt mangels Urteilsfähigkeit, Erinnerungsvermögens oder Wahrheitsliebe objektiv die Unwahrheit gesagt hat.166 Eine andere Handhabung verstößt gegen das Gebot rechtlichen Gehörs (Art. 103 Abs. 1 GG).167
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h) Aussagen von intellektuell einfach strukturierten Menschen. Keinesfalls darf die Aussage einer Person, die nur über geringere intellektuelle und sprachliche Fähigkeiten verfügt, von vorneherein als weniger zuverlässig erachtet werden als diejenige anderer Auskunftspersonen. Es bedarf vielmehr einer genauen Betrachtung, ob nicht die umgekehrte These gilt: Die Aussage ist umso glaubhafter, je weniger die Person in der Lage wäre, eine solche Geschichte eigenständig zu erfinden und im Bericht zu schildern.

Unterschiedliche intellektuelle und sprachliche Fähigkeiten der Auskunftspersonen können bei einer oberflächlichen Analyse des Aussageinhalts zu falschen Ergebnissen führen. Deshalb ist der Hinweis wichtig: Auch die Geschehensschilderungen von intellektuell einfach strukturierten oder ungebildeten Menschen, denen reale Erlebnisse zugrunde liegen, können aus aussagepsychologischer Sicht betrachtet gleichermaßen gehaltvoll sein und sind es in der Regel auch. Man muss diese Auskunftspersonen nur reden lassen und darf sie nicht unterbrechen oder gar korrigieren. Im Gegenteil fällt es aus mehreren Gründen intelligenten Menschen häufig schwerer, „gut“ zu lügen: Sie sind oft zu vorsichtig, wollen keine „Fehler“ begehen, planen alles zu genau.

Nach unserer Erfahrung sind im gerichtlichen Alltag (außerhalb der Jugendschutzsachen) die Fälle, in denen die persönlichen Eigenarten und Fähigkeiten eine besondere Rolle spielen, relativ selten.

Angesichts des Zeitdrucks, unter dem die Beteiligten regelmäßig stehen, ist es leider oft kaum möglich, sich soviel „Raum“ zu nehmen, wie es erforderlich wäre, um die Auskunftsperson mit ihren Eigenarten ein wenig näher kennen zu lernen.
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i) Sonderfall Sexualdelikte. In entsprechenden Fällen – insbesondere bei kindlichen Opferzeugen – sollte man nicht auf die Hilfe eines psychologischen Sachverständigen verzichten. Dies gilt auch angesichts der oft sehr weit reichenden Folgen einer Fehlbeurteilung: Der zu Unrecht verurteilte Angeklagte eines Sexualdelikts hat mit deutlich über die Strafe hinaus gehenden persönlichen – familiären und gesellschaftlichen – Konsequenzen bis hin zur Stigmatisierung zu rechnen; das Opfer einer solchen Tat, dem man keinen Glauben geschenkt hat, kann sich mitunter ein Leben lang nicht von den traumatischen Ereignissen innerlich wieder frei machen. Schon allein die völlig anderen Rahmenbedingungen, innerhalb derer eine Exploration durch einen Sachverständigen stattfinden kann, schaffen die Möglichkeit, an wesentlich besseres Auskunftsmaterial zu gelangen.

Im Gerichtssaal, selbst wenn eine Zeitlang die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird, fällt es einem Opfer eines sexuellen Übergriffs schwer, ausführlich und inhaltlich gehaltvoll über das Erlebte zu sprechen. Ein umfassender und detailreicher Bericht ist eher nicht zu erwarten.168 Deshalb ist es von großer Bedeutung, dafür zu sorgen, dass negativ wirkende situative Einflüsse möglichst minimiert werden. Viel leichter fällt es dem Opfer, sich gegenüber einer Psychologin zu „öffnen“ und Einzelheiten der Geschehnisse mitzuteilen. Das Auskunftsmaterial wird in aller Regel, zumal da – anders als bei Gericht – kein Zeitdruck besteht, deutlich umfangreicher sein. Je ausführlicher die Angaben sind, desto mehr Möglichkeiten bieten sich für eine gute Aussageninhaltsanalyse.
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j) Verteidigerangriffe und Beweisanträge gegen den „guten Ruf“ der Auskunftsperson. Nicht selten greifen Strafverteidiger Zeugen in ihrer Person, in ihrem Ruf, an. Dabei wird auf unterschiedliche Art und Weise versucht, sie herabzuwürdigen. Man bemüht sich zu beweisen oder behauptet es auch nur,169 die Zeugin habe früher oder gerade zum Zeitpunkt ihrer Wahrnehmungen Drogen genommen. Sie habe bereits zuvor schon einmal jemanden wegen Vergewaltigung angezeigt, ohne dass es zu einer Verurteilung gekommen sei. Die Zeugin (Tatopfer einer Vergewaltigung) sei vom Vater hinausgeworfen worden, nachdem sie sich bei „ein paar Kerlen“ aufgehalten habe. Anal- und Mundverkehr seien ihr geläufig. Sie sei arbeits- und wohnsitzlos.170 Die Auskunftsperson soll also in ein schlechtes Licht gerückt werden, damit das Gericht dann den Schluss ziehen soll, dieser Person könne man nicht (alles) glauben.

Selbst wenn es nach Anzeige einer Vergewaltigung zu einem Freispruch gekommen war, kann sie damals dennoch vergewaltigt worden sein. Vielleicht war das Urteil objektiv falsch. Oder sie hatte irgendwann die zusätzliche Belastung eines Strafverfahrens nicht länger auf sich nehmen wollen. Oder Täter und Opfer haben sich – wie sehr oft bei Beziehungstaten – später wieder miteinander versöhnt.

„Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht – und wenn er doch die Wahrheit spricht!“ Der zweite Teil dieses alten Sprichworts ist aussagepsychologisch von besonderer Bedeutung: Der Versuch, anhand früherer Lügen einer Auskunftsperson die Qualität ihren neuen Angaben per se zu mindern, ist grundsätzlich untauglich. Nicht auf das, was die Auskunftsperson vielleicht früher einmal gesagt hat, kommt es an, sondern in erster Linie darauf, was sie im betreffenden Verfahren verlauten lässt. Es geht nicht um die Glaubwürdigkeit der Person, sondern um die Glaubhaftigkeit ihrer Angaben.

100Lügen einer Auskunftsperson im Randgeschehen  lassen sich aussagepsychologisch auch bei wahrheitsgemäßer Aussage zum Kern des Geschehens in verschiedenen typischen Aussagesituationen erklären:


a)  Die Lügengeschichte klingt plausibler als die Wahrheit;

b)  Die Lügengeschichte belastet den Aussagenden selbst im Gegensatz zur Wahrheit in seinem Verhalten bzw. seiner Reputation nicht oder zumindest in geringerem Umfang;

c)  Die Lügengeschichte entlastet den Aussagenden von einer Mitverantwortung an dem Geschehen, während die Wahrheit eine Mitverantwortlichkeit nahelegen würde;

d)  Die Lügengeschichte entlastet eine dem Aussagenden nahestehende Person;

e)  Die Schilderung der Wahrheit bringt den Aussagenden in ein emotionales Dilemma;

f)  Der Aussagende erinnert sich in Wahrheit nicht mehr an alles und fürchtet daher, das Gericht werde die Aussage oder das Erinnerungsvermögen insgesamt anzweifeln.




Beispiel aus einem Vergewaltigungsprozess:

Die zuständige Strafkammer bekam Zweifel an der Verlässlichkeit der Aussage der Nebenklägerin; denn diese hatte – ausführlich zu ihren sexuellen Erfahrungen und zu ihren Sexualpartnern seit ihrem 17. Lebensjahr befragt – offensichtlich keine vollständigen Angaben gemacht. Die Untersuchungen hatten ergeben, dass die Nebenklägerin entgegen ihren Angaben vor dem als Vergewaltigung angeklagten Ereignis ihren Slip schon länger getragen haben musste, weil sich im Bundbereich DNA-Spuren von drei Männern und im Bundbereich der Strumpfhose von vier Männern fanden.171 Die Nebenklägerin konnte während ihrer Aussage befürchten, dass die Strafkammer einen negativen Eindruck ihres bisherigen Lebenswandels bekommen und hieraus negative Schlüsse für die Glaubhaftigkeit ihrer Aussagen ziehen würde, wenn sie zu diesem Fragenkomplex vollständige Angaben machen würde. Tatsächlich äußerte die Strafkammer in ihrem freisprechenden Urteil Bedenken, ob auf die Angaben „Verlass“ sei. Für den Bundesgerichtshof war dies Anlass zur Besorgnis, dass die Strafkammer vor allem die allgemeine, personale Glaubwürdigkeit in Zweifel gezogen habe und ihr dabei die genaue Analyse des Inhalts der Aussage zum Kerngeschehen und deren Vereinbarkeit mit den Spuren aus dem Blick geraten sein könnte.



101Beweisanträge, die darauf abzielen, die Glaubwürdigkeit eines Zeugen in einem Strafverfahren anhand früher gemachter Angaben in einem anderen Verfahren anzugreifen, können in der Regel gemäß § 244 Abs. 3 Satz 2 StPO mit der Begründung abgelehnt werden, die nach dem Beweisbegehren festzustellenden Tatsachen seien für die Entscheidung ohne Bedeutung. Freilich muss das Gericht dann bereits in der Begründung der Ablehnung des Beweisantrags eine – vorläufige – Beweiswürdigung vornehmen. Es muss dargetan werden, warum die Angaben des Zeugen auch dann als glaubhaft erachtet werden, wenn sich herausstellen sollte, dass er an anderer Stelle die Unwahrheit gesagt haben sollte. Es hat mithin eine Würdigung der im betreffenden Verfahren gemachten Angaben, in der Regel eine Aussageninhaltsanalyse anhand der (im Folgenden beschriebenen) Realkennzeichen/Realitätskriterien zu erfolgen. Dies bedeutet für das Gericht im Ergebnis keine Mehrarbeit; denn es ist zulässig, sollten sich keine Änderungen ergeben, später in den Urteilsgründen die im Ablehnungsbeschluss verwendeten Formulierungen – ggf. ergänzt um die weiter gewonnenen Erkenntnisse – zu wiederholen.

Diese Grundsätze gelten gleichermaßen auch bei Lügen innerhalb ein und desselben Verfahrens. Beispielsweise können die Anklagepunkte Nr. 1 bis 3 erlogen, der Anklagepunkt Nr. 4 dennoch wahr sein. Freilich steigen in einem solchen Fall die Anforderungen an die Qualität der Schilderung des Geschehensteiles, von dem sich das Gericht überzeugen lässt.172








102
k) Unbewusste Sympathie bzw. Antipathie. Es wäre „blauäugig“ anzunehmen, die Persönlichkeit einer Auskunftsperson fließe im Gerichtsalltag nicht in die Überzeugungsbildung mit ein. Sympathie und Antipathie, ein gemeinsames Sprachniveau, die gleiche Herkunft, sogar allein die Angehörigkeit zur gleichen gesellschaftlichen Schicht können sich auf die Bereitschaft, Bekundungen weniger genau zu hinterfragen und sie rascher zu glauben, auswirken. Zahlreiche Tests der Verfasser mit ausschließlich im forensischen Bereich tätigen Personen belegen eindrücklich, wie stark diese Einflüsse bei der Rechtsfindung durchschlagen.173


Beispiele:

Zu den Angaben eines „Skins“ hatten die Juristen signifikant mehr Nachfragen als zu der nahezu wortgleichen Aussage einer hübschen jungen Frau.

In einem anderen Fall erklärte ein Beisitzer in einer Beratungspause nach Vernehmung einer vielleicht etwas „individuell“ gekleideten und geschminkten Zeugin: „Dieser aufgetakelten Dame glaube ich kein Wort; die lügt, wenn sie den Mund aufmacht.“



Auch bei Aussagen von Ausländern können möglicherweise solche „Mechanismen“ greifen. Ebenfalls signifikant unterschiedlich, nämlich einmal als „eher glaubhaft“ und das andere Mal als „eher unglaubhaft“, wurde die gleiche Aussage empfunden, wenn sie von einen Mann arabischer Herkunft in gebrochenem Deutsch, das andere Mal von einer daneben sitzenden Dolmetscherin präsentiert wurde.174








103
l) Problematische Plausibilitätsprüfungen. Die Angehörigkeit zur gleichen gesellschaftlichen Schicht kann auch bei so genannten „Plausibilitätsüberprüfungen“ Auswirkungen haben. Zumindest unbewusst überprüfen wir ständig innerlich, ob das, was berichtet wird, so überhaupt möglich oder – weniger absolut – ob es plausibel ist. Tatsächlich wird immer nur geprüft, ob es plausibel erscheint. Plausibilitätsüberprüfungen sind immer subjektiv. Sie erfolgen jeweils anhand eines Rückgriffs auf den eigenen Erfahrungsschatz: „Das kann ich mir nicht vorstellen …“ oder „So verhält man sich in einer solchen Situation doch nicht …“ – „Man“ ist hier der Jurist. Er hätte sich vermutlich anders verhalten. Ob aber jemand, der im sozialen Randmilieu lebt, in der betreffenden Situation nicht doch auf diese Weise, für uns „unverständlich“, reagiert, steht keinesfalls fest. Es wird dieser Person oft schwer fallen, das Gericht davon zu überzeugen.

Ist bzw. erscheint also etwas als unplausibel, darf daraus nicht direkt auf eine Lüge geschlossen werden. Die wenigsten Lügner werden so einfältig sein, einen offensichtlich unplausiblen Geschehensablauf zu schildern. Sie werden sich eher umgekehrt verhalten. Deshalb kann Plausibilität nur einen geringen Indizwert haben.


Beispiel: 

Im Rahmen eines Rollenspiels bei einer Fortbildungsveranstaltung für Polizeibeamte berichtete die Psychologin Susanna Niehaus175 von einem Kinobesuch während ihrer Studienzeit zusammen mit ihrem damaligen Freund. Eine Gruppe angetrunkener Jugendlicher habe herumgepöbelt. Ihr Freund habe nichts unternommen während sie die Jugendlichen mit verbalen Attacken beleidigt habe. Einer der Jugendlichen habe ein Messer gezückt und sie bedroht. Die Polizeibeamten hätten diese Geschichte, obwohl völlig der Wahrheit entsprechend, nicht geglaubt. Ursache: Es entspricht nicht der Alltagserfahrung von Polizeibeamten, dass eine junge zierliche Dame sich traut, angetrunkene jugendliche Raufbolde zu beleidigen, und dass ihr Freund ihr nicht zur Seite gestanden habe. Die Polizeibeamten hätten bei ihrer „Vernehmung“ deutlich zu erkennen gegeben, dass sie ihr nicht glaubten, worauf sie immer nervöser geworden sei – eine häufig als „Lügensignal“ missinterpretierte Reaktion auf das von der Vernehmungsperson geäußerte Misstrauen.176



Die in diesem Beispiel dargestellte Reaktion der „Vernehmungspersonen“ des Rollenspiels wird in Anlehnung an die gleichnamige historische Person als „Othello-Fehler“ bezeichnet. Ein Aussagender zeigt durch signalisiertes Misstrauen seines Gegenübers Verhaltensweisen, die vom Gegenüber wiederum fälschlich als Beleg für eine Falschaussage interpretiert werden.177 Die Namensgebung beruht auf der berühmten Shakespeare-Tragödie178: Othello verdächtigte seine Gattin Desdemona der Untreue, weil er sie im Gespräch mit Cassio überrascht hatte. Je mehr und je angstvoller sie ihre Unschuld beteuerte, umso misstrauischer wurde er. In der Überzeugung, dass ihre Reaktion sie als Lügnerin entlarvt hätte, erdrosselte er sie im Ehebett.








104
m) Aussagen von Polizeibeamten. „Die Polizei, dein Freund und Helfer“: Ob dieser aus dem letzten Jahrhundert stammende Slogan, der zur Image-Aufbesserung des Berufsstands der Polizeibeamten führen sollte, heute noch uneingeschränkte Akzeptanz finden würde, ist fraglich. Inzwischen begegnen viele Menschen einem Polizeibeamten entweder – wegen eines tendenziell schlechten Gewissens – stark zurückgenommen oder umgekehrt – wegen der allein in der Begegnung erahnten Provokation – aggressiv. Im vorliegenden Zusammenhang lässt sich dieser Spruch dazu verwenden, um damit eine vor Gericht bestehende Gefahr aufzuzeigen. Nicht nur in Strafverfahren kommt es oft entscheidend auf die Bekundungen von Polizeibeamten an. „Wie lang war die vermessene Bremsspur?“, „Welche Reaktion hat der Angeklagte bei der ersten Konfrontation mit dem Tatvorwurf gezeigt?“ u. ä. Das sind für den Gerichtsalltag typische Fragen. Sehr häufig haben die Polizeibeamten keine echten Erinnerungen mehr an die Ereignisse. Üblicherweise kommt dann die Gegenfrage: „Was habe ich denn damals in die Akten aufgenommen?“ Man teilt es mit und nun „erinnert“ sich der Zeuge auf einmal daran. Oder es kommt die ehrliche Erwiderung: „Heute kann ich mich zwar nicht mehr an das konkrete Geschehen entsinnen. Wenn ich das aber damals so in die Akten aufgenommen habe, dann hat es sich auch so zugetragen.“ Oder: „Ich messe Bremsspuren immer richtig. Dann war sie auch so lang, wie ich notiert habe.“ Dass der Beamte in einer solchen Situation bewusst die Unwahrheit sagt, ist unwahrscheinlich. (Allerdings lehrt die Rechtswirklichkeit, dass durchaus auch Polizeibeamte bisweilen lügen.)

Es besteht aber die Möglichkeit eines Irrtums, also einer falschen Wahrnehmung (falsch abgelesen) oder falschen Aufnahme (falsch notiert) der Geschehnisse. Dennoch werden vor Gericht sehr oft die Aussagen von Polizeibeamten sogar dann, wenn sie die fehlende aktuelle Erinnerung offenbart haben, „als bare Münze“ übernommen. Dahinter mag das Bild stehen, man „sitze ja praktisch im selben Boot“; Polizeibeamte seien „per Amtseid“ verpflichtet, nur Wahres und Richtiges zu sagen. Das müssen sie, wie eigentlich alle anderen Zeugen auch. Wie alle anderen täuschen sie sich aber eben auch immer wieder.179 Ein Gericht hiervon zu überzeugen, ist freilich kein einfaches Unterfangen.

Faktisch haben die Aussagen von Polizeibeamten vor Gericht ein hohes Gewicht. Richtigerweise müssen aber auch ihre Angaben genau so wie diejenigen der anderen Zeugen hinterfragt und anhand der Aussageanalyse auf Wahrheitsgehalt und Irrtumsfreiheit überprüft werden.


Beispiel: Ein Polizeibeamter war auf dem Weg zum Dienst und stand an erster Stelle vor einer Rotlicht anzeigenden Ampel auf der Linksabbiegespur. Er schilderte, wie ein Fahrzeug der Querstraße noch in die Kreuzung einfuhr, obwohl er bereits bei beginnendem Gelblicht den ersten Gang eingelegt hatte; er habe das Rotlicht der Ampel der Querstraße erkennen können. Dieses habe länger als eine Sekunde aufgeleuchtet, als der andere Fahrer in die Kreuzung eingefahren sei. Das AG Landshut hat als mögliche Irrtumsquelle der Zeitschätzung des Zeugen festgestellt, dass nicht eindeutig sei, ob der Zeuge wirklich beide Ampeln (die eigene und diejenige des Querverkehrs) beobachtet oder ob er nur die eigene Ampel bemerkt und im Übrigen Rückschlüsse aus seiner Kenntnis der Örtlichkeiten gezogen habe. Daher sei der Vorwurf des qualifizierten Rotlichtverstoßes (Rotlicht schon länger als eine Sekunde) nicht erwiesen.180



105Zum Thema fehlender konkreter Erinnerungen von Polizeibeamten eine Entscheidung des OLG Düsseldorf: „Bei der Beurteilung, ob der Betroffene die zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten hat, darf der Tatrichter zu dessen Lasten sich nicht damit begnügen, dass Polizeibeamte, die sich an den Vorfall nicht mehr erinnern, auf die von ihnen erstattete Anzeige einfach Bezug nehmen.“181 Die tatrichterliche Feststellung, der Betroffene habe die zulässige Höchstgeschwindigkeit um 36 km/h überschritten, beruhte im Wesentlichen auf den Aussagen der Polizeibeamten. Das Amtsgericht hatte dazu ausgeführt, dass die Zeugen sich zwar an den konkreten Fall nicht mehr erinnern konnten, sich jedoch auf ihre Anzeige berufen haben. Aufgrund des in der Hauptverhandlung von ihnen gewonnenen persönlichen Eindrucks habe das Gericht keine Zweifel, dass sie die Messung ordnungsgemäß durchgeführt haben. Das Rechtsbeschwerdegericht hat diese Feststellungen als nicht ausreichend erachtet. Das Tatgericht müsse vielmehr klären, ob Polizeibeamte, die sich an einen Vorgang nicht mehr erinnern, die volle Verantwortung für den Inhalt der Anzeige übernehmen (das kann man sich sparen, denn das werden sie immer tun), warum es verständlich erscheint, dass keine aktuellen Erinnerungen mehr vorliegen (auch diese Feststellung wird in der Regel wenig bringen, jedenfalls dann, wenn es sich um relativ unbedeutsame, immer wieder ähnlich ablaufende Vorgänge handelt), in welcher Weise sie bei der Anzeigenerstattung beteiligt gewesen sind (das kann schon hilfreicher sein, denn möglicherweise erlangt man dadurch einen Hinweis auf fehlende Erinnerungen) und ob und inwieweit ein Irrtum ausgeschlossen ist. Das Letzte ist der entscheidende Punkt; denn damit wird das Gericht dazu gezwungen, überhaupt inhaltliche Feststellungen zu treffen.

Diese Entscheidung zeigt auch, wie problematisch – aus Sicht der Verfasser im Sinne der Wahrheitsfindung oft sogar kontraproduktiv – es ist, von Polizeibeamten (aber auch von anderen Personen) zu verlangen, dass sie sich auf eine Vernehmung vorbereiten, indem sie zuvor nochmals früher gefertigte Unterlagen durchlesen.

Eine gerichtsbekannt besondere Zuverlässigkeit und Gewissenhaftigkeit eines als Zeuge vernommenen Polizeibeamten ist als bloße Behauptung innerhalb einer Beweiswürdigung („der Messbeamte ist dem Gericht aus vielen vorangegangenen Verfahren als äußerst zuverlässig bekannt…“) – zumindest in dieser pauschalen Form – nicht zulässig. Um die Zuverlässigkeit des Beamten tatsächlich beurteilen zu können, muss sich das Gericht zuvor in einer Reihe von Fällen, z. B. in unangekündigten Stichproben, tatsächlich von seiner Vorgehensweise und seinem Verhalten bei entsprechenden dienstlichen Situationen in Kenntnis setzen. Diese „Überprüfungen“ müssen in einem Urteil, das dem Polizeibeamten eine besondere Zuverlässigkeit attestiert, zumindest kurz dargelegt werden, um den daraus gezogenen Schluss auf Zuverlässigkeit für das Rechtsmittelgericht überprüfbar werden zu lassen. Nur deshalb, weil das Gericht dem Zeugen auch in einer Reihe vorangegangener Verfahren „Glauben geschenkt“ hatte, kann keine besondere Zuverlässigkeit festgestellt werden. Die vorangegangen Beweiswürdigungen können richtig oder falsch gewesen sein.182
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